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VORREDE. 



England und Frankreich haben beide ihre Eisenbahnen 
der Privatindustrie überlassen, jedoch mit dem wesentlichen 
Unterschiede, dass die engUsche Regierung sozusagen ruhige 
Zuschauerin blieb, keinerlei Staatssubvention, keinerlei Staats- 
garantie gewährte und Alles der freien Konkurrenz überliess, 
während die französische Regierung frühzeitig das Eisenbahn- 
monopol eigentlich organisirte, indem sie das Bahnnetz unter 
sechs grosse Gesellschaften vertheilte und letztere je nach 
Umständen mit Geldsubventionon und Staatsgarantie unterstützte. 

Oesterreich - Ungarn ist gewissermaassen einen Mittelweg 
gegangen, indem es einestheils nach englischer Art die freie 
Konkurrenz unter den Gesellschaften begünstigte und die Kon- 
zessionen zerstückelte, andererseits aber, wie in Frankreich, den 
Konzessionären mit dem Staatssäckel zu Hilfe kam. 

Die Vorgänge und Erfahrungen Englands und Frank- 
reichs verdienen darum die grösste Aufmerksamkeit von Seiten 
Oesterreichs, und dies umsomehr als — so unglaublich es 
klingen mag! — die beiden in England und Frankreich ein- 
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geschlagenen, verschiedenen Wege schliesslich zu demselben Ziele 
geführt haben. In England sind die zahllosen kleinen Bahnen 
verschwunden und im Wege der Fusion grosse Eisenbahn- 
komplexe entstanden, welche den französischen überraschend 
ähnlich sehen und auf welchen jede Konkurrenz faktisch auf- 
gehört hat. Der einzige Unterschied, der noch besteht, beruht 
darin: dass die französische Kegierung sich bei Zeiten das 
Kecht gewahrt hat, das Monopol zu überwachen, während die 
englische Kegierung demselben machtlos gegenüber steht, und 
dass die französischen Bahnen, wie die österreichischen, in 60 
bis 90 Jahren an den Staat heimfallen, während die englischen 
Konzessionen auf ewige Zeit ertheilt sind. Dieser letztere Um- 
stand macht es erklärlich, warum in England immer mehr 
vom Eückkauf der Bahnen durch den Staat die Rede wird, 
während derselbe Vorschlag, in Frankreich im Jahr- 1848 so stark 
betont und der Ausführung nahe gebracht, in letzterem Lande 
mehr und mehr verstununt. 

Einen vortrefflichen Einblick in die erwähnten enghschen 
Zustände gewährt ein kürzlich in zweiter Auflage erschienenes 
Werk „Ueber das Staatsbautenwesen in England" von Charles 
de Franqueville *), ' einem Sohne des bekannten Strassen-, Brücken- 
und Eisenbahn-General-Direktors im französischen Staatsbauten- 
ministerium. Älitglied des Staatsrathes und Sekretär der Eisen- 
bahn-Zentralkommission, ist der Verfasser überaus kompetent in 
dem von ihm behandelten Gegenstande, und seine im Auftrage 
der französischen Regierung nach wiederholtem längeren Auf- 
enthalte in England verfasste Arbeit besitzt nicht nur die den 
französischen Schriften in der Regel eigenen Vorzüge der Klar- 



♦) Du regime des Travaux publics en Angleterre par Ch. de Franqueville, 
Paris Ubrairie Hachette, 79 boulevard St. Germain. 1875. 4 Bände. 
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heit und übersichtlichen Kürze, sondern auch jenen einer mit 
Beweisen ausgestatteten Gründlichkeit. 

Wir glauben es dem Verfasser schuldig zu sein, das 
vollständige Inhalts verzeichniss seines Werkes hier aufzuführen: 



Ueber das Staatsbautenwesen in England. 



I. Band. 

I. Theil Eisenbahiieii. 

Kap. I. Geschichtlicher 

Rückblick. 

^ Die fünf Perioden der englischen 

Eisenbahngeschichte. 

* 1. Die Versuche (1801—1830). 
*2. Die Kindheit (1830— 1845). 
^ 3. Die Eisenbahnwuth (1845 bi^ 

1848). 

* 4. Die Konkurrenz (1 849— 1 858). 

* 5. Die Fusionen (1858—1874). 

Kap. II. Konzessions-Yer- 
handlungen. 

1. Trassenbestimmung. 

2. Konstituirung der Gesellschaft. 

3. Gesetzliche Kundmachungen. 

Kap. in. Konzessionirung. 

1. Charakter der Privatbills. 

2. Einreichung und Vorprüfung 

der Bills. 

3. Erste und zweite Lesung. 

4. Die „Kommittees". 

5. Opponirte Bills. 

6. Berathung der Kommissionen. 

7. Stehende Konzessions - Bedin- 
gungen. 

8. Dritte Lesung. 



9. Verhandlung im Oberhause. 

10. Die Konzessions-Urkunde. 

11. Die parlamentarischen Kosten. 

Kap. IV. Konzessionirung. 
(Fortsetzung.) 

1. Die Parlaments-Kommissionen. 

2. Gemischte Kommissionen. 

3. Kommissionen des einen Hauses 

(Konzessions-Bills). 

4. Kommissionen des einen Hauses 

(Konzessionsznsätze). 

5. Vortheile und Nachtheile dieses 

Verfahrens. 

Kap. V. Bauperiode. 

1. Allgemeine Befugnisse der Ge- 

sellschaften. 

2. Beschleunigte Grundbesitzergrei- 

fung. 

3. Gütliche Grundeinlösung. 

4. Zwangsenteignung. 

5. Vorübergehende Grundbenützung. 

6. Entschädigungen. 

7. Bauausführung. 

Kap. VI. Beziehungen der 
Gesellschaften zum Staate. 

1. Parlamentarischer Wirkungs- 

kreis. 

2. Regierungs-*Kontrolle. 
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3. Organisation des Handelsamts 

(Board of trade). 

4. Befugniss des Handelsamts. 

5. Eröffnung neuer Bahnen. 

6. Generalinspektion. 

7. Vorlagen an die Eegierung. 

8. Bahnpolizeiliche Vorschriften. 



Kap. Vn. Beziehungen der 
Gesellschaften zum Staate. 

XFortsetzung.) 

1. Eisenbahnkommission. 

2. Post- und Telegraphendienst. 

3. Militär- und Marinetransporte. 

4. Transportsteuem. 



Kap.Vni. Gesellschaftliche 
Verwaltung. 

1. Die Aktionäre. 

2. Verwaltungsräthe. 

3. Gesellschaftliche Direktoren und 

Beamte. 

4. Anlehen. 

5. Finanzielle Lage der Gesell- 

schaften. 

Kap. IX. Personentransport. 

1. Maximaltarife. 

2. Eingehobene Tarife. 

3. Gepäck. 

4. Zugsverkehr. 

5. Unfälle. 

Kap. X. Frachtentransport. 

1. Gesetzliche Verbindlichkeit der 

Gesellschaften. 

2. Maximaltarife. • 



3. Zentral- Abrechnungsstelle (Clea- 

ring-House). 

4. Tarif bestimmungen und Waaren- 

klassifikation. 

5. Tarifschwankungen. 

6. Thatsächliche Frachtpreise. 



II. Band. 

I. Theil. Eisenbahnen. 

(Fortsetzung.) 

Kap. XI. Gestaltung der 
Bahnnetze. 

<^ 1 . Entstehung der Netze. 

2. Englisches Bahnnetz. 

3. Hauptstädtisches Bahnnetz. 

4. Schottisches Bahnnetz. 

5. Irisches Bahnnetz. 



Kap. XII. Die Konkurrenz. 

^ 1. Gegenseitige Beziehungen der 

Gesellschaften. 
^^2. EflFektive Konkurrenz. 
^^3. Eventuelle Konkurrenz. 

Kap. Xin. Das Monopol. 

* 1. Gesellschaftliche Fusionen. 
^ 2; Der Rückkauf durch den Staat. 



Kap. XIV. Liquidirung der 
Gesellschaften. 

1. Liquidirung der Gesellschaften. 

2. Verzichtleistung auf die Kon- 

zession. 

3. Sequestrirung und Ausgleich mit 

den Gläubigern. 
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II. Theih Landstraasen. 

Kap. XV. StraBsen und 
Brücken. 

1. Oeffentliche Strassen. 

2. Erhaltung der Strassen. 

3. Gemeindeverwaltung. 

4. Strassenämter. 

5. Strassenmauth. 

6. Städtische Strassen. 

7. Schottische Strassen. 

8. Irische Strassen. 

9. Brücken und Fähren. 

10. Strassennetz und Strassenhaus- 
halt. 

Kap. XVI. Tramways. 

1. Geschichtlicher Rückblick. 

2. Tramwaynetz. 

3. Konzessionen. 

4. Bau. 

5. Betrieb. 

6. Schottische Tramways. 

7. Irische Tramway. 

Kap. XVII. Strassenloko- 
motiven. 

1. Stand der Gesetzgebung. 

2. Personentransport. 



III. Theil. Schifffahrt 

Kap. XVIII. Wasserläufe. 

1. Wasserrecht. 

2. Wasserbau-Kommission. 

3. Städtische Wasserabzugs - Kom- 

missionen. 

4. Drainirungsämter. 

6. Einmischung des Staates. 
6. Wasserrecht in Irland. 



Kap. XIX. Kanäle. 

1. Konzessionirung u. Verwaltung. 

2. Schifffahrtsstrassennetz. 

3. Konkurrenz der Eisenbahnen. 

4. Einnahmen und Verkehr. 

Kap. XX. Häfen und Docks. 

1. Konzessionirung und Bau. 

2. Verwaltung. 

3. Gebühren. 

4. Schifffahrtsbewegung. 

Kap. XXL Leuchtthürmeund 

Signale. 

1. Behörden. 

2. Verwaltung. 



Schlassfolgerimgen. 

Kap.XXII. Vergleichungder 
englischen und der franzö- 
sischen Einrichtungen. 

1. Das Staatsbautenwesen im 

Allgemeinen. 

2. Konzessionirung und Bauaus- 
führung. 

3. Beziehungen der Gesellschaften 
zum Staate. 

4. Verwaltung der Gesell8chafl;en. 

5. Eisenbahnbetrieb. 

6. Eisenbahnnetz. 

* 7. Konkurrenz und Monopol. 

8. Strassenwesen. 

9. Schifffahrt. 

Die zwei letzten Bände ent- 
halten (in französischer Ueber- 
setzung) den Wortlaut der auf 
öffentliche Bauten bezüglichen, der- 
malen in Kraft stehenden^ eng- 
lischen Gesetze. 
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Nur die mit ♦ bezeichneten Abschnitte haljen wir in 
den vorliegenden deutschen Auszug über Eisenbahnkonkurrenz und 
Eisenbahnfnsionen, und zwar in derselben Reihenfolge aufgenommen, 
ohne die geringste Aenderung an dem Text. Dadurch hat ihr 
Zusammenhang etwas geUtten. Da es sich aber weniger um die 
Form, als um den Inhalt handelt, so hoffen wir, der öster- 
reichische Leser sowohl als der französische Verfasser werde 
uns diese Unvollkonmienheit zugutehalten. 

Wien, am 28. April 1875. 



W. V. NSrdling. 



L 
(jeschichtlicher Rückblick. 

Uie Geschichte der englischen Eisenbahnen lässt sich zweckmässig 
in fünf Abschnitte eintheilen. Die erste^ vom Beginn dieses Jahrhunderts 
bis zum Jahre 1830 reichende Periode ist die der Versuche; der zweite, 
um die Hälfte kürzere Abschnitt kann als die Kindheit der Bahnen 
bezeichnet werden; hierauf folgte im Jahre 1845 jene Krise, welcher 
man in England die Bezeichnung Eisenbahnwuth beilegte. Nunmehr 
tritt die Reaktion ein, und die Periode von 1849 bis 1858 ist mit 
Kampf und Konkurrenz der rivalisirenden Eisenbahn- 
gesellschaften ausgefüllt. Endlich stellt sich der Friede wieder ein, 
und die Zeit vom Jahre 1858 bis zum heutigen Tage kann als die 
Periode der Fusionen bezeichnet werden. 

Ohne an dieser Stelle auf die Details dieser ebenso interessanten 
wie lehrreichen Geschichte einzugehen, scheint es mir von Nutzen zu 
sein, die wichtigsten Begebenheiten in grossen Zügen vorzuführen und 
darzuthun, in welcher Art und Weise der Staat die Entwickelung jenes 
ungeheueren Industriezweiges gefördert oder gehemmt hat, dessen jähr- 
liches Budget gegenwärtig drei Viertheilen desjenigen der vereinigten 
Köm'greiche gleichkommt. 



%. 1. Die Yersnche. 

1801—1830. 

Das imposante Eisenbahnnetz, welches heutzutage Grossbritannien 

und Irland umspannt, verdankt seine Entstehung ausschliesslich der 

Privatspekulation. Vom Beginn dieses Jahrhunderts an, wo der Gesell- 

1 
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Schaft der „Surrey iron railway" im Jahre 1801 die Bewilligung zum 
Baue einer Eisenbahn von Wandsworth nach Croydon ertheilt worden 
war; hatte sich das Parlament in jeder Session mit ähnlichen Angelegen- 
heiten zu beschäftigen, wobei jedoch hervorgehoben werden muss, dass 
es sich während der ersten 20 Jahre lediglich um solche Eisenbahnen 
handelte, welche mit Pferdekraft betrieben wurden und nur dem Frachten- 
transporte dienten. 

Im Jahre 1818 fasste Eduard Pease, ein Mann von jener seltenen 
Energie und ausdauernden Willenskraft, welche den englischen Volks- 
stamm charakterisiren , den Entschluss, eine Schienenstrasse zwischen 
Stockton und Darlington zu erbauen. In Folge der Opposition des Herzogs 
von Cleveland, der in. der Nähe der beabsichtigten Linie einen Fuchs- 
bau besass, scheiterte das erste Projekt. Erst nachdem neue Pläne ent- 
worfen worden waren, wurde nach Ueberwindung vieler Schwierigkeiten 
am 19. April 1821 die Konzession ertheilt. Das betreffende Gesetz gab 
die Ermächtigung zum Baue eines Schienenweges, welcher für den Ver- 
kehr von „Waggons oder anderen Vehikeln, die durch Thiere, Menschen 
oder auf andere Art bewegt werden^^, bestimmt und auf welchem der 
Betrieb im Winter auf die Stunden von 7 Uhr Früh bis 6 Uhr Abends, 
und im Sommer von 6 Uhr Frtlh bis 8 Uhr Abends beschränkt war. 

Gerade um dieselbe Zeit hatte Stephenson ') seine erste Lokomo- 
tive, oder Eisenross, wie man dieselbe damals nannte, gebaut, und der 
damit am 18. November 1822 auf der kurzen Bahn von Killingworth 
unternommene Versuch war vollständig gelungen. In Folge dessen wandte 
sich Pease an das Parlament und erhielt in der That die Erlaubniss, 
Dampfmaschinen anzuwenden. 

Zwei Jahre später, und zwar am 27. September 1825, wurde 
die soeben vollendete Bahn zum ersten Male von einer Stephenson'schen 
Lokomotive befahren, über welches Ereigniss ein Journal jener Zeit- 
periode Folgendes berichtete: „Auf ein gegebenes Zeichen setzte sich 
^,die Maschine mit einem endlosen Wagenzuge in Bewegung, und ihre 
„Geschwindigkeit erreichte stellenweise das Maass von 12 miles (19 Kilo- 
„meter) per Stunde. In Stockton rief die Ankunft des Zuges eine ausser- 
„ordentliche Verwunderung hervor." 



*) Siehe das Leben Stephenson^ s von Smiles. 
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Diese neue^ hauptsächlich nur zum Kohlentransport bestimmte 
Bahn besass anfänglich nur einen einzigen Personenwagen, welcher nach 
Art der auf den Märkten erscheinenden Marktwagen gebaut war, auf 
jeder Seite eine Sitzreihe und in der Mitte einen Tisch aus Tannenholz 
enthielt. Stephenson benannte diesen Wagen ^^Experiment^^ und Hess 
daran folgende Inschrift anbringen: „Fericulum privatum, utilitas publica". 
Seine erste Fahrt machte dieser Wagen am 10. Oktober 1825, wobei er 
von Pferden gezogen wurde. Dem einmal gegebenen Beispiele folgten 
andere unternehmungslustige Personen, welche nun die verschiedenartig- 
sten Vehikel konstruirten und auf eigene Gefahr auf den Schienen laufen 
liessen; allein bald darauf übernahm die Gesellschaft selbst den Betrieb 
des Unternehmens und erzielte derartige Erfolge, dass die gebildete Welt 
nach und nach anfing, ein Verständniss für die Bedeutung des neuen 
Transportmittels zu gewinnen ^). 

Um dieselbe Zeit kamen die Fabrikanten von Lancashire, welche 
sich über die Unzulänglichkeit des den Frachtentransport zwischen Man- 
chester und Liverpool vermittelnden Kanals zu beklagen hatten, auf den 
Gedanken, eine Eisenbahn zwischen den beiden genannten Städten zu 
erbauen. Die Durchführung der Studien begegnete jedoch erheblichen 
Schwierigkeiten; denn die Ingenieure wurden bei ihrem Erscheinen von 
Weibern und Kindern mit Steinwürfen empfangen, und die Bauern selbst 
gingen ihnen mit Heugabeln zu Leibe. Sie mussten in Folge dessen zur 
List greifen und waren auf den Besitzungen des Herzogs von Bridgewater 
sogar genöthigt, die Terrainaufnahmen des Nachts bei Mondschein durch- 
zuführen. Endlich gelang es das Projekt zu vollenden, so dass das Kon- 
zessionsgesuch im Jahre 1825 dfim Parlamente vorgelegt werden konnte^. 



^) In jener Zeit befand sich an der Stelle, welche heute die 20,000 Ein- 
wohner zählende Stadt Middlesborough bedeckt, nur ein einsames Pachtgut. 

') Stephenson wurde vom Ausschuss einvernommen. „Ich glaube**, äusserte 
«sieh später Nieholas Wood, „dass die Gesellschaft ihre Sache verloren hätte, würde 
»Stephenson gewagt haben, von einer grösseren Geschwindigkeit als 13 bis 16 Eilo- 
«meter per Stunde zu sprechen. Hätte er seine Absicht zu erkennen gegeben, die 
„Lokomotiven mit 19 oder gar 24 Kilometer Geschwindigkeit laufen zu lassen, so 
„würde dies Niemand für möglich gehalten haben. <* 

Ein Ausschussmitglied fragte Stephenson: „Nehmen wir an, dass eine 
„dieser Maschinen mit einer Geschwindigkeit von 9 oder 10 miles dahinfährt und 

1* 
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Die heftige Opposition seitens der Kanalgesellschaften brachte die 
Konzession anfänglich zu Falle; allein im darauffolgenden Jahre wurde 
sie dennoch ertheilt^ und die Bill; welche im Hause der Gemeinen mit 
grosser Majorität angenommen worden war, wurde im Hause der Lords 
nahezu mit Stimmeneinhelligkeit votirt. Die von den Konzessionären auf- 
gewendeten Vorauslagen beliefen sich auf 675,000 Franken. 

Ungeachtet der zu bewältigenden, schwierigen Arbeiten konnte 
der erste, von der Lokomotive „Eocket" gezogene Personenzug schon am 
1. Jänner 1830 die Sümpfe von Chat Moss durcheilen und die Bahn 
am 15. September desselben Jahres definitiv dem öffentlichen Verkehr 
übergeben werden. Es war dies ein' wichtiges Ereigniss für das Land, 
und der Herzog von Wellington, Sir Eobert Peel und zahlreiche Parla- 
mentsmitglieder wohnten der Eröffnungsfeierlichkeit bei. 

Der Erfolg war augenscheinlich, und so wurden denn von allen 
Seiten neue Linien projektirt und dem Studium unterzogen. 



§. 2. Die Kindheit der Eisenbahnen. 

1830-1845. 

Mit ihrer gewohnten Klugheit waren jedoch die kaltblütigen eng- 
lischen Staatsmänner der Ansicht, nichts zu übereilen. Das Parlament 
hatte in den Jahren 1826 — 1830 zwar 28 neue Linien von durchaus 
geringer Ausdehnung konzessionirt, dagegen alle bedeutenden Projekte 
entweder ganz zurückgewiesen oder vertagt, und diese Strenge wich nur 
allraälig und nach Maassgabe der erzielten Erfolge. 



„dass eine Kuh, welche sich auf die Bahn verirrt hat, der Lokomotive im Wege 
„steht, so werden Sie doch zugeben, dass dies ein verhängnissvoller Umstand wäre ?^ 
„Allerdings'*, erwiderte Jener, „wäre dies eine verhängniss volle Lage für die Kuh." 

Als endlich ein anderes Mitglied die Frage aufstellte, ob die Maschine 
während der Nacht durch den blendenden Glanz des bis zum Rothglühen erhitzten 
Schornsteines nicht Schrecken unter den Thieren verbreiten würde, antwortete 
Stephenson : „Woher sollten diese erfahren, dass der Schornstein nicht bemalt ist ?" 

Das Nachlesen aller damals vorgebrachten Einfältigkeiten bietet wirkliches 
Interesse. Stephenson selbst wurde zu wiederholten Malen als Narr erklärt. 
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Im Jabre 1830 wurde die Linie von London nach Birmingham 
studirt, und auch hier begegneten die Projektanten bei den interessirten 
Parteien dem grössten üebelwoUen. Die Geometer mussten bald in der 
Kacht mit der Blendlaterne operiren^ bald waren sie genöthigt an Sonn- 
tagen zu arbeiten, während ein gegen sie erbitterter „clergyman" seine 
Predigt hielt. Von Air gesammten Anzahl der Grundeigenthttmer traten 
7g dem Projekte feindlich entgegen. 

Da nun die Opposition im Parlamente eine gleich energische war, 
wurde die Bill abgelehnt. Die inzwischen durch die Erfahrung belehrten 
Projektanten, welche bereits eine Summe yon 800,000 Franken veraus- 
gabt hatten, bekämpften nunmehr den Widerstand der Grundeigenthttmer 
mit einer siegreicheren WaflFe. Die einzulösenden Gründe, die anfänglich 
mit 6,250,000 Pranken veranschlagt waren, wurden im folgenden Jahre 
mit dem dreifachen Betrage (18,750,000 Fr.) bewerthet, und sofort ge- 
langte die Bill im Parlamente zur Annahme. 

Letzteres konzessionirte femer im Jahre 1834 die Bahn von London 
nach Southampton, 1835 die Linie von London nach Bristol u. s. f., abge- 
sehen von mehreren minder bedeutenden Linien. Im Ganzen wurden von 
1831 bis 1835 49 Gesetze und in dem einzigen Jahre 1836 allein 29 Ge- 
setze votirt, so dass die Länge der gesammten konzessionirten Linien 
ungefähr 1500 Kilometer betrug. 

Erst im Jahre 1838 kam die Regierung auf die Idee, von dem 
neuen Transportmittel zu Zwecken des Depeschen-Dienstes Nutzen zu 
ziehen, und durch ein besonderes Gesetz wurden dem Generalpostmeister 
gewisse Begünstigungen eingeräumt. 

Doch nicht dieser Punkt allein nahm die Aufmerksamkeit der 
Staatsverwaltung in Anspruch. 

Das Parlament, welches immer mehr und mehr von Konzessions- 
gesuchen seitens verschiedener Privatgesellschaften bestürmt wurde, hatte 
die Konzessionen für Eisenbahnen ganz so wie die für Kanäle behandelt 
und nicht daran gedacht, die Frage von einem höheren Standpunkte aus 
zu prüfen, noch viel weniger eine spezielle Gesetzgebung aus diesem 
Anlasse zu schaffen. Jede Konzessionsurkunde konstituirte die Unterneh- 
mer als Korporation oder moralische Person und gestattete denselben, 
nach Bedarf zu erwerben, zu besitzen. Gründe einzulösen und bis zu dem 
festgesetzten Maximum Kapitalien zu vereinigen und Taxen einzuheben. 
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Ueberdies machte sich in der Zeit, da die ersten Eonzessionen er- 
theilt wurden; die Meinung geltend, dass die Konkurrenz, dieser mächtige 
Hebel des Verkehrslebens, einen bedeutenden und günstigen Einfluss auf 
die Eisenbahnen austtben werde. Man glaubte nicht einmal, dass die 
Eisenbahnen die Landstrassen überflügeln würden, und als man diesem 
Zweifel entsagen musste, nahm man an, dass wenigstens die Kanäle, ins- 
besondere rücksichtlich der schweren und umfangreichen Frachten, ein 
entsprechendes Gegengewicht abgeben würden. Endlich glaubte man, 
dass die Eisenbahngesellschaften ebenso wie die Kanalgesellschaften blos 
die Eigenthümer einer Verkehrsstrasse bleiben, diese letztere Jedem, der 
sich ihrer gegen Entrichtung eines Bahngeldes bedienen wolle, zur Ver- 
fligung stellen würden, und dass unter den Eigenthümem der Lokomotiven 
und des rollenden Materiales nothwendiger Weise eine Konkurrenz sich 
herausbilden müsse. Unter diesen Voraussetzungen hatte das Parlament 
in allen Eisenbahn-Konzessionsurkunden eine Bestimmung aufgenommen, 
welche die Konzessionäre verbindlich machte, auf der ihnen eigenthüm- 
lichen Bahn die Lokomotiven und Wagen Jedermanns gegen Entrichtung 
einer bestimmten Taxe zirkuliren zu lassen, sowie es auch die Maximal- 
tarife festgesetzt hatte, welche die Gesellschaften fttr die von ihnen selbst 
besorgten Transporte einheben durften. Da jedoch die Gesellschaften nicht 
die Verpflichtung hatten, fremden Parteien mehr als die blosse Benützung 
der Bahn zu bieten, und da es andererseits absolut unerlässlich war eine 
einheitliche Leitung des Betriebes aufrecht zu erhalten, so stellte sich 
die erwartete Konkurrenz mehrerer Betriebsuntemehmungen auf ein und 
derselben Linie in Wirklichkeit niemals ein. 

Diese Thatsache wurde im Jahre 1839 durch ein vom Parlament 
gewähltes Comit6, welchem unter Anderen Sir Eobert Peel, M.Shaw Lefevre, 
M. Baring, Sir James Graham und Lord Seymour etc. angehörten , kon- 
statirt. Diese hervorragenden Männer bewiesen nach einer während zweier 
Sessionen fortgesetzten, gründlichen Untersuchung der vorliegenden Frage 
in dem von ihnen erstatteten Berichte, dass die ursprünglich vorausgesetzte " 
Methode des Betriebes weder zweckmässig noch wünschenswerth sei ') ; 
sie erklärten ferner, dass die gedachte Konkurrenz, zum Mindesten hinsicht- 
lich des Personenverkehrs, geradezu unmöglich und dass die Interessen 



*) Siehe Parliamentary papers, 1839, Nr. 222 und 617, vol. X, und 1840, 
Nr. 50, 92, 299, 437, 474, vol. XIII. 
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der GeBellschaften meistentheilB mit denjenigen des PublikumB identisch 
seien. Der Ausschnss gelangte endlich zn folgendem Schlüsse: 

„Obwohl das Parlament ursprtlnglich in unvorsichtiger Weise vor- 
„gegangen^ indem es so ausgedehnte Vollmachten ertheilt hat^ so scheint 
„es doch geboten^ künftig in die Gebahrung der Gesellschaften so wenig 
„als möglich einzugreifen und sich lediglich der Einhaltung der Konzes- 
„sionsbestimmungen zu versichern. Der Ausschuss spricht die Erwartung 
„aus^ dass es bei Annahme dieses Systemes gelingen werde, wenigstens 
„den guten Willen und die Untersttitzung der Eisenbahngesellschaften 
„und ihrer Verwaltungen zu gewinnen; und dass diese sich veranlasst 
„finden werden, ihre auf die Befriedigung der Ansprüche des Publikums 
„und auf die Beseitigung der lautgewordenen Klagen gerichteten Be- 
„ strebungen zu verdoppeln." 

Bald darauf kam ein Gesetz zu Stande (3 und 4 Victoria, Kap. XC VII), 
demzufolge jede neue Linie erst nach vorher eingeholter Bewilligung des 
Handelsamtes (Board of Trade) eröffnet werden durfte, welches ferner 
die genannte Behörde ermächtigte, eigene Beamte zur Beaufsichtigung der 
Eisenbahnen zu ernennen und endlich den Gesellschaften die Verpflich- 
tung auferlegte, jeden vorkommenden Unfall anzuzeigen und zu bestimmten 
Terminen Berichte über Einnahmen, Anzahl der Reisenden etc. vorzulegen. 
Durch ein im folgenden Jahre, 1842, erschienenes Gesetz (5 und 6 
Victoria, Kap. LV) wurden diese Verfügungen theilweise abgeändert und 
ausserdem bestimmt, dass jede Gesellschaft verpflichtet sei, Truppen um 
einen mit dem Kriegsminister zu vereinbarenden Tarif zu befördern. 

Inzwischen nahm das Eisenbahnnetz rasch an Ausdehnung zu, und 
es dauerte nicht lange, so stand man einer neuen Form von Konkurrenz, 
an welche man gar nie gedacht hatte, gegenüber : der Konkurrenz zweier 
Parallelbahnen. Anstatt nun diese prinzipielle Frage in dem Momente, da 
sie zuerst auftauchte, einer sorgfältigen Untersuchung zu unterziehen, 
begnügte sich das Parlament, jedes Projekt für sich allein zu prüfen 
und auch fernerhin mit der Austheilung zahlreicher Konzessionen an ver- 
schiedene Gesellschaften fortzufahren. So waren denn am 31. Dezember 
1843 bereits 3847 Kilometer Eisenbahnen konzessionirt und hievon 
3277 Kilometer im Betrieb. Das hiefttr genehmigte Kapital betrug 
2,091,914,000 Franken, das bereits thatsächlich investirte 1,666,500,000 
Franken. 
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Angesichts dieser raschen Entwickelung nnd der tagtäglich auf- 
tretenden neuen Fragen betraute das Parlament im Jahre 1844 ein eigenes 
Gomitö mit der Aufgabe^ das gesammte Eisenbahnwesen einem gründlichen 
Studium zu unterwerfen. Dieses Gomitä; in welchem Gladstone den Vor- 
sitz führte, stellte eingehende Untersuchungen an, deren Resultate in 
fünf Berichten niedergelegt wurden ^) und in der Schlussfolgerung gipfelten^ 
dass das Parlament mehrere unnütze Eonzessionen ertheilt habe^ dass die 
Konkurrenz den Gesellschaften in höherem Grade schädlich als dem 
Publikum nützlich sei^ dass das beste System in einer verständigen Eisen- 
bahn-Gesetzgebung bestünde und dass es mit Bücksicht hierauf zweck- 
mässig erscheinen dürfte; die Gesellschaften durch Androhung der 
Konzessionirung paralleler Linien gegenüber den zu erlassenden neuen 
Verordnungen gefügig zu machen. 

Das Comit6 verlangte femer die Einführung eines täglich verkeh- 
renden Zuges zu ermässigten Preisen auf jeder Linie und regte endlich 
die Frage des Bückkaufes der Eisenbahnen durch den Staat an. 

In Folge dieser Anregung wurde das Gesetz 7 und 8 Victoria, 
Kap. LXXXV votirt. Dieses Gesetz ertheilte dem Staate das Becht, jede 
künftighin konzessionirte Bahn nach Ablauf von 21 Jahren zu erwerben, 
und zwar um einen Kostenbetrag, welcher dem 25jährigen Beinerträgniss 
der Bahn unter Zugrundelegung des Mittels aus den drei letzten Betriebs- 
jahren gleichkommt. Sofern jedoch das Beinerträgniss 10 Percent nicht 
erreicht, ist die Ablösungssumme durch Schiedsrichter zu bestimmen. Ein 
weiterer Artikel des Gesetzes ermächtigt die Begierung, nach Ablauf 
eines Zeitraumes von 21 Jahren die Tarife aller jener Bahnen, welche 
während der drei vorhergegangenen Jahre ein mehr als 107oiges Bein- 
erträgniss abwarfen, zu ermässigen, jedoch mit der Bedingung, dass der 
Gesellschaft für eine Perlode von 21 Jahren, während welcher die redu- 
zirten Tarife in Kraft bleiben, ein 10y,,iges Beinerträgniss garantirt werde. 

Zu gleicher Zeit wurde im Handelsamte eine Eisenbahnabtheilung 
kreirt, deren Hauptaufgabe darin bestand, alle neuen Projekte zu über- 
prüfen und dieselben insbesondere vom Standpunkte des Konkurrenz- 
und Monopolwesens zu beurtheilen. 



*) Parliamentary papers, 1844, Nr. 37, 39, 166, 283, 318 und 524, vol. XI. 



— 9 — 

Diese Abtheilung, welche unter der Leitung Lord Dalhousie's 
stand; legte dem Parlamente während der Session des Jahres 1845 eine 
Anzahl von Berichten Über neue Konzessionsgesuche vor ; da jedoch das 
amtliche Journal nur die Schlussanträge dieser Berichte ohne Angabe 
der Motive veröffentlichte, so erhoben die betroffenen Gesellschaften so 
laute Klagen, dass die Regierung gleich bei Beginn der Session durch 
Sir Sobert Peel erklären liess, sie werde die Prttfung sämmtlicher ein- 
gelaufener Gesuche den Parlamentsausschüssen vorbehalten. Die Projekte 
wurden auch wirklich den verschiedenen Ausschüssen der beiden Häuser 
vorgelegt, deren jeder ein ganz selbstständiges Vorgehen beobachtete. 
In einigen Fällen, wie beispielsweise hinsichtlich der direkten Ports- 
mouther-Eisenbahn, sowie des zwischen den Gesellschaften der Great- 
Westem und London and North Western entstandenen Konfliktes, nahm 
das Parlament eine den Anträgen der Eisenbahnabtheilung ganz entgegen- 
gesetzte Haltung ein und legte weitaus weniger Eifer als die Eegierung 
an den Tag die Konkurrenz unter den Eisenbahnen aufrecht zu erhalten 
und zu fördern. 

So beantragten Lord Dalhousie und seine Amtsgenossen, dass 
Fusionen nur in ganz besonderen Ausnahmsfällen, wie z. B. bei der 
Vereinigung zweier Bahnen, welche zusammen eine fortlaufende Linie 
bilden, gestattet werden sollen; sie waren daher der Meinung, dass die 
Fusion der Eisenbahngesellschaften Liverpool-Birmingham, Liverpool-Man- 
chester und Warrington-Preston abzulehnen wäre, weil durch diese Fusion 
der gesammte Verkehr zwischen Lancashire und Liverpool an eine 
einzige Gesellschaft, deren Interessen mit denjenigen des Publikums 
nicht identisch wären, ausgeliefert würde. Sie widersetzten sich desglei- 
chen der Vereinigung der Linien ehester - Birkenhead und ehester- Holy- 
head in denselben Händen. Das Parlament genehmigte nichts 
destoweniger nichtnur diese Fusionen, sondern auch noch 
mehrere andere. Die Stellung der Eisenbahnabtheilung, deren An- 
träge in solcher Weise zurückgewiesen wurden, erschien natürlich unhalt- 
bar und wurde dieser Dienstzweig auch im Laufe des Monates August 
1845 nach einem nur wenige Monate langen Bestände aufgelöst. 

Die Aufmerksamkeit der Legislative wurde im Jahre 1845 auch 
noch durch die Frage der Konkurrenz zwischen den Eisenbahnen einer- 
seits und den Wasserstrassen andererseits in Anspruch genommen, und 
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man war bestrebt , dem schwächeren der beiden Eivalen , nämlich den 
Kanälen zu Hilfe zu kommen. Das zu diesem Behufe geschaffene Gesetz 
(8 und 9 Victoria; Kap, XXVIII) gab in der Erwägung, dass das yom 
Standpunkte der öffentlichen Interessen wünschenswerthe Nebeneinander- 
bestehen der beiden Transportsysteme erleichtert würde, indem man den 
Kanälen gewisse, auch den Eisenbahnen gewährte Befugnisse einräumte, 
den Kanalgesellschaften das Secht, in Zukunft ihre Tarife abändern zu 
dürfen, und ein anderes in derselben Session erlassenes Gesetz (Kap. XLII) 
gestattete ihnen, sich selbst mit Frachtentransporten zu befassen, ihre 
Kanäle zu verpachten, diejenigen anderer Gesellschaften in Pacht zu 
nehmen oder mit diesen Gesellschaften Betriebsverträge abzuschliessen ^). 

Neben diesen mehr allgemeinen Gesetzen von mittelmässigem 
praktischen Werthe beschloss das Parlament ununterbrochen eine Reihe 
weiterer Spezialgesetze, durch welche theils neue Gesellschaften konzes- 
sionirt, theils schon bestehenden neue Vollmachten ertheilt wurden. Das 
Gesetz, durch welches seinerzeit die Eisenbahn von Wandsworth nach 
Croydon konzessionirt worden war, enthielt nur 95 Artikel, wogegen die 
zuletzt genehmigte Konzessionsurkunde bezüglich der Lancaster and 
Garlisle Eailway deren nicht weniger als 381 enthielt. In allen diesen 
Urkunden wiederholten sich die Bestimmungen rücksichtlich der Kon- 
stituirung der Gesellschaften, der Ablösung der Gründe u. s. w. 

Um diesem Uebelstande abzuhelfen und gleichzeitig die Arbeit 
der Ausschüsse zu vermindern, vereinigte das Parlament alle allgemein 
giltigen und in jeder einzelnen Konzessionsurkunde vorkommenden Be- 
stimmungen in drei Gesetzen, welche unter dem Namen Gonsolida- 
tion Acts bekannt sind. 

Es sind dies die nachgenannten, äusserst wichtigen Gesetze, deren 
hauptsächlichste Bestimmungen im Folgenden noch angeführt werden sollen: 

1. Das Gesetz 8 und 9 Victoria, Kap. XVI, der sogenannte Com- 
panies clauses act, enthaltend alle Bestimmungen bezüglich auf das 
Kapital der Gesellschaften, auf Anleihen, auf die Vollmachten der Ver- 
waltungen, mit einem Worte: auf Alles, was die Verhältnisse zwischen 



^) Zwei Jahre später erhielten die Eanalgesellschaften die gesetzliche 
BefugnisSy Anlehen anfzunehmen, um ihnen hiedurch die Möglichkeit zu bieten 
die früher erhaltenen Begünstigungen besser auszunützen. (10 und 11 Victoria, 
Kap. XCIV.) 
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den Gesellschaften einerseits, den Aktionären und Gläubigem anderer- 
seits betrifft. 

2. Das Gesetz 8 und 9 Victoria^ Eap. XVIII, der Land clauses 
act; welcher alle, die Grundablösung; Entschädigungen etc. betreffenden 
Bestimmungen enthält. 

3. Das Gesetz 8 und 9 Victoria, Kap. XX, der Eailway clau- 
ses act, betreffend den Bau der Linien, die zeitliche Grundbentitzung, 
den Betrieb u. s, w. 

Es ist besonders erwähnenswerth, dass keines dieser drei Gesetze 
irgend welche Bestimmungen tlber die Tarife beim Personen- und Frach- 
tenverkehr enthält und dass dieselben auch in Hinkunft in jedem ein- 
zelnen Falle durch Spezialgesetze getroffen werden sollten. 



§4 3. Die Eisenbahnwuth. 

1845-1848. 

Mit dem Jahre 1845 beginnt jene Periode, welche man mit dem 
Namen „Eisenb»hnwuth'^ charakterisirt hat. Während das Parlament 
die soeben angeführten Gesetze yotirte, sah es sich einer so grossen An- 
zahl von Konzessionsgesuchen gegenübergestellt, dass sich die Session des 
Jahres 1846 unter schreckenerregenden Aussichten eröffnete. 

In jener Zeitperiode erwuchs den hervorragendsten Zeitungen aus 
der Veröffentlichung der Prospekte der neuen Gesellschaften eine durch- 
schnittliche Einnahme von 300,000 Franken per Woche. Die am 27. Septem- 
ber 1845 erschienene Nummer von „Herepath's Railway Journal" enthielt 
60 Quartseiten Annoncen und die „Railway Times'' sogar 88. Ingenieure, 
Advokaten und Experte des Parlamentes erfreuten sich in gleicher Weise 
ungemessener Einkünfte. Am 17. November publizirte die „Times" auf fünf 
mit feinster Schrift bedruckten Seiten einen offiziellen Ausweis über alle 
bis zum 21. Oktober desselben Jahres handelsgerichtlich protokollirten Ge- 
sellschaften. 

Endlich liess das Unterhaus ein Verzeichniss der Aktionäre und 
Obligations- Gläubiger aller während der vorhergegangenen Session konzes- 
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sionirten Gesellschaften drucken ^). Dieses Dokument, welches 540 Seiten 
enthält, führt 20,000 Personen an, welche jede für sich mehr als 
50,000 Franken und zusammen ein Kapital von 540,014,250 Franken 
subskribirt hatten. In der Liste waren alle Gesellschaftsklassen yertreten : 
Pairs, Buchdrucker, Geistliche, Admiräle, Parlamentsmitglieder, Advokaten, 
Professoren, Fabrikanten, Handlnngsdiener, Bediente, Krämer u. s. w. Es 
finden sich darunter 257 Geistliche, wovon einer 656,500, ein anderer 
sogar 681,750 Franken subskribirt hatte, 157 Parlamentsmitglieder, femer 
63 Personen mit Einzelbeträgen über 2,525,000 Franken ; 7 mit mehr als 
5,050,000 Franken; 2 mit mehr als 7,275,000 Franken; 6 mit mehr als 
12,625,000 Franken und 3 mit mehr als 15,150,000 Franken. Die Ge- 
sammtsumme, welche jenes Verzeichniss ausweist, beziffert sich mit Ein- 
schluss der oben angeführten 540,014,250 Franken auf 2,095,507,000 
Franken. 

Im Monate November, nämlich an dem zur Einbringung der 
Konzessionsgesuche gesetzten Termin, waren dem Parlamente seitens 
1263 verschiedener Gesellschaften Projekte vorgelegt worden, welche eine 
Kapitalsinvestition von 14,075 Millionen Franken repräsentirten ^. 

In den Jahren 1844 bis 1847 wurden folgende Konzessionen für 
neue Linien ertheilt: • 



T « 1. _ 


AnzaU der Konsessions- 


Bahnlängen in 


Genehmigte Kapitalien 


J a 11 r 


ürknndon 


Kilometer 


in Franken 


1844 


57 


1288 


517,625,000 


1845 


120 


4347 


1,501,857,000 


1846 


270 


7306 


3,348,588,542 


1847 


190 


2179 


996,368,232 



Dies ging oflfenbar zu weit, nnd es war höchste Zeit, dieser 
Spekulation Schranken zu setzen; denn das Parlament sah sich schon 
am Ende des Jahres 1847 veranlasst, die Vollendungstermine der konzes- 
sionirten Bahnen durch ein Gesetz zu verlängern und später sogar die 



^) Farliamentary papers Session 1845, vol. XL. 

') Das Parlament hatte im Jahre 1846 zur Prüfang der Eisenbahnvorlagen 
64 Ausschüsse zu wählen, welche 867 Sitzungen hielten; 1847, 52 Ansscbttsse mit 
635 Sitzungen; 1848, 14 Ausschüsse mit 176 Sitzungen. 
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Konzession für 2511 Kilometer von den in den Jahren 1845 — 47 geneh- 
migten 13,833 Kilometer ftr verfallen zu erklären ^), 

Während die Aufmerksamkeit des Parlamentes durch diese Ange- 
legenheiten in Anspruch genommen war^ brachte ein aussergewöhnliches 
Ereigniss die Unvorsichtigkeit der öffentlichen Gewalten an's Tageslicht. 
Man hatte bis nun verschiedenen Gesellschaften Konzessionen in gewis- 
sen Landestheilen gewährt und dabei ganz übersehen, dass auch die Zeit 
kommen würde, wo sich die verschiedenen Linien aneinander anzuschlies- 
sen hätten. Als nun zum ersten Male u. z. bei Gloucester zwei Linien 
zusammentrafen, tauchte die höchst wichtige Frage rücksichtlich der 
Spurweite auf. Das Unterhaus veranlasste durch eine Adresse die Ein- 
setzung einer königlichen Kommission, welche über diese bedeutsame An- 
gelegenheit zu referiren hatte. Der bezügliche Bericht wurde zum Theile 
angenommen, worauf durch den sogenannten Gange act vom Jahre 1846 
die Spurweite aller Bahnen mit alleiniger Ausnahme gewisser Distrikte, 
in welchen die Beibehaltung einer grösseren Spurweite gestattet blieb^ 
einheitlich mit 1"* 43 bestimmt wurde. 

In derselben Session hatte das Parlament auch mehr als 200 Ge- 
setzentwürfe über Fusionen von Eisenbahn- oder Kanalgesellschaften zu 
prüfen, und aus diesem Anlasse wählte das Unterhaus abermals einen 
Ausschuss, welcher das gesammte Transportwesen in den Kreis seiner 
Untersuchung ziehen sollte ^, 

Der erste auf Grund der diesbezüglichen Berathungen erstattete 
Bericht befasst sich mit der Prüfung der aus der Konkurrenz, beziehungs- 
weise dem Monopol der Gesellschaften resultirenden Vortheile. Einerseits 
empfiehlt derselbe, die Fusionen nicht mit zu grosser Nachgiebigkeit zu 
gestatten, andererseits weist er aber nach, dass die Gesellschaften in 
Wirklichkeit berechtigt sind, Verträge untereinander abzuschliessen, welche 
sich der Einflussnahme des Staates völlig entziehen und mit faktischen 
Fusionen gleichbedeutend sind. 

In einem weiteren Berichte, welcher speziell die Fusionen zwischen 
Kanal- und Eisenbahngesellschaften betrifft, spricht sich der Ausschuss 



^) Siehe die Times vom 17. November 1845. 

') Diesem Ausschüsse gehörten, abgesehen von anderen hervorragenden 
Mitgliedern, Lord John Bussel, Sir George Grey, Labouch^re, Sidney Herbert etc. an. 
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dahin aus, dass das Parlament die ihm vorgelegten Projekte füglich nicht 
verwerfen könne und beantragt nur die Ergänzung der Gesetzentwürfe 
durch gewisse Bestimmungen, welche die Unzukömmlichkeiten solcher 
Fusionen vermindern sollen, sowie die Errichtung einer eigenen Behörde 
mit der Aufgabe, über die Durchführung der Gesetze zu wachen, diese 
tiefgreifenden Fragen unausgesetzt zu verfolgen und dem Parlamente die 
nöthigen Informationen, Rathschläge und Winke zukommen zu lassen ^). 

Nachdem auch das Haus der Lords diesem Beschlüsse beigestimmt 
hatte, wurde durch ein Gesetz vom Jahre 1846 ^ eine aus fünf Mit- 
gliedern ^ bestehende Eisenbahn-Kommission eingesetzt, welche dazu be- 
rufen war, alle ihrer Beurtheilung unterstellten Angelegenheiten zu prüfen 
und ihr Gutachten über alle Konzessionsgesuche und insbesondere die 
auf Konkurrenz und Fusion bezüglichen Fragen abzugeben. Diese Kom- 
mission, welcher alle Befugnisse ertheilt wurden, die bisher von dem 
Board of Trade ausgeübt worden waren, lieferte zunächst den Entwurf 
eines allgemeinen Eisenbahngesetzes. Derselbe wurde jedoch, als er im 
Jahre 1847 vor das Parlament gelangte, abgelehnt, die in Rede stehende 
Kommission selbst aber wurde im Jahre 1851 wieder aufgelöst und dem 
Handelsamte sein früherer Wirkungskreis zurückgegeben. 

Noch während dieser Periode bildete sich eine neue Institution 
heraus, welche den Gesellschaften ausgezeichnete Dienste leistete und 
auch heute noch leistet. Es war dies das sogenannte Railway Clea- 
ring house, das am 2. Jänner 1842 durch einen Privaten, welcher mit 
Hilfe von vier weiteren Beamten die gegenseitigen Abrechnungen zwi- 
schen zwei Gesellschaften durchzuführen hatte, gegründet worden war 
und das durch die Gewalt der Umstände sich sehr schnell einer außer- 
ordentlichen Entfaltung seiner Thätigkeit erfreute. Im Anfang der Ent- 
Wickelung des Eisenbahnetzes, wo das rollende Material irgend einer 
Gesellschaft niemals auf fremde Linien übergegangen war, hatten die 



') Parliamentary papers 1846. House of Commons Nr. 200, 275 und 489 
(reprinted from the Lords) vol. XIII. 

«) 9 und 10 Victoria, Kap. CV. 

') Der Präsident bezog einen Gehalt von 50,000 Franken, zwei weitere Mit- 
glieder je 37,500 Franken, die zwei letzten waren unbesoldet und konnten Hitglieder 
des Parlamentes sein. 
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Gesellschaften keine Veranlassung einen durchlaufenden Verkehr zu orga- 
nisiren. Erst nach und nach traten sie in nähere Berührung und in ge- 
schäftliche Beziehungen und wandten sich sodann an das genannte Bureau^ 
welches die verschiedensten Fragen zu entscheiden^ die Einnahmen zu 
vertheilen hatte u. s. w. Bis zum Jahre 1847 schlössen sich allmälig die 
meisten Gesellschaften dem Clearing house an. Im Jahre 1850 gab das 
Parlament demselben gesetzliche Bestätigung^ ohne jedoch die Freiheit der 
Gesellschaften bezüglich des Ein- und Austrittes irgendwie einzuschränken. 



§• L Die Konknrrenz. 

1848-1858. 

Inzwischen begann die Lust zum EisenbahnbaU; sich zu massigen. 
Die Beaktion machte sich im Jahre 1850 fühlbar^ und ganz abgesehen 
von denjenigen Konzessionen^ welche blos als Spekulationsobjekte erwor- 
ben und später von der Legislative zurückgezogen worden waren, kon- 
statirte im Jahre 1853 ein Parlamentsausschüsse dass die Projekte von 
mehr als 3218 Kilometer Eisenbahnen, welche ein Kapital von einer 
Milliarde Franken repräsentirten, ohne Wissen und Willen des Parla- 
mentes aufgegeben waren. 

Diese Krise verschlimmerte sich, und die Aufregung des Publikums 
wuchs, jemehr dasselbe die Dividenden aller Linien fallen und den Kurs 
sämmtlicher Eisenbahnwerthe sinken sah. 

Im Jahre 1845 hatten die Linien London-Birmingham 10, Stockton- 
Darlington 15 und die der Great-Junction llVo abgeworfen. 

Die Erträgnisse des Jahres 1846 waren zwar etwas minder gün- 
stig, doch blieben die Dividenden der grösseren Gesellschaften immer 
noch in beträchtlicher Höhe: London and North -Western und York and 
North-Midland vertheilten 107o; ^^^^ and Newcastle 97o; Great- Western 
und Edimburgh and Glasgow 87o f endlich Midland und London and 
Brighton 77oige Dividenden. Jedoch vom Jahre 1847 angefangen wurde 
der Ausfall fühlbarer und bedeutender. 
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Dasselbe war natürlich mit dem Kurs der Aktien der Fall. Für 
einzelne Linien waren die Schwankungen ganz ausserordentlich ^). Man 
hat berechnet; dass eine Partie Aktien^ bestehend aus je einer Aktie der 
25 hervorragendsten Gesellschaften und ein eingezahltes Kapital von 
43;531 Franken repräsentirend^ im Monate September 1845 82;693 Franken 
werth, also um 91 7^ gestiegen war. Im Jahre 1846 waren die Kurse 
ganz enormen Schwankungen ^) unterworfen, welche in den folgenden 
Jahren derart , zunahmen, dass die Aktien der grossen Gesellschaften 
zwischen einem 147oigen Aufgelde und einem 807oigö» Verluste variirten ^. 

Aus einer Parlamentsakte ^) ist zu entnehmen, dass das Kapital der 
23 grossen Gesellschaften im Einzahlungswerthe von 957,664,744 Franken, 
sich nach den Kursen des Jahres 1845 auf 1,516,9 13,298 Franken belief, was 
einem Aufgelde von 559,246,554 Franken entsprach, wogegen im Jahre 1852 
das Kapital derselben Gesellschaften, eingezahlt mit 2,337,907,751 Franken, 
sich nach den börsenmässigen Kursen auf nur 1,986,776,858 Franken 
stellte, sonach einen Verlust von 351,130,893 Franken erfahren hatte. 

Die Krise dauerte, obzwar sie ernst und heftig auftrat, nicht 
lange; aber die Spekulation wendete sich von den Eisenbahnen ab. 
Im Ganzen genommen gab es nunmehr weniger Geschäfte, aber sie 
waren ernster. 



^) Die auf 1262 Franken lautenden Titres der Leeds and Thirsk railway, 
welche mit 63 Franken liberirt worden waren, wurden im März zu 88, im September 
zu 600 und im November zu 120 Franken verkauft. Die Aktien der Eisenbahn 
Bolton, Wigan and Liverpool (zu 1010 Franken) liberirt zu 101, notirten im Jänner 
mit 113, im September mit 1030 und im November mit 505. Die Aktien der 
Midland stiegen in 6 Monaten von 2787 auf 3026 Franken, die der Great -Western 
auf 3576 und die der Manchester and Leeds von 3000 auf 5070 Franken. 

*) Aberdeen von 88 bis 435 '5 Franken; Caledonian von 176 bis 587 Franken; 
Leeds and Bradford von 1098 bis 1875 Franken; Lynn-Ely von 164 bis 434 Fran- 
ken; Oxford- Worcester von 160 bis 414 Franken; Sheffield- Manchester von 2400 
bis 3333 Franken; York - Newcastle von 1035 bis 1515 Franken. 

^) Die Aktien der Great- Western fielen von 6656 auf 1784 Franken; 
London and Brighton von 243 auf 101 Franken; Midland von 2833 auf 1809 Franken. 
Die Aktien der Caledonian (mit 1263 Franken eingezahlt) fielen Ende 1848 auf 
434 Franken; Manchester -Sheffield (mit 884 Franken eingezahlt) auf 75^14 Franken; 
North-British schwankten zwischen 630 und 303 Franken u. s. w. 

*) Fünfter Bericht des Ausschusses vom Jahre 1853. 
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Die Menge der ertheilten Konzessionen wurde geringer^ der Rau 
neuer Linien weniger überhastet. Im Durchschnitt waren von 1834 bis 
1840 214 Kilometer per Jahr gebaut worden; von 1840 bis 1845 386 Kilo- 
meter und von 1845 bis 1850 sogar 1307 Kilometer; in der Periode 
1850 bis 1855 fiel der jährliche Durchschnitt auf 590 Kilometer und 
stieg abermals auf 684 Kilometer in der Zeit 1855 bis 1860. 

Aus der Periode 1848 bis 1858 sind zwei wichtige Sachen hervor- 
zuheben. Im Jahre 1850 trat zum ersten Male die Frage der Konkurrenz 
zweier nebeneinander laufender und im Betriebe befindlicher Linien vor die 
Oeffentlichkeit. Aus den seitens der Eisenbahn-Kommissäre dem Handels- 
amte vorgelegten Berichten kann man schon einen Theil der in Entstehung 
begrifiPenen Schwierigkeiten herauslesen. Der Gedanke findet bereits klaren 
Ausdruck; dass es den Gesellschaften gelinge^ durch Vorzugstarife^ Zuge- 
stehung von Erleichterungen und durch Erschwerung des Frachtenüber- 
ganges von einem Netze auf das andere rücksichtlich des Verkehrs 
zwischen je zwei äussersten Verkehrszentren die Konkurrenz zu behin- 
deru; also gerade für jene Punkte^ wo die Konkurrenz überhaupt denk- 
bar war^ da ja die zwischen den Knotenpunkten liegenden Mittelstationen 
dem Ermessen jeder Gesellschaft ausgesetzt sind. 

Die zweite Thatsache^ die der ersten unmittelbar auf dem Fusse 
folgte, ist der Beginn der Umgestaltung und Erweiterung der Netze. 

Die zuerst konzessionirten Linien waren in der Kegel sehr kurz. 
Die Bahn von London nach Liverpool z. B. gehörte drei verschiedenen 
Gesellschaften; dasselbe war bei der Linie von Bristol nach Leeds der 
Fall. Selbstverständlich hatte ein solcher Zustand viele Unzukömmlich- 
keiten im Gefolge ^, und die Gesellschaften sahen ein, dass es in ihrem 
eigenen Interesse läge, wenn die grossen Linien jeweils in einer Hand 
vereinigt würden; sie trachteten sodann die Konkurrenz durch Ankauf 
der rivalisirenden Linien zu vernichten und zeigten endlich das Bestreben^ 
auf die von anderen Gesellschaften beherrschten Verkehrsgebtete hin- 
überzugreifen. In Folge dessen gab es von nun an Kämpfe ohne Ende. 

Die auf die Genehmigung von Fusionen abzielenden Gesetzent- 
würfe, welche im Jahre 1853 dem Parlamente vorgelegt wurden, waren 



') Siehe den Bericht von Laing, Sekretär des Eisenbahndepartements im 
Handelsministerinm (1854), 

2 
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so zahlreich; dass ein spezieller Attsschass unter dem Vorsitze Oardweirs^ 
jetzt Lord; zu dem Zwecke eingesetzt wurde^ die prinzipielle Frage zu 
untersuchen *). Die Schlussfolgerung des bezüglichen Berichtes hinsicht- 
lich des Eonkurrenzwesens ist; dass ein vom Parlament erlassenes Gesetz 
einen Eontrakt mit den Gesellschaften und dem Publikum bilde und dass 
eine Gesellschaft, die mit Aufwand grosser Kosten gemeinnützige Ar- 
beiten ausgeführt habe, nicht eines rechtmässig erhofften Vortheiles auf 
indirektem Wege beraubt werden dürfe, es sei denn, dass lein wichtiges 
öffentliches Interesse dies erheische. 

Anlangend die Fusionen, so glaubt der Ausschuss, dass dieselben 
nicht zu begünstigen seien ; er hält es für yortheilhafter, Betriebsverträge 
als statthaft zu erklären, welche nach einer gewissen Zeit der Revision 
unterzogen werden können. Thatsächlich, sagt der Bericht, streben die 
Gesellschaften darnach, sich zu vereinigen und ihre Netze zu vergrös- 
sem, und eine gesetzlich unanfechtbare, zuweilen aber auch gesetz- 
widrige Vereinigung ist in der Kegel das Ende der Konkurrenz; denn 
es gibt tausend Mittel, um das Gesetz zu diesem Behufe zu umgehen. 
Aber wenn auch der Ausschuss die Nachtheile dieser Fusionen deut- 
lich voraussieht, sieht er doch kein Mittel, ihnen wirksam zu begeg- 
nen. Er erschrickt vor einem Projekte, welches der Gesellschaft der Lon- 
don and North- Western ein Kapital von IV2 Milliarden, ein jährliches 
Einkommen von 100 Millionen Franken und ein Netz mit 1931 Kilometer 
Eisenbahnen überliefert. Und doch hat dieselbe Gesellschaft nun ein 
Kapital von 1 Milliarde und 860 Millionen Franken, ein jährliches Ein- 
kommen von 221 Millionen und ein Bahnnetz von 2566 Kilometer. 

Das auf Grund obigen Ausschussberichtes votirte Gesetz vom 
Jahre 1854 (17 und 18 Victoria, Kap. XXXI) verfügte, dass jede Gesell- 
schaft gehalten sei. Jedermann beim Frachtentransport ganz gleiche Be- 
günstigungen zuzugestehen und keinerlei Bevorzugungen eintreten zu las- 
sen. Allein das Publikum nahm stets Anstand, sich in kostspielige Pro- 
zesse vor dem „Court of comipons pleads^' einzulassen, und so erfüllte sich 
die von Lord Campbell während der Verhandlung im Oberhause gemachte 
Voraussage, dass der Erfolg dieses Gesetzes nahezu Null sein würde. 



*) Siehe Parliamentary papers, session 1852—1858, Nr. 79, 170, 246, 310, 
447 und 736, vol. XXXVIII. 
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Was den vom Ausschuss gestellten Antrag, die Verantwortlichkeit 
der gesellschaftlichen Beamten bei Unglücksfällen zu erhöhen, betrifft, so 
glaubte das Parlament demselben nicht Folge geben zn sollen. 

Im Jahre 1858, also 4 Jahre später, beschloss das Parlament ein 
Gesetz mit der Absicht, die Fusionen zwischen Kanal- und Eisenbahn- 
gesellschaften zu verhindern (21 und 22 Victoria, Kap. LXXV); allein 
auch dieser Versuch scheint von keinem sonderlichen Erfolge begleitet 
gewesen zu sein. 

Trotz alledem und ungeachtet der stets fortschreitenden Fusionen 
kann doch nicht geleugnet werden, dass die Konkurrenz in der Periode 
1850 — 1858, wenigstens in gewissen Gebieten, in der That u. z. in 
ernster Weise bestanden habe. 

So waren im Jahre 1857, Dank der Rivalität der beiden Gesell- 
schaften London and North- Western und Edimbourgh-Glasgow, die Per- 
sonentarife zwischen London und Manchester (293 Kilometer Distanz) von 
75.5 Franken für die erste und von 50 Franken für die zweite Klasse auf 
8.75 Franken, beziehungsweise 7.5 Franken gesunken, und in Schottland 
hatten die Gesellschaften Caledonian und Edimbourgh-Glasgow ihre Tarife 
für die Strecken zwischen den letzgenannten beiden Städten von 10, 
7.5 und 5 Franken auf 1.25, 0.90 und 0.62 Franken ermässigt. Das 
Gleiche war in einigen Landestheilen mit den Tarifen ftir Kohlen und 
andere Frachten der Fall. 

Das Publikum zog von diesem Kampfe nicht geringen Nutzen ; 
allein die Gesellschaften selbst Hessen mit jedem Tage mehr davon ab. 



%. 5. Die Fusionen. 

1858—1874. 

Am 9. September 1858 fand in London (Euston Hotel) eine Zusam- 
menkunft von Präsidenten, Verwaltungsräthen und Direktoren der Eisen- 
bahnen statt. Der damalige Präsident der Gesellschaft London and North- 
Westem, Markgraf von Ghandos (jetzt Herzog vonBuckingham), wurde mit 
dem Vorsitz dieser Versammlung betraut, in welcher die hervorragend- 

2* 
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» 

sten Gesellschaften ^ vertreten waren und die folgenden Beschltlsse za 
Stande kamen: 

„1. Die Personen- und Frachtentarife der verschiedenen Eisenbah- 
„nen der vereinigten Königreiche sollen derart geregelt werden^ dass ohne 
„Schädigung der Interessen des Publikums für die Gesellschaften der 
„höchste erreichbare Gewinn erzielt werde." 

(Angenommen mit allen gegen 1 Stimme.) 

„2, Wenn zwei oder mehrere Gesellschaften, welche den Verkehr 
„zwischen denselben Ortschaften vermitteln, sich hinsichtlich der Fixirung 
„gleichförmiger Tarife nicht verständigen können, so sollen die strittigen 
„Punkte einem Schiedsgerichte zur Entscheidung vorgelegt werden." 
(Angenommen mit allen weniger 4 Stimmen.) 

„3. Im Falle als zwischen zwei bestimmten Orten zwei oder 
„mehrere Routen möglich sind, sollen die Tarife fttr sie alle dieselben sein." 

„4. Die Versammlung empfiehlt den Gesellschaften aufs Wärmste 
„alle entstehenden DifiFerenzen durch Schiedsgerichte auszutragen, anstatt 
„den zum Ruin führenden Rechtsweg zu betreten." 

Man kann sagen, dass seit dieser Zeit die Konkurrenz in England 
nicht mehr besteht. Wenn sich auch hie und da vereinzelte Fälle finden 
lassen, so waren dies doch nur höchst seltene Ausnahmen. Die Fusioni- 
rungen vollzogen sich in immer grösserem Maassstabe, und da, wo sie 
nicht zu Stande kommen, helfen sich die Gesellschaften durch Kartell- 
verträge oder anderweitige Umgehungsmittel und geniessen so einen 
relativ ruhigen und sicheren Erwerb. 

Es erübrigt noch, aus dieser letzten Periode jene Punkte hervor- 
zuheben, welche die Aufmerksamkeit des Parlamentes in Anspruch genom- 
men haben. 

Durch zwei Gesetze vom Jahre 1863 (26 und 27 Victoria, Kap. 
XCII und 27 und 28 Victoria, Kap. CXX) wurde bestimmt, dass jeder 



^) Es waren folgende Gesellschaften, welche in jener Zeit ein Kapital von 
ca. 3800 Millionen Franken repräsentirten, vertreten: London and North-Westem, 
Midland, North-Eastern, London and York, Great-Western, Great-Northem, East- 
Lancashire, Manchester and Sheffield, North-British, Lancaster and Carlisle, Birken- 
head, Glasgow and South-Western, Saint-Helens, Carlisle and Silloth-Bay, Oxford 
and Wolverhampton, South-Yorkshire, Stockton and Darlington, Shrewsbory and 
Hereford, 



— 21 — 

aaf Bahnerhaltung; Verwaltung und Betrieb der Linien^ Benützung der 
Stationen u. dgl. bezügliche Vertrag zwischen zwei Gesellschaften ohne Ein- 
fluBsnahme der gesetzgebenden Faktoren unmittelbar durch das Board 
of Trade genehmigt werden dürfe ^). 

Das Parlament beabsichtigte femer jenen zahlreichen Beschwerden 
abzuhelfen^ welche gegeti die Verschiedenheit in den Entscheidungen der 
mit der Prüfung der Eisenbahnvorlagen betrauten Parlamentsausschüsse 
erhoben wurden. Es wurden diesbezüglich von den Ausschüssen; welche 
im Jahre 1858 und später im Jahre 1863 zusammentraten^ verschie- 
dene Auskunftsmittel beantragt; allein keines gelangte zur Annahme. 
Um indessen die Arbeit der Ausschüsse zu erleichtem und zu vermin- 
dem; ermächtigte man das Board of TradC; die Ausführung solcher 
Linien; bei welchen das Expropriationsrecht nicht beanspmcht wurde; 
provisorisch zu genehmigen; andererseits fasste die Legislative in den 
zwei Gesetzen 27 und 28 Victoria; Kap. CXX und GXXI eine Anzahl 
von Bestimmungen zusammen, die in jeder einzelnen Konzessionsurkunde 
vorzukommen pflegten. Sehr häufige Reklamationen verursachte endlich 
die Frage der sogenannten Nebengebühren. 

Dieselbe wurde auf Veranlassung der Eisenbahngesellschaften selbst; 
welche die Festsetzung einer Gebühr von 2.50 Franken per Tonne für 
Güter im Allgemeinen und von 0.90 Franken per Tonne für Kohlen und 
zwar sowohl bei der Aufgabe wie bei der Abgabe verlangten; vor das 
Parlament gebracht. Allein die Fabriksbesitzer; die sich vor einem Zu- 
schlag von 1.80 Franken per Tonne Kohlen entsetzten; traten diesem Projekte 
so heftig entgegen; dass dasselbe abgelehnt wurde. Ebensowenig stimmte 
das Parlament zwei anderen; vom Handelsamte in den Jahren 1865 und 
1866 eingebrachten und auf denselben Gegenstand bezüglichen Gesetz- 
entwürfen bei. 

Im Jahre 1865 fand sich die Regierung veranlasst; zur Unter- 
suchung aller die Eisenbahnen betreffenden Fragen eine königliche Kom- 
mission einzusetzen; in welcher der Herzog von Devonshire den Vorsitz 
führte und an welcher unter Anderen auch folgende hervorragende 
Persönlichkeiten betheiligt waren : Lord Stanley (jetzt Lord Derby); LowC; 



>) In Wirklichkeit kam diese Verfügung nie zar Ausführung. 
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Sir Rowland Hill, der Reformator des Postwesens, Monsell (jetzt Lord Emly), 
AyrtoD etc. etc. 

Die im Jahre 1867 veröffentlichten Arbeiten dieser Kommission 
füllen 4 Bände ^) und verbreiten sich über zahlreiche Fragen, insbesondere 
über die der legislativen Behandlung des Eonzessionswesens und des An- 
kaufes der Eisenbahnen durch den Staat. Anlangend die Schlussfolgerungen 
und Anträge, so finden sich unter denselben nur wenige von bemerkens- 
würdigem Belang. So z. B. beantragte die Kommission, dass in allen An- 
gelegenheiten, welche das Gemeinwohl berührten, es Jedermann freistehen 
solle, eine diesbezügliche Denkschrift dem Board of Trade zu überreichen 
und dass diese Behörde nach reiflicher Erwägung die nothwendigen Maass- 
nahmen zum Schutze des öffentlichen Rechtes treffen und erforderlichen 
Falles die Frage den Gerichten unterbreiten solle. Diesem Antrage wurde 
keine Folge gegeben. 

In Betreff der so wichtigen Frage der Fusionen enthält der Bericht 
nur die nachstehende Bemerkung : „Was die Fusion von Eisenbahngesell- 
„Schäften betrifft, so erachten wir vom politischen Standpunkte aus, dass 
„eine dauernde Fusion von Eisenbahnuntemehmungen erst dann statthaben 
„könne, wenn das Parlament die an die Genehmigung zu knüpfenden 
„Bedingungen festgestellt habe.^ lieber die Natur dieser Bedingungen 
enthält jedoch der Bericht keine Erläuterungen. 

Seit jener Zeit hat sich das Parlament noch einmal mit den 
Eisenbahnen beschäftigt. Aus Anlass der Vorlage einiger Gesetzentwürfe, 
welche auf die Genehmigung wichtiger Fusionen abzielten, wählte jedes der 
beiden Häuser 6 Mitglieder, um eine gemischte Kommission zu bilden. Die- 
selbe bestand aus : Graf Grey und Ripon, Lord, Präsident des Staatsrathes ; 
Marquis von Salisbury (jetzt Minister für Indien), Graf Derby (Minister des 
Auswärtigen), Graf Cowper, Lord Redesdale, Präsident der Ausschüsse des 
Oberhauses; Lord Belper, Chichester Fortescue (jetzt Lord Carlingford), 
damals Präsident des Board of Trade; Hunt, der gegenwärtige Marine- 
Minister, Ghilders, vormals Kanzler des Herzogthums Lancaster ; S. Cave, 



') Royal commission on railways, Reports of the commissionners, 1 volame. 
Minutes of evidence, 1 volume. Appendices to evidence, 2 volumes, London 1867 
presented by command. 
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dermalen ;;payroaster general^^ ; Dodsoii; vormals Präsident des Budget- Ans- 
Schusses; endlich Gross^ dermalen Minister des Innern. 

Diese Kommission veröffentlichte in einem Werke von mehr als 
1000 Quartseiten die Resultate ihrer Studien^ und ich werde bei Behand- 
lung der Frage der Fusionen diesem interessanten Berichte ') Vieles zu 
entnehmen haben. 

Der Präsident der Kommission, C. Fortescue, legte dem Unterhause 
am 10. Februar 1873 den Entwurf eines Eisenbahngesetzes vor und be- 
nutzte diesen Anlass, um öffentlich seine Meinung über die Arbeiten der 
Kommission auszusprechen : 

„SoU^; sagte er in dieser Sitzung, y,die dargebotene Gelegenheit 
„benutzt werden, um den Gesellschaften als Preis fär die ihnen zu ge- 
„währende Freiheit der Fusionirung die Verpflichtung aufzuerlegen, dass 
nSie ihre Tarife reduziren? Soll der Staatsgewalt das unbedingte Recht 
„zur Revision der Tarife vorbehalten werden? Soll das den Gesell- 
„schaften zustehende Recht, ihre Tarife innerhalb der Maximalgrenzen 
„nach Belieben abzuändern, eingeschränkt werden? Soll die Tarifirung 
„im Verhältniss zur Transportdistanz als unbedingte Regel aufgestellt 
„werden?" 

„Die Kommission ist dieser Ansicht nicht!" 

Gelegentlich der zweiten Lesung, welche am 27. Februar statt- 
fand, verbreitete sich ein Parlamentsmitglied über die Ohnmacht der 
Regierung gegenüber den Gesellschaften. Es erwähnte, dass das Board 
of Trade nicht einmal die Macht besitze, die Aufträge seiner Inspektoren 
zur Ausführung zu bringen ^) ; allein die Debatte war in beiden Kammern 
sehr kurz und von geringem Interesse. 



*) Keport from the Joint select committee of the House of lords and 
Honse of commons, on railway Companies amalgamation, Nr. 364. 

^) Dieses Mitglied erzählte unter Anderem, dass in Hereford, einer Stadt 
mit 18,000 Einwohner und drei Bahnstationen, der Magistrat dem Board of Trade 
die Anzeige über den schadhaften Zustand der Gebäude zweier Stationen erstattet 
hatte. Ein Regierungs-Inspektor wurde an Ort und Stelle entsendet und berichtete, 
dass jene Gebäude in der That lebensgefährlich seien. Nichtsdestoweniger rührt 
sich die Gesellschaft nicht, und die Einwohner werden genöthigt sein, sich in 
dieser Angelegenheit in einer unterthänigen Adresse an das Parlament zu wenden« 
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Der Entwurf erhielt am 21. Juli 1873 die königliche Sanktion 
und trat als Gesetz 37 und 38 Victoria Kap. XLVIU in Kraft. Was 
werden seine Wirkungen sein und welche Bedeutung wird das Eisen- 
bahn-Gomitä erlangen ^ dessen Konstituirung es verfügte? Alles dies 
wird erst die Zukunft lehren ; allein es dürfte im Hinblick auf die bis- 
herigen Erfahrungen nicht allzu gewagt erscheinen^ zu behaupten ^ dass 

Nichts im Stande sein wird, das grosse, inzwischen schon so weit vor- 
geschrittene Werk der Fusionen und der Bildung ausgedehnter, regionaler 
Netze aufzuhalten. 

Dies ist die kurzgefasste Geschichte der englischen Eisenbahnen. 
Die Ereignisse eines halben Jahrhunderts liegen nunmehr klar vor un- 
seren Augen und haben jene prophetischen Worte Georges Stephenson's 
verwirklicht, welche er im Jahre 1824 vor der Eröffnung der kurzen 
Bahn von Stockton nach Darlington gesprochen : „Ich hoffe^, sagte er zu 
seinem Sohne Robert; ,,dass du den Tag erleben wirst, den ich selbst 
„wohl kaum mehr sehen werde, wo die Eisenbahnen in diesem Lande 
„jedes andere Transportmittel verdrängt haben werden, wo die Eisen- 
„bahnen den Verkehr der Eilwägen übernehmen und für den König wie 
„für alle seine Unterthanen die grossen Landstrassen ersetzen werden. Es 
„naht der Augenblick, wo der Arbeiter es wohlfeiler finden wird, mittelst 
„Eisenbahn zu reisen als zu Fuss zu gehen.'' 



n. 

Die Entstehung der Bahnnetze. 

Das Eisenbahnnetz der vereinigten Königreiche besass am 1 . Jänner 
1874 eine Ausdehnung von 25,892 Kilometer, welche sich folgendermaassen 
vertheilten : 

England und Wales 18,304 Kilometer 

Schottland 4,205 „ 

Irland 3,383 „ 
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Etwas über die Hälfte dieser Bahnen (13,986 Kilometer) sind zwei- 
geleisig, der Rest (11,906 Kilometer) einspurig. 

Nicht ohne Interesse ist eine Zusammenstellung, welche die aus- 
serordentliche Schnelligkeit, womit jenes ausgedehnte Netz sich ent- 
wickelte, zeigt. Die folgende Tabelle enthält die Längen der* dem Be- 
triebe übei^ebenen Strecken am 31. Dezember jedes Jahres, von 1840 
angefangen : 



Jahr LSnge in Kilometer 


Jahr 


LSnge in Kilometer 


1840 . . , 


2,141 


1857 . 


. . 15,195 


1841 . . , 


2,863 


1858 . 


. . 15,352 


1842 . . . 


3,007 


1859 . 


. . 16,103 


1843 . . , 


3,142 


1860 . 


. . 16,792 


1844 . . . 


3,457 


1861 . 


. . 17,491 


1845 . . . 


3,768 


1862 . . 


. 18,596 


1846 . . . 


4,450 


1863 . . 


. 19,834 


1847 . . 


. 5,799 


1864 . 


. . 20,588 


1848 . . 


7,404 


1865 . 


. . 21,362 


1849 . . . 


8,765 


1866 . 


. . 22,304 


1850 . . , 


. 10,142 


1867 . . 


. . 22,935 


1851 . . . 


, 10,772 


1868 . , 


. . 23,832 


1852 . . , 


. 11,797 


1869 . 


. . 24,383 


1853 . . . 


12,362 


1870 . 


. . 24,692 


1864 . . , 


12,988 


1871 . , 


. . 24,755 


1855 . . . 


13,406 


1872 . . 


. . 25,460 


1856 . . . 


14,157 


1873 . 


. . 25,892 



Ursprünglich hatten verschiedene PriYat-Gesellschaften den Bau von 
Eisenbahnen nur in solchen Landestheilen unternommen, in welchen ein 
ausnehmend ^ lebhafter Verkehr bereits vorhanden war. Die Regierung 
liess den freiesten Spielraum. „Wir glauben", sagte im Jahre 1830 Ma- 
caulay, „dass 12,650,000 Franken von Privaten fUr den Bau von Eisenbahnen 
„und Kanälen aufgewendet, für das allgemeine Beste von grösserem Nutzen 
„sein werden als der zehnfache Betrag, wenn er vom Parlamente fUr den- 
„selben Zweck bestimmt würde." 

Späterhin begegneten sich diese hie und da erbauten Linien an 
gewissen Punkten, und jede grosse Verkehrsader des Landes befand sich 
nun im Besitze mehrerer Gesellschaften. Allein mit dem den Engländern 
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eigenthUmlicheD; praktischen Blick erkannten sie sehr bald die Unannehm- 
lichkeiten eines solchen Zustandes: Mangel an Einheit in der Betriebs- 
leitung, schlechte Anschlüsse , Umladungen; theuere Verwaltung u. s. w. 
Man war daher bemüht^ den Betrieb aller Hauptlinien jeweils unter einer 
einzigen «Verwaltung zu vereinen; und so begann denn im Jahre 1846 
die Bildung von grösseren Bahnnetzen mittelst Längen- oder Longi- 
tudinal Fusionen; wenn dieser Ausdruck gestattet ist. 

In jener Zeit bildeten sich die Stamm-Netze folgender Gesellschaften : 
Great-Northeni; Great-Westem; London and North-Westeni; London-Brigh- 
ton and South-Coast, ' Manchester-Sheffield and LincolnshirC; York and 
Newcastle (nachträglich in North-Eastem umgewandelt) , Midland; welche 
Gesellschaft schon im Jahre 1844 entstanden war, deren Netz jedoch 
nahezu verdoppelt wurdC; endlich die etwas später u. z. im Jahre 1847 
gebildete Gesellschaft Lancashire and Yorkshire. 

Dieser Fusionsprozess hörte nicht mehr auf; nur nahm er nach und 
nach einen anderen Charakter an. Die Gesellschaften; welche sich nicht 
damit begnügten; in den Besitz der grossen Linien gelangt zu seiu; 
strebten auch noch darnach; die Parallel- und Zweig-Bahnen zu erwerben 
und gaben hiedurch die Veranlassung zur Entstehung einer Spekulation; 
deren Opfer sie selbst werden sollten. Es bildeten sich Gesellschaften 
zu dem einzigen Zwecke der Ausführung einer Bahn in einem Gebiete; 
welches von einer anderen Bahn noch nicht berührt war; das jedoch in 
der unmittelbaren Nähe der Linie einer grossen Gesellschaft oder womöglich 
in der Mitte zwischen den Linien mehrerer solcher grosser Gesell- 
schaften lag. Nach Beendigung des Baues wandte man sich dann an die Ge- 
sellschaften und verkaufte die neue Bahn an den Meistbietenden. Diese Art 
von Spekulation und Schacher und die Uebelstände im Allgemeinen; welche 
derartige; mit dem Namen ;;Contractor's lines'^ (d. h. Bauuntemehmers- 
Bahnen) bezeichnete Linien im Gefolge hatten; sind in England genugsam 
bekannt; und es finden sich sowohl hierüber; als auch hinsichtlich der 
Missbräuche mit erlangten Konzessionen überhaupt; höchst interessante 
Aufschlüsse in den Parlaments- Akten ^ und in dem merkwürdigen Werke 
von Herbert Spencer^. 



*) Royal commission onRailways 1867. Nr. 7610, 10113; 15313, 15322, 17509. 
*) Railway morals and Railway policy by Herbert Spencer, London, Long- 



man et Brown 1855. 
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Es steht ausser allem Zweifel, dass die Nachgiebigkeit, mit welcher 
das Parlament die Ausftthrang neuer Eisenbahnlinien genehmigt, für die 
grossen Gesellschaften und daher auch für das Publikum böse Früchte 
getragen hat und noch trägt. 

Zunächst sind die Gesellschaften genöthigt, fortwährend auf der 
Hut zu sein und Kämpfe über Kämpfe vor den Parlamentsausschüssen 
auszufechten^ um derartige Konzessionen wo möglich hintan zu halten. 
Die Gesellschaft der Great- Western hatte beispielsweise während einer 
einzigen Session des Parlamentes aus diesem Anlasse nahezu 1 Million 
an Parlamentskosten verausgabt ^). Sodann müssen, wenn die Konzes- 
sionen thatsächlich ertheilt wurden, die betreffenden Linien, welche in 
Folge des für die „contractor's lines" zur Anwendung gebrachten Finan- 
zirungssystemes fast immer höchst kostspielig gebaut sind, angekauft 
werden. Dieses System ist äusserst einfach und besteht laut Bericht der 
königlichen Kommission des Jahres 1867 ^ in Folgendem: 

Das Konsortium, welches sich um eine Konzession bewirbt, be- 
steht aus zwei Theilen: dem Advokaten (solicitor) und dem Bauunter- 
nehmer einerseits und dem Bauunternehmer allein andererseits. 

Zwischen diesen beiden Theilen wird ein Vertrag abgeschlossen, 
demzufolge der Bauunternehmer die vom Parlament begehrte Kaution 
mit der Bedingung, dass sie ihm 6 Monate nach dem Perfektwerden des 
Gesetzes sammt by^igen Zinsen zurückerstattet werde, vorschiesst und 
sich verpflichtet, die Arbeiten auf Grund von Einheitspreisen, welche 
die landläufigen Preise um 30 bis öQVo übertreffen, auszuführen. Wird 
der Unternehmer statt in baarem Gelde in Aktien bezahlt, so über- 
nimmt er dieselben zum Tageskurse, d. h. zumeist mit einem Verlust 
von 507o 5). 

Es ist eine auffallende Thatsache, dass alle grossen Netze sich 
vermittelst Fusionen, Ankäufen und Pachtverträgen gebildet haben, 
während die an die grossen Gesellschaften unmittelbar konzessionirten 
und von diesen selbst ausgeführten Linien stets nur einen kleinen Theil 



») Royal commission on Railways 1867, Nr. 17578. 

*) Royal commission on Railiirays 1867, Nr. 17509 etc. 

') Royal commission on Railways 1867. Minntes of evidence. P. 722. 
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des jeweiligen ganzen Netzes aasmachen. Man betrachte nur den Ent- 
wickelnngsgang der hauptsächlichsten Gesellschaften. 

Die Gesellschaft London and North -Western wurde im 
Jahre 1846 gegründet. Sie bildete sich dnrch Fosionining der folgen- 
den ^ seit dem Jahre 1833 an einzelne Gesellschaften konzessionirten 
Linien : 

Kilometer 

London and Birmingham 258 

Dunstable 11 

Warwick and Leamington-Union 14 

Grand junction 132 

ehester and Crewe 33 

Bolton and Leigh 11 

Kenyon and Leigh 5 

Liverpool and Manchester 67 

Manchester and Birmingham . 75 

Länge des Netzes im Jahre 1846 . . . 606 

Von 1846 bis 1860 nahm sie dnrch Kauf etc. die Gesellschaften 
nachstehender Linien in sich anf : 

Kilometer 

North-Union 43 

Aylesbury 11 

West-London 4 

Leeds-Dewsbury and Manchester 19 

Hnddersfield and Manchester 37 

Bedford 25 

Trent-Valley 80 

Bnckinghamshire 88 

Shropshire-Union 28 

Birmingham, Wolvethampton and Stour-Valley . 24 

Saint-Helen's 19 

ehester and Holyhead 135 

Mold 24 

Bangor and Carnarvon 11 

Pürtrag ... 548 
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Kilometer 

üebertrag . . . 548 

Saint-George's Harbour 5 

Lancaster and Garlisle 113 

Lancaster and Preston junction 33 

Kendal and Windermere 16 

Länge der 1846 — 1860 erworbenen Linien 715 

Ursprüngliches Netz 606 

Zusammen . .1321 

In Folge dieser Fusionen war somit die Länge des Netzes während 

der 14; auf die Bildung der Gesellschaft folgenden Jahre mehr als ver- 
doppelt worden. In den nächsten 10 Jahren, 1861 bis 1870; fand die 
Fusion mit folgenden Linien statt: 

Birkenhead 53 

Cromford and High Peak 55 

Merthyr; Tredegar and Abergavenny .... 25 

Oldham; Ahston-under-Lyne etc 9 

Shrewsbury and Hereford 82 

Gonway and Llan Bwst 16 

Hampstead junction 11 

Gannock-Ghase 3 

Saint-Helen's 36 

Shrewsbury and Welshpool . 34 

Bedford and Gambridge 48 

Anglesey central 29 

Tenbury 9 

Gockermouth and Workington 15 

Whitehaven junction 32 

Stockport-Disley and Valley-Briege 32 

Gamarvon and Llanberis 13 

Fletwood, Preston and West-Riding .... 8 

Bangor and Gamarvon' 11 

Vale of Glyde 18 

Birmingham and Stour- Valley ... . . . . . 20 

Fürtrag ... 559 
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Kilometer 

üebertrag . . . 559 

South-Staflfordshlre 63 

South-Leicestershire 25 

Knighton 20 

Central-Wales 75 

Vale of Towy ■ . . . . 17 

Brynwar and Blaenevon 8 

Cannock mineral 12 

Gamarvonghire 25 

Llanberis 14 

Gannock-Chase extension 8 

Gannock-Ghase and Wolverhampton 9 

North and South- Western jnnetion 8 



Summe der 1861 — 1870 einverleibten Linien 843 
Fusionen in der Zeit von 1846 bis 1860 . 715 
Ursprüngliches Netz . • \ 606 



Zusammen . .2164 

Die Gesellschaft selbst erhielt nur die Konzession für 402 Kilo- 
meter neuer Linien, wodurch sich die Gesammtlänge ihres Netzes auf 
2566 Kilometer (ca. 338 österreichische Meilen) stellt. 

Ausserdem wurde ihr durch zwei Gesetze ddo. 20. Juni und 14. Juli 
1870 die Befugniss zur Einrichtung eines Dampfschiffbetriebes zwischen 
Fletwood und Belfast , sowie zwischen Holyhead und der irischen Küste 
eingeräumt. 

Die im Jahre 1836 konstituirte Gesellschaft Great-Western 
hatte ursprünglich nur ein Netz von 178 Kilometer. Dasselbe vergrösserte 
sich im Laufe der folgenden 10 Jahre um 296 Kilometer, welche im 
Besitze von 5 anderen Gesellschaften ^) waren. 



^) Cheltenham and Great-Western union, Oxford, Berks and Hanta, Oxford 
and Rngby, Monmouth and Hereford. 
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Von 1847 bis 1856 wurden acht ^), von 1857 bis 1866 zweiund- 
zwanzig ^; endlieh im Jahre 1872 drei ^ weitere Bahngesellsehaften ein- 
verleibt , 80 dass sich das Netz durch diese 38 Fusionen um 1697 Kilo- 
meter vergrösserte. Bei Hinzurechnung von 245 Kilometer; welche die 
Gesellschaft Great- Western von vierzehn kleineren Gesellschaften *) ge- 
pachtet hat; endlich von 298 Kilometer; welche an die Gesellschaft 
selbst konzessionirt und durch dieselbe gebaut wurden; ergibt sich die 
Gesammtlänge des Netzes mit 2418 Kilometern (ca. 319 Meilen). 

Die Gesellschaft der North-Eastern bildete sich durch die 

Fusion 

f 

1. des Netzes der York-Newcastle and Berwick; welches 

seinerseits wieder aus 10; im Jahre 1847 ftisionirten Bahnen mit einer 
Länge von zusammen 402 Kilometer bestand ; 

2. von 7 weiteren Gesellschaften; welche zusammen 604 Kilo- 
meter besassen und unter welchen die York and North-Midland 
die hervorragendste war. 

Später wurden 11 neue Linien mit zusammen 598 Kilometer er- 
worben; so dass die Gesellschaft North-Eastern ; welche selbst 561 Kilo- 
meter gebaut hattC; über ein Netz von 2155 Kilometer (284 Meilen) 
disponirt. 

Die Gesellschaft Great-EasterU; gegründet im Jahre 1862 
durch die Fusion von 21 Linien mit zusammen 1013 Kilometer; erwarb 
durch weitere Fusionen noch 6 Linien mit 163 Kilometer. 



^) Wilts, Somerset and Weymouth, Gloucester and Deanforest, Birmingham 
and Oxford junction, Birmingham- Wolverhampton and Dndley, Great- Western and 
Uxbridge, Wycombe, Shrewsbury and Birmingham, Shrewsbury and ehester. 

•) Wellington and Sevem junction, Oxford, Worcester and Wolverhampton, 
Newport, Abergavenny and Hereford, Worcester and Hereford, Sevem- Valley, Here- 
fort, Boss and Gloucester, Ely- Valley, South-Wales, Wellington and Drayton, Great- 
Western and Brentford, Wycombe extension, Shrewsbury and Welshpool, Hammer- 
smith and City, Nantwich and Market-Drajrton, Henley, Berks and Hants extension, 
Stratford upon Avon, Tenbury, Vale of Neath, endlich Swansea-Neath. 

*) Bnrton on the Water-Shrewsbury and Hereford, Wrexham and minera. 

^) Gepachtete Linien: Abingdon, Bridport, Calne, Cowen, East-Gloucester- 
shire, Bast- Somerset, Forest of Dean, Leominster, Llangollen et Corwen, Marl- 
borongh, Milford, Muoh-Wenlock, Vale of Llangollen, Wenlock. 
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Die Gesellschaft Great-Northern vereinigte 18 Gesellschaften 
mit 428 Kilometer. 

Lancashire and Yorkshire^ im Jahre 1874 von 10 Gesell- 
schaften mit 307 Kilometer gegründet^ nahm später 8 weitere Gesell- 
schaften mit 208 Kilometer in sich auf. 

Die London and South- Western bildete einen Theil ihres 
Netzes durch Fusion von 22 Gesellschaften (548 Kilometer); London 
Brighton aus 17 Gesellschaften (240 Kilometer); Manchester- 
Sheffield aus 12 Gesellschaften (580 Kilometer); Midland aus 
17 Gesellschaften (1084 Kilometer); South-Eastern aus 5 Gesell- 
schaften (140 Kilometer). * 

Diese Beispiele dürften genügen, um die Art und Weise der Ent- 
stehung der grossen Gesellschaften erkennen zu lassen. 



ni. 

Gregenseitige Beziehungen der Gresellschaften. 

Wenn man eine Eisenbahnkarte der vereinigten Königreiche be- 
trachtet; so bemerkt man, dass die Maschen des Bahnnetzes sehr yer- 
schieden weit sind ; allein man wird auch gewahr, dass an vielen Stellen 
und auf grosse Distanzen parallele Linien bestehen und dass alle Haupt- 
Verkehrsmittelpunkte durch zwei, ja selbst durch drei und vier Bahnen, 
welche verschiedenen Gesellschaften angehören , miteinander verbun- 
den sind. Dieser Umstand berechtigt natürlicherweise zu der Annahme, 
dass rttcksichtlich aller Haupt- Verkehrsrouten eine Konkurrenz bestehe. 

Die Thatsachen bestätigen dies leider nicht. Die Konkurrenz mag 
allerdings ursprünglich bestanden haben. Die öffentlichen Gewalten 
wünschten sie herbei und, hatten aus diesem Grunde an rivalisirende 
Gesellschaften Konzessionen ertheilt ; die Erfahrung jedoch hat alle hieran 
geknüpften Hoffnungen sehr schnell vernichtet. 

Einerseits entstanden die Fusionen, und überall, wo dies nicht der 
Fall war, beraubten geschriebene oder mündliche, gesetzliche oder geheime 
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Vertragsabschlüsse zwischen den Gesellschaften das Publikum der von der 
Konkurrenz der Eisenbahnen billigerweise erwarteten Vortheile. 

Der Ausschuss vom Jahre 1872 führt ftinf Formen jener Ueberein- 
künfte an, welche mit Fusionen mehr oder minder gleichbedeutend sind: 

Die erste „die einfachste und unvollständigste Form besteht darin, 
„dass Tarife und Fahrzeiten gleichgestellt werden, wo immer dieselben 
„Punkte von zwei Gesellschaften bedient werden. Diese Vereinbarung 
„scheint heutzutage ganz allgemein zu sein und kann ohne Genehmigung 
„Seitens des Parlamentes oder einer anderen Behörde, ja sogar ohne vor- 
„herige Benachrichtigung des Publikums getroffen werden", 

Die zweite „schon etwas weiter gehende Form ist diejenige, wo- 
i^durch die Gesellschaften übereinkommen, Personen und Güter Wechsel- 
„weise auf ihren Linien zu befördern, so zwar, dass jeder der beiden Theile 
„die Einkünfte aus dem Betriebe des eigenen Netzes für sich behält". 

Die dritte Form ist jene, womach „zwei Gesellschaften sich ver- 
„bindlich machen, ihre Züge auf ihren beiden Bahnnetzen verkehren zu 
„lassen und die Einnahmen nach einem bestimmten Verhältnisse zu theilen. 
„Diese Art des Uebereinkommens kann gleich der vorhererwähnten ohne 
„Beistimmung der Legislative getroffen werden". 

Die vierte Art ist die „der gemeinschaftlichen Kasse, d.i. 
„der Theilung der gesammten Betriebseinnahmen nach einem vereinbarten 
„Verhältniss, ohne Bücksicht darauf, welche Gesellschaft den Transport 
„in Wirklichkeit ausgeführt hat". 

Es ist jene Form des Uebereinkommens, welche die Gesellschaft 
London and North- Western mit Lancashire and Yorkshire, femer Great- 
Westem mit South- Western abgeschlossen haben. 

Die letzte Form endlich und „die vollständigste ist die Fusion, 
welche sich von den anderen Arten durch ihren dauernden Bestand 
unterscheidet, indem dadurch nicht nur für die Gegenwart, sondern auch 
für alle Zukunft jede Konkurrenz aufgehoben wird" '). 

Ausser diesen 5 Gattungen rechnet der Ausschuss auch noch eine 
sechste u.z. den Pachtvertrag, auf Grund dessen irgend eine Gesell- 
schaft den Betrieb des Netzes einer anderen Gesellschaft gegen Entrich- 
tung einer bestimmten Summe übernimmt. 



') P. XXV, XXVI. 
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„Diese Art des Uebereinkommens^; sagt der Bericht; „kann den 
;;Vortheil haben; dass knrze^ unbedeutende Linien in die Hände grös- 
;;Serer und mächtigerer Gesellschaften; welche im Stande sind; dieselben 
;;nicht nur vortheilhafter auszunützen; sondern auch die Ansprüche des 
;;Publikums in höherem Grade zu befriedigen; gelegt werden ; allein es ist 
;;hiemit der Nachtheil verbunden; dass die betriebfUhrende Gesellschaft in 
;;dem fast regelmässig eintretenden FallC; wo sie die fragliche Linie 
;;Schliesslich selbst zu erwerben trachtet; ein Interesse hat; den Verkehr 
;;Und die Einnahmen zu vermindern; sowie überhaupt das Unternehmen zu 
;;drücken; um für den seinerzeitigen Ankauf vortheilhaftere Bedingungen 
;;Zu erlangen. Aus diesem Grunde glaubt der AusschusS; dasS; sobald irgend 
;;eine Gesellschaft den Betrieb der Linien einer anderen Gesellschaft über- 
;;öimmt; die Fusion oder der Ankauf einem Pachtvertrage vorzuziehen sei." 

Die Anzahl der Pachtungen ist indess auch heute noch eine be- 
trächtliche; und die meisten grossen Gesellschaften führen den Betrieb 
auf einer Reihe kurzer Linien; welche ihnen nicht gehören. Was die 
Betriebsverträge zwischen den Gesellschaften betrifft; so haben dieselben 
eine solche Bedeutung gewonnen;' dass es am Platze sein dürfte einige 
Beispiele hievon anzuführen. 

Die Gesellschaft London and North-Westem steht durch Verträge 
mit den Gesellschaften Great-WesterU; Midland; Lancashire and York- 
shirC; North-StaffordshirC; Caledonian; Manchester-Sheffield and Lincoln- 
shire und Great-Northern; also mit allen Gesellschaften, deren Netze das 
ihrige nah oder ferne berühren; in Verbindung. 

Diese Verträge wurden der Mehrzahl nach weder mit Genehmigung 
des Parlamentes oder des Board of Trade abgeschlossen; noch wurden 
sie veröffentlicht. Ich will indessen versuchen; die Bedingungen derselben 
an der Hand verschiedener Dokumente darzustellen. 

Der erste Vertrag; durch welchen die in Kede stehende Gesell- 
schaft mit der Great- Western in Verbindung trat; ist vom 17. März 1863 
datirt; der Wortlaut desselben wurde mir durch den General-Direktor 
einer der betheiligten Gesellschaften mitgetheilt. Dieses Schriftstück, wel- 
ches nicht weniger als 54 Artikel enthält, beruht auf dem Grundsatze, 
dass beide Gesellschaften sich hinsichtlich der Fixirung der Personen- und 
Frachtentarife; der Nebengebühren etc. für die konkurrirenden und selbst 
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für nicht konkurrirende Stationen ihrer Netze in's Einvernehmen zu setzen 
haben. (Artikel 1 — 4.) 

Sodann gesteht jeder der beiden Kontrahenten dem anderen eine 
Reihe von Begünstigungen zu und insbesondere jene, wonach die Züge 
der einen Gesellschaft die Gesammtheit oder einzelne Theile der Linien 
der zweiten befahren dürfen, so dass beispielsweise die Great- Western 
den Verkehr zwischen Manchester und Holyhead, d. h. Irland, besorgen 
und andererseits die London and North- Westem-Bahn auf das Verkehrs- 
gebiet von Wales hinübergreifen kann. Durch die Artikel 15, 16, 34 
und 44 wird der Vertheilungsmodus für die Einnahmen festgestellt. 

Die beiden Gesellschaften verpflichten sich femer, gelegentlich aller 
künftigen Eonzessionswerbungen, Fusionen, des Kaufes oder der Pachtung 
anderer Linien in gegenseitigem Einverständniss vorzugehen. In denjenigen 
Ortschaften, wo beide Gesellschaften Stationen besitzen, soll jene Gesell- 
schaft, deren Station vom Mittelpunkte einer Stadi weiter entfernt ist, die 
Zustreifung der Güter nicht besorgen, sondern soll dieselbe der anderen 
Gesellschaft, welche die näher gelegene Station besitzt, überlassen. (Art. 45.) 

Alle Streitfragen sollen einem aus neun Mitgliedern bestehenden, 
berathenden Comit6 vorgelegt werden, für welches jede Gesellschaft 
vier Mitglieder ernennt, während das neunte durch den „Attorney 
general" bestimmt wird. (Art. 50.) 

Tariffragen werden durch einen Schiedsrichter geordnet. 

Der zwischen der London and North- Western und der Midland- 
Bahn abgeschlossene Vertrag ist mir nicht zur Einsicht vorgelegen. Diese 
beiden Gesellschaften, deren gegenseitiges Verhältniss schon ein so intimes 
geworden war, dass sie beim Parlamente um Genehmigung der Fusio- 
nirung angesucht hatten ^), sind laut des Berichtes der Kommission vom 
Jahre 1872 gegenwärtig durch einen Vertrag verbunden, welcher keinem 
der beiden Theile gestattet, seine Tarife ohne Zustimmung des anderen 
Kontrahenten abzuändern ^). 

Der Vertrag der Gesellschaft London and North- Western mit der 
Lancashire and Yorkshire, datirt vom 13. März 1862, findet sich als 
Anhang dem Berichte der 1872er Kommission angeschlossen ^). Er bestimmt 



*) Siehe den Bericht der Kommiagion v. J. 1872 Nr. 156 u. s. w. 
*) Siehe den Bericht der Kommission v. J. 1872 Nr. 24. 
*) Siehe den Bericht der Kommission v. J. 1872 Nr. 769. 

3* 
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sehr genau, in welcher Weise der Verkehr unter beide Gesellschaften vertheilt 
wird und über welche Linien die Frachten geleitet werden ; er stellt femer 
die Tarife der Nebengebühren; die Betriebsspesen etc. fest und bestimmt 
endlich; dass die Tarife nur im gegenseitigen Einverständnisse oder im Falle 
einer MeinungsdiflFerenz im Wege eines Schiedsgerichtes geändert werden 
dürfen. Was die Einnalimen betrifft; so werden dieselben unter die beiden 
Gesellschaften nach Verhältnisszahlen vertheilt; welche in einer; nachfolgend 
in den wesentlichsten Punkten wiedergegebenen Tabelle enthalten sind: 



YerkelirsIiDle 



London and 
North- 
western 



Per- 
sonen 



Frach 
ten 



Lanrashire 

and 
Torkshlre 



Per- 
sonen 



Frach 
ten 



li 



Von Liverpool nach freston 

„ „ „ den Stationen nördlich von 

Preston 

„ Manchester nach Preston 

„ n , rt den Stationen nördlich von 

Preston 

„ AshtoU; Oldham; HalifaX; Bradford; Leeds etc. 

nach Preston 

„ Liverpool nach Bury 

„ „ „ Stockport und Macclesfield 

„ „ „ Oldham 

„ „ „ Manchester 

„ n f, Wigan 

n n „ Bolton ....'... 

n n n Halifax 

n V n Huddersfield 

„ „ „ Bradford 

„ Manchester nach Leeds 

„ „ „ Bradford 

„ „ „ Huddersfield 

„ „ „. Wigan 

n n n Halifax 

„ Ashton nach Halifax 

n n n Wakcficld 

„ Oldham nach Halifax 



•/• 
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27 


50 


73 


40 


50 
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40 


40 


60 


40 


40 


60 


40 


40 


60 


40 


45 


60 


40 


60 


60 


40 
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60 
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75 


20 
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80 


78 


60 
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40 


40 


60 


60 
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40 


40 


40 
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80 
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50 


50 
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60 

60 
55 
40 
60 
50 
50 
50 
67 
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55 
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40 
50 
67 
40 
34 
50 
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Der zwischen den Oesellschaften London and North-Western 
einerseits and Caledonian andrerseits abgeschlossene Vertrag ist von 
solcher Art; dass diese beiden Gesellschaften sozusagen nur eine einzige 
bilden ^ ; und die seitens der ersteren mit den Gesellschaften Manchester- 
Sheffield and Lincolnshire, North-Staffordshire und Great-Northem abge- 
schossenen Verträge bestimmen; dass die auf verschiedenen Linien der 
beztiglichen Bahnnetze erzielten Einnahmen ohne Bticksicht auf das von 
jeder einzelnen Gesellschaft thatsächlich beförderte Frachtquantum nach 
einem bestimmten Verhältniss getheilt werden. Die diessbeztigUche Mit- 
theilung wurde von Seite des General-Direktors der London and North- 
Westem in der 1872er Kommission gemacht ^. 

Sollen wir noch weitere Beispiele anfahren? 

Die Gesellschaft der Great- Western steht; abgesehen von dem 
Vertrage mit der London and North- WesterU; auch noch mit der Ge- 
sellschaft Midland im KartellverhältnisS; u. z. vermöge eines vom 
17. März 1863 datirten Kontraktes; durch welchen jede Gesellschaft 
verpflichtet wird; der anderen rücksichtlich des Verkehres gewisser 
Gebietstheile verschiedene Begünstigungen zuzugestehen. Ein aus sieben 
Mitgliedern gebildetes Comitö ist berufen; die Durchführung des Vertrages 
zu überwachen. Endlich ist die Gesellschaft der Great-Western gehal- 
ten; gewissen Konzessionsbewerbungen der Midland-Gesellschaft vor dem 
Parlamente nicht entgegenzutreten. Das Einvernehmen hinsichtlich der 
Tarife ist natürlich ein vollkommenes. 

Der Parlamentsausschuss konstatirte auch noch; dass die Gesell- 
schaften Great-Western und South- Western rücksichtlich aller derjenigen 
ihrer Linien; welcMe den Verkehr derselben Stationen vermitteln; ;;gemein- 
schaftliche Kasse^^ machen. 

Uebergehend zur Gesellschaft Midland; ist zu bemerken; dass die- 
selbe; abgesehen von den oben erwähnten Verträgen mit der London 
and North -Western und der Great- WesterU; zu der Gesellschaft Glasgow 
and South-Westem in einem Kartellverhältnisse steht; welches eigentlich 
die seitens des Parlamentes abgelehnte Fusion vollständig ersetzt ^. 



^) Siehe den Bericht der KommiBsion v. J. 1872 Nr. 357 o. 4903 
•) Siehe den Bericht der Kommisflion v. J. 1872 Nr. 6613. 
') Siehe den Bericht der Kommission v. J. 1872 Nr. 6893. 
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Die Gesellschaften North-Eastern und Manch ester-Sheflßeld and 
Lincolnshire haben in Betreff des gesammten Konkurrenz- Verkehres einen 
Garantie-Vertrag abgeschlossen, demzufolge die letztere Gesellschaft; ob- 
wohl sie nur ein Sechstel des ganzen in Frage kommenden Frachtquan- 
tums befördert, den dritten Theil der Gesammteinnahmen erhält. An die- 
sem Vertrage partizipirt auch die Gesellschaft Lancashire and Yorkshire *). 

Zwischen den Gesellschaften Great - Northern und Manchester- 
Sheffield and Lincoliishire besteht ein am 26. November 1858 geschlos- 
sener Vertrag, laut welchem die Tarife für alle durch Linien beider 
Gesellschaften mehrfach verbundenen Stationen gleichgestellt sind. Diese 
Tarife werden im Falle der Meinungsverschiedenheit durch ein Schieds- 
gericht festgestellt. 

Die Gesellschaften Lancashire and Yorkshire und Great-Northem 
sind seit März 1872 durch einen Vertrag verbündet, welcher auf dem 
Prinzipe ^^gemeinsamer Kasse^ beruht, nach welchem somit das Rein- 
erträgniss^aus dem Verkehr des von beiden Linien beherrschten Gebietes 
getheilt wird. 

Die Gesellschaften South-Devon und Bristol-Exeter sind in einer 
Weise fusionirt, welche im Wesentlichen dem Verhältnisse zwischen den 
Gesellschaften North-Eastern und Great-Northem entspricht^). 

Endlich stehen die Gesellschaften South-Eastem, London-Ghatam- 
Dover und London-Brighton and South-Coast in einem mit Fusion gleich- 
bedeutenden Kartell-Verhältniss ; die Rückwirkungen desselben zeigten 
sich beispielsweise in folgendem Falle: 

Im Juli 1873 hatte sich ein unter der Präsidentschaft des Herzogs 
von Norfolk stehendes Comitö die Aufgabe gestellt, eine Wallfahrt eng- 
lischer Katholiken zu dem Wallfahrtsorte Paray-le-Monial zu veranstalten. 
Ich war ersucht worden, mit den Eisenbahngesellschaften zu dem Behufe 
zu unterhandeln, um einige Begünstigungen und insbesondere — wenn 
möglich — eine Ermässigung der Fahrpreise zu erwirken. Der Direktor 
der Gesellschaft South-Eastem erklärte sich seinerseits mit Vergnügen 
bereit, den erbetenen Nachlass zu bewilligen; allein vor Abgabe einer 



*) Siehe den Beriebt der Kommission v. J. 1872, Nr. 43. 

') Siehe den Bericht der Kommission v. J. 1872, Nr. 2768 und 401. 
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bindenden Antwort müsse er erst die ZuBtimmung der Gesellschaft Lon- 
don-Chatam-Dover einholen. 

„Ich glaube nicht^^^ sagte er zu mir^ ;;dass die Angelegenheit der 
„geringsten Schwierigkeit unterliegen könnte ; aber solange wir mit dieser 
„Gesellschaft uns nicht ins Einvernehmen gesetzt haben, besitzen wir nicht 
„das Recht; einen Tarif, die Abfahrts- und Ankunftszeit sowie die Ge- 
„schwindigkeit unserer Zllge, oder überhaupt irgend etwas in dem Betriebs- 
„dienste abzuändern, noch auch eine Ermässigung um 6 Pfennige zu be- 
„willigen.'' Nach einigen Tagen zeigte mir derselbe Direktor einen Brief 
seines Kollegen, welcher mit dem Ausdrucke tiefen Bedauerns erklärte, 
dass der Verwaltungsrath der Gesellschaft London-Ghatam nicht in der 
Lage sei, die Ermässigung irgend eines Tarifes zu bewilligen, noch auch 
der Gesellschaft South-Eastem die Zugestehung derselben zu gestatten. 

Ich halte es für überflüssig, die ohnediess schon zu lange Beihe 
noch weiter fortzusetzen; allein es ist von Wichtigkeit, hervorzuheben, 
dass die Mehrzahl dieser Vereinbarungen zu Stande gekommen ist, 
ohne dass das Parlament oder die Regierung um die Genehmigung an- 
gegangen worden wären *). 

Man schliesse jedoch aus diesem Umstände nicht, dass die Gesuche 
um gesetzliche Bestätigung der Fusionen gänzlich ausgeblieben seien. 
Vielmehr gelangten während der 11 Sessionen von 1860 bis 1871 
258 Vorlagen, welche auf die Genehmigung von Fusionen und 722 Vor- 
lagen, die auf die gesetzliche Bestätigung von Kartell-Verträgen abzielten, 
vor das Parlament, und in jeder neuen Session erscheint eine grosse 
Anzahl derartiger Projekte. 

Man wird vielleicht fragen, weshalb denn die Gesellschaften, 
denen so viele und leichte Mittel zur Verfügung stehen, um das ge- 
wünschte Ziel zu erreichen, unausgesetzt bemüht sind, die Genehmigung 
des Parlamentes für die Durchführung ihrer Fusionen einzuholen? Hier- 
auf kann zunächst erwidert werden, dass ein gesetzlicher Bestand der 
prekären Lage, welche aus einem nichtgenehmigten und der Anfechtung 
vor den Gerichten ausgesetzten Vertrage hervorgeht, immerhin vorzuziehen 
sei. Femer haben die Verträge in der Regel eine beschränkte Dauer, 



^) Siehe den Bericht der Kommission vom Jahre 1872, Nr. 3366, 6916, 
6932, 7210. 
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und da es dann von einer Laune, von einem Zufall abhängen kann, dasB 
die Erneuerung derselben abgelehnt wird, so bieten die Verträge auch 
ans diesem Grunde einen geringeren Grad von Sicherheit. 

Allein das Parlament stimmt nicht allem bei; worum es ange- 
gangen wird; so wurden von den oberwähnten 258 Vorlagen rUcksicht- 
lieh der Fusionen nur 187, die Fusion von 8858 Kilometer bezweckend, 
angenommen, während von den 722 Vorlagen über Betriebsverträge nur 
383, auf 7877 Kilometer bezüglich, die Sanktion der Legislative erhielten '). 

Gerade in denjenigen Fällen, wo entweder das Parlament seine 
Zustimmung versagt, oder wo seine Ablehnung zu befürchten, oder wo 
die Opposition zu heftig ist, oder wo die Generalversammlungen der 
Aktionäre sich widerspänstig zeigen u. s. w., pflegen die Gesellschaften 
zu dem früher erläuterten Vorgange ihre Zuflucht zu nehmen, welchen 
das Parlaments-Comitö nicht gerade als ungesetzlich, aber als ausser- 
gesetzlich bezeichnet hat. 

Zugegeben, dass die Konkurrenz unter den Eisenbahnen heutzu- 
tage nicht mehr besteht, so dürfte es doch angemessen sein, zu unter- 
suchen, von welchem Erfolge das System der Konzessionirung von 
Konkurrenz-Linien begleitet war. 



IV. 
Effektive Konkurrenz. 

Während einer langen Keihe von Jahren gab es zwischen den 
Konzessions- Werbern, zwischen den alten und den neuen, den grossen 
und den kleinen Gesellschaften erbitterte und für die Finanzen dieser 
letzteren blutige Kämpfe. 

Nur durch namhafte Anstrengungen war es möglich, grosse Netze 
zu bilden, und es kostete unaufhörliches Ringen, um diese gegen Ein- 
griflFe von Aussen, die nicht in allen Fällen zurückgewiesen werden 

Siehe Pari. Paper vom 4. Mai 1868 und den Bericht der Kommission 
vom Jahre 1872, Nr. 1012. 
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konnten^ zu schützen. Konkurrenz Linien entstanden und brachten im 
Anfange nicht nur ernstlichen Wettbewerb, sondern auch eine Erniedrigung 
der Tarife mit sich. 

Als zwischen London und Manchester nur eine einzige Bahn be- 
stand, betrug der Preis der Plätze 44 Franken, nach Vollendung der 
zweiten Linie versuchten die betreffenden Gesellschaften zuerst, sich 
gegenseitig zu bekämpfen, und der Preis fiel bis auf 6.25 Franken. 

Die Verwaltungen sahen jedoch bald ein, dass dieses System 
blos zum Euine beider Gesellschaften führen würde und beschlossen; sich 
hinsichtlich der Fixirung der Tarife in gegenseitiges Einvernehmen zu 
setzen. Der jetzige Preis ist 41 Franken. 

Die Gesellschaften London and North- Western und Great- Western 
hatten im Jahre 1860 rücksichtlich des Verkehrs zwischen Shrewsbury 
und Wellington gleichfalls versucht, sich gegenseitig den Rang streitig 
zu machen. Es folgte fieduktion auf Reduktion, bis der Tarif auf das 
geradezu lächerliche Mass von 10 Centimes (4 Kreuzer) herabgesunken 
war; nun reiste Jedermann und selbst die Schulkinder vergnügten sich mit 
Fahrten auf der Bahn. Selbstverständlich währte dieser Kampf nicht lange. 

Es könnten noch weitere Beispiele angeführt werden; allein in so 
grosser Anzahl solche auch zur Verfügung ständen, eine Erwägung drängt 
siclf auf, nämlich die, dass, wenn die Konkurrenz für die Endpunkte der 
betreffenden Linien von namhaften Vortheilen begleitet war, die zwischen- 
liegenden Ortschaften unter fühlbaren Uebelständen zu leiden hatten. 
Nehmen wir den Fall zweier Bahnen von London nach Liverpool, welche 
ganz verschiedene Ortschaften berühren. Die Konkurrenz wird offenbar 
ein Sinken der Tarife für die Transporte zwischen den beiden End- 
punkten hervorrufen; allein es ist klar, dass jede Gesellschaft trachten 
wird, für das solcher Art gebrachte Opfer sich dadurch schadlos zu hal- 
ten, dass sie die Tarife für die Zwischenpunkte erhöht; und da nun 
diese letzteren sehr zahlreich sind, so wir.d die Summe der Uebelstände 
die Gesammtheit der erzielten Vortheile augenscheinlich überwiegen ^). 



^) Siebe in dem Bericht der Kommission vom J. 1866 die Aussage des 
General-Direktors der Gesellschaft London and North-Western, Cawkwell: 

Frage: „Sie geben zu, dass Sie dort, wo Konkurrenz besteht, die Tarife 
auf das geringste Maass, das unter Festhaltung eines gewissen Gewinnes noch 
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Dazu kommt noch; dass die Gesellschaften in dem Momente^ wo 
sie den Kampf aufgeben^ natürlicherweise trachten^ die Kosten desselben 
hereinzubringen, und wiederum ist es dusPublikum; an das sie sich hal- 
ten. Diesbezüglich äusserte sich der Sekretär des Vereines der Eisenhütten- 
besitzer von Süd-Staffordsbire vor der königlichen Eisenbahn-Kommission 
in folgender Weise: 

Frage : „Steht die Gleichheit der Tarife nicht mit der Konkurrenz 
„im Zusammenhange? Und wenn es zwei, für denselben Zweck bestimmte 
^Transportmittel gibt, sind dann die Tarife nicht niedriger, als wenn nur 
„eines derselben vorhanden ist?" — Antwort: „Leider hat unsere Eirfah- 
„rung uns das Gegentheil gelehrt. Die Transportuntemehmungen, welche 
„das gleiche Verkehrsgebiet beherrschen, bekämpfen einander eine Zeit 
„lang; sodann verständigen sie sich, um nun noch höhere Tarife einzu- 
„heben als vordem" ^). 

Erwähnen wir auch die nachstehende Erklärung des Herrn Stewart, 
des Direktors der Gesellschaft London and North -Western railway. 

Frage : „Was ist Ihre Ansicht hinsichtlich des Monopols der Eisen- 
„bahnen ? Glauben Sie, dass seine Einführung, falls dieselbe erreicht wer- 
„den könnte, wünschenswerth wäre?" — Antwort: „Nein, ich halte dies 
„nicht für wünschenswerth, u. z. weder im Interesse des Publikums noch 
„in demjenigen der Aktionäre. Ich halte dafür, dass in unserem Lande 
„ein gewisses Maass von Konkurrenz bei den Eisenbahnen, wie in an- 
„deren Dingen, nothwendig sei; allein damit diese Konkurrenz aufrecht 
„erhalten und zu einer dauernden gemacht werde, ist es nöthig, dass sie 
„gemässigt bleibe. Dort, wo sie so unmittelbar, so lebhaft auftritt, wie 
„dies nothwendig der Fall ist, wenn zwei Bahnen eine gleich gute 
„Kommunikation zwischen zwei Punkten besitzen, kann sie von keiner 
„langen Dauer sein. Die beiden Unternehmungen sind geradezu gezwungen, 
„sich untereinander zu verständigen.^' 



zulässig erscheint, herabsetzen, und dass Sie andererseits dort, wo es keine Kon- 
kurrenz gibt, die höchsten Tarife cinheben, die ohne Verminderung des Verkehrs 
noch möglich sind?** — Antwort: „Allerdings-, die Gesellschaften brauchen offenbar 
nur in gewissen Fällen ihre Tarife nach Maassgabe der Konkurrenz zu reduziren 
und dafUr in anderen Fällen jene Tarife einzuheben , welche die volle Entfaltung 
des Verkehrs überhaupt verträgt/ 

Royal commission on railway's Nr. 10247. 
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Frage: ;,In welcher Weise werden in der Praxis die Verhältnisse 
„zwischen zwei Gesellschaften geordnet, wenn dieselben zwischen zwei 
,,Punkten konkurrirende Linien besitzen?" — Antwort: ,,Sie trachten den 
„Verkehr entsprechend untereinander zu theileU; wobei sie oft in Zwist 
„gerathen, — ein Fall, der ursprünglich regelmässig eingetreten war. Die 
„erste Wirkung einer heftig auftretenden Konkurrenz war die Einschrän 
„kung der den Zwischenstationen zugestandenen Begttnstigungen. Die 
„Zahl der zwischen den Hauptstationen ohne Anhalten verkehrenden 
„Schnellztige wurde zum Nachtheile der Zwischenstationen vermehrt. Die 
„Tarife für die wichtigsten Stationen wurden bedeutend herabgesetzt; 
„aber nach Ablauf einer gewissen Zeit kamen die Gesellschaften überein, 
„dieselben wieder zu erhöhen, und schliesslich, nachdem sie sich gegen- 
„seitig Schaden zugefügt, kehrten sie zu jenem Zustande zurück, wel- 
„cher ursprünglich vorhanden war." 

Frage: „Wenn solchergestalt die Tarife endgiltig fixirt wurden, 
„stellten sie sich höher oder niedriger als anfänglich ?" — Antwort : „I n 
„manchen Fällen erfuhren die Tarife eine geringe Erhö- 
„hung; die Fahrtaxen für die erste und zweite Klasse in der Strecke 
„Manchester-London sind, wie ich glaube, niedriger als früher, für die 
,)8trecke Birmingham-London hingegen nahezu gleich, und ich glaube 
„sogar, dass die einzige Veränderung, die sie erfahren haben, in einer 
„massigen Erhöhung besteht." 

Frage: „Die Tarife sind also dieselben, wie vor dem Beginne 
„der Konkurrenz?" — Antwort: „Ja, die Personentarife für die Strecke 
„Staffordshire-London sind niemals herabgesetzt worden; ich habe mir 
„dagegen die Ueberzeugung verschafft, dass sie gegenwärtig für eine 
„oder zwei Klassen höher sind als vor dem Beginne der Konkurrenz." 

Frage : „Hat die Konkurrenz nicht die Auflassung der bei den Eil- 
„zügen üblichen Zuschläge zur Folge gehabt?" — Antwort: „Nein. Die 
„Gesellschafl North- Western hat wohl auf ihrem ganzen Netze die Eilzugs- 
„taxen aufgelassen. Indess war diese Maassregel nicht in lokalen Verhält- 
„nissen begründet, sondern man hat gefunden, dass die Anwendung der 
„fraglichen Zuschläge mit Unbequemlichkeiten verbunden sei und wollte 
„die Tarife vereinfachen. Die Reisenden lösten während der Fahrt neue 
„Fahrkarten, und das war derart unbequem, dass man auf die Zuschläge 
„verzichtete." 
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Frage : „Welchen Vortheil hat sonach das Publikum von der Her- 
;^stellung doppelter Linien; nachdem die Tarife dieselben geblieben sind 
„wie zur Zeit, wo nur eine Bahn bestand ?" — Antwort : „Wenn die Züge 
„zu verschiedenen Stunden abgingen, so wttrde hieraus, namentlich in 
„einer so grossen Stadt wie London, ein gewisser Vortheil für das Publi- 
„kum erwachsen; allein bei Prüfung der Thatbestände dürfte man zu- 
„meist gewahr werden, dass die Züge gleiche Abfahrtszeiten haben, und 
„in Folge dessen vermindert sich auch dieser Vortheil ganz bedeutend." 

Frage: „Sie scheinen demnach weder mit Rücksicht auf die 
„Hauptstationen noch mit Rücksicht auf die Zwischenstationen der Ansicht 
„zu sein, dass das Publikum bedeutsame Vortheile aus der Konkurrenz 
„gezogen habe?" — Antwort: „Ich glaube, dass die Stationen zwei- 
„ten Ranges eine Einbusse erlitten haben; aber im Ganzen genommen 
„hat die Konkurrenz wohl einige Vortheile zur Folge gehabt. Sie hat 
„z. B. den Eifer der bei der Leitung unserer Eisenbahnen betheilig- 
„ten Persönlichkeiten bis zu einem Grade gesteigert, welcher unter an- 
„deren Verhältnissen nie erreicht worden wäre. Sie hat aber auch 
„ausserordentlich viel Geld gekostet, vielleicht 100 Millionen Pfund Ster- 
„ling. Diese 100 Millionen, mit anderen Worten alles das, was über das 
„nothwendige Maass hinaus verausgabt worden ist,' ohne uns desshalb 
„grössere als die gegenwärtig bestehenden Vortheile zu verschaffen, 
„können niemals zurückgewonnen werden; allein es gibt noch ein 
„anderes Uebel, welches von gleicher Tragweite ist und das tagtäglich 
„grösser wird; es sind dies die exorbitanten Kosten des 
„Betriebes, eine Folge des Mangels an einträchtigem Zusammenwirken 
„der Gesellschaften, welche durch Einführung unnützer Züge den Bahn- 
„dienst in vielen Fällen ohne jeden Vortheil für das Publikum ver- 
„theucrn. Ich glaube daher, dass thatsächlich, wie ich schon früher aus- 
„einanderzusetzen bemüht war, da^ Schlussresultat der Konkurrenz sich 
„zum Nachtheile ebenso des Publikums wie der Aktionäre stellt; denn 
„wenn auch die äussersten Verkehrspunkte an Begünstigungen scheinbar 
„gewannen, so haben die Zwischenstationen desto mehr verloren." 

Frage: „Angenommen, dass das Parlament die Konkurrenz nicht 
„zugelassen hätte, würden in Folge dessen die älteren Linien, wie z. B. 
„die North- Western, sich nicht eines massenhaften Verkehres erfreut 
„haben?" — Antwort: „Ganz unzweifelhaft würde sich die North- Western- 
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^;Bahn^ sowie die anderen älteren Linien, in einer weit günstigeren Lage 
^^befinden^ als dies jetzt der Fall ist, and ihre Aktionäre würden darnach 
,,streben, das Netz zu erweitem, anstatt sich jeder dahin zielenden Maass- 
„regel zu widersetzen, wie sie es oft und wie dies auch die Aktionäre 
„der Midland-Bahn zur Zeit, da ihre Dividenden so niedrig standen, 
„gethan haben. Alle Aktionäre werden, wenn ihre Dividenden sinken, unzu- 
„frieden. Ihr erster Schrei ist stets, alle Auslagen einzustellen, und um 
„sodann dem Publikum die unerlässlichen Dienste zu erweisen, drängen 
„sich alle möglichen Unternehmer vor, deren Intervention nicht nur sehr 
„theuer zu stehen kommt, sondern auch von weit geringeren Vortheilen 
„begleitet ist, als wenn dasselbe Kapital von einer der älteren Gesell- 
„schaften dem gleichen Zwecke zugeführt -würde, namentlich unter der 
„Voraussetzung, dass diese sich zu einem gemeinsamen Vorgehen ver- 
„einigen. Zwei von den grösseren Gesellschaften sind im Stande, durch 
„den Aufwand von einigen hundert Pfund Sterling dem Publikum mehr 
„Erleichterungen zu gewähren als jede andere, ausserhalb der Gesell- 
„schaften und mit diesen in Feindschaft stehende Unternehmung durch 
„Ausgabe einer zehnmal grösseren Summe zu schaffen vermag." 

Frage: „Wenn die alten Gesellschaften die Gesammtheit jenes 
„Verkehrs hätten ausnützen können, welchen sie gegenwärtig mit neuen 
„Gesellschaften theilen müssen, wären sie dann nicht im Stande gewesen, 
„ihre Tarife beträchtlich herabzusetzen?" — Antwort: „Wenn das Par- 
„lament ein /System angenommen hätte, demzufolge etwa mit dem An- 
„wachsen der Dividenden eine Ermässigung der Tarife verbunden gewe- 
„sen wäre, so würde mir dies äusserst vortheilhaft erscheinen." 

Frage: „Allein abgesehen von der Einflussnahme des Parlamentes, 
„wenn die alten Gesellschaften den gesammten Verkehr behalten hätten, 
„anstatt denselben mit Konkurrenz-Linien zu theilen, wären sie dann nicht 
„im Stande, eine wesentliche Reduktion ihrer Tarife durchzuführen?" — 
Antwort: „Gewiss!" 

Frage: „Sind nun die Gesellschaften durch die Erfahrung nicht 
„zu der Ueberzeugung gelangt, dass massige Tarife einträglicher seien 
„als die hohen, vor 20 oder 30 Jahren üblich gewesenen Tarife?" — 
Antwort: „Ja wohl, in manchen Fällen. Hat man es mit einem sehr 
„starken Verkehr zu thun, wie z.B. in den dichtbevölkerten Industrie- 
„bezirken, so zeigt es sich, dass die niederen Tarife eine ausserordent- 
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,,liche Entwickelung des Verkehrs mit sich bringen. Wir haben es aber 
^^aueh in Buckinghamshire mit ermässigten Tarifen versucht; und da ist 
,,es uns nicht gelungen, die Bauern in Bewegung zu setzen; letztere 
„wUrden selbst dann nicht reisen, wenn man sie umsonst beförderte." 

Noch sei hier angeführt, in welcher Weise ein anderer Experte, 
der Zivil-Ingenieur Harrison, sich äusserte: 

Frage: „Glauben Sie, dass die Betriebskosten durch die Rivalität 
„derjenigen Linien, welche mit der Bestimmung, sich gegenseitig Kon- 
„kurrenz zu machen, geschaflfen wurden, bedeutend erhöht werden?" — 
Antwort: „Ich glaube, dass dies sehr oft der Fall war, und das Re- 
„sultat war stets das folgende: Eine Linie, welche in der Absiebt, 
„Konkurrenz zu mach-en, konzessionirt worden ist, gibt stets nach kurzer 
„Zeit Veranlassung zu einer gegenseitigen Verständigung und gelit in 
„den Besitz der älteren Gesellschaft über; und ich glaube nicht, dass 
,jemal8 eine zum Zwecke der Konkurrenz erbaute Linie, sofeme nicht 
„lokale Verhältnisse ihren Einfluss geltend machten, gelungen sei/^ 

Frage: „Aber das Publikum gewinnt doch während der ganzen 
„Zeit, die jenem Einverständnisse vorausgeht?" — Antwort: „Während 
„einer gewissen Zeit wohl, allein nicht lange. Die Preise der Plätze 
„werden zuerst während einiger Monate ermässigt, und dann kommen 
„die Gesellschaften zur Ueberzeugung, dass sie weit klüger gehandelt 
„hätten, sich ins Einvernehmen zu setzen. Es gibt gegenwärtig kein 
„einziges Beispiel, dass dort, wo eine Linie zum Behufe der Konkurrenz 
„erbaut wurde, diese Konkurrenz noch bestünde/^ 

Frage : „Die Möglichkeit, die Tarife herabzusetzen, findet sich also 
„eingeschränkt?" — Antwort: „Gewiss; man verausgabt zwei Kapitalien, um 
„das Werk eines einzigen zu vollbringen. Es ist iclar, dass, wenn man billig 
„transportiren will, dies eher mit einer Linie als mit zweien möglich ist. 
„Man nehme zwei Städte an, die ein mittelmässiges Frachtquantum 
„liefern. Wenn dieser Verkehr sich auf zwei Linien vertheilt, so wird er 
„weit minder vortheilhaft bewerkstelligt werden als mittelst einer Linie, — 
„immer vorausgesetzt, dass die Herstellung der zweiten Bahn nicht in 
„anderweitigen Umständen begründet sei. Denn ich behaupte natürlicher- 
„weise nicht, dass, wenn für die betreflfende Gegend eine zweite Linie 
„wtinschenswerth erscheint, dieselbe nur aus dem Grunde nicht konzes- 
„sionirt werden solle, weil sie mittelbar eine Konkurrenz hervorruft. Ich 
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;;Sage vielmehr das Gegentfaeil; allein eine Linie lediglich zum Zwecke 
^^der Konkurrenz zu bauen; ist ein Missgriff; wie die Erfahrung dies 
;,allenthalben; wo derartige Versuche gemacht wurden, erwiesen hat." 

„Wenn die Konkurrenz nicht bestünde," sagte im Jahre 1866 der 
„General-Direktor der London and North- Western -Bahn, „so hätten die 
„Gesellschaften dahin gebracht werden können, die Transporte zu billigeren 
„Preisen zu bewerkstelligen, als sie es gegenwärtig thun" •); und der 
General-Direktor der Midland -Gesellschaft fügte hinzu: „Es ist häufig 
„vorgekommen, dass die Konkurrenz die Anwendung höherer Tarife ver- 
„anlasst hat, und ich wäre im Stande, mehrere derartige Fälle anzuführen" ^. 

Der Erfolg ist nahezu derselbe, wenn die Gesellschaften, durch 
die Erfahrung belehrt, den Kampf gar nicht beginnen, sondern sich schon 
am Tage der Eröffnung der neuen Linie ins Einvernehmen setzen. In 
dieser Beziehung erklärte sich der Präsident der Birminghamer Handels- 
kammer folgendermaassen vor der königlichen Kommission: 

Frage : „Es bestehen mehrere Eisenbahngesellschaften, deren Linien 
„Birmingham berühren, nämlich die der London and North- Western, der 
„Great- Western und der Midland-Bahn?" — Antwort: „Ja wohl." 

Frage : „Hat sich unter diesen drei Gesellschaften nicht eine Kon- 
„kurrenz herausgebildet, in Folge welcher die Tarife ermässigt wurden ?" 
— Antwort: „Gerade das Gegentheil hievon hat stattgefunden." 

Frage: „Auch nicht für solche Stationen, welche durch beide 
„Linien zugleich verbunden werden?" — Antwort: „Im Gegentheile. Als 
„die Gesellschaft der Great- Western- Bahn im Jahre 1859 sich mit einer 
„Vorlage wegen Revision der Tarife an das Parlament wandte, wurde 
„konstatirt, dass der Erfolg der Herstellung von Konkurrenz-Linien in 
„einer Steigerung der Tarife bestanden habe. Es wurde durch Beispiele 
„bestätigt, dass der Eisenbahntarif für Kurzwaaren zwischen Birmingham 
„und Liverpool im Jahre 1839 16.75 Franken per Tonne betrug. Unge- 
„fähr um dieselbe Zeit bezog ich Waaren derselben Klasse von Liverpool, 
,jedoch per Kanal und zu 15.70 Franken Transportkosten per Tonne. 
„Die Eisenbahn, welche den Tarif mit 16.75 Franken angenommen hatte, 
„erzielte damals, wenn ich nicht irre, eine lOVoige Dividende. Etwas 



') Royal commission on railways Nr. 11657. 
^) Bojal commission on railways Nr 12362. 
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„später fusionirte sich die Linie nach Liveipool mit der Bahn nach 
„Manchester, und der Tarif wurde von 18.85 Franken auf 21.95 Franken 
„per Tonne erhöht, als beide Linien der Gesellschaft London and North- 
„ Western einverleibt wurden." 

Frage: „Von welcher Waarenklasse sprechen Sie?" — Antwort: 
„Von Kurzwaaren, welche zur 11. Klasse gehören. An dem Tage, als 
„auch die Gesellschaft der Great-Western-Bahn ihre Linie nach Liver- 
„pool eröffnete, oder doch im Laufe des auf die Eröffnung folgenden 
„Monates wurde der Tarif in Folge einer Vereinbarung zwischen den 
„beiden Gesellschaften auf 25.25 Franken erhöht; und derselbe blieb 
„auch hinfort auf dieser Höhe bestehen, so dass der Preis nicht nur auf 
„der Linie der London and North-Westem, sondern auch auf der ver- 
„meintlichen Konkurrenz- Linie 25.25 Franken beträgt. Während nur die 
„Gesellschaft Grand Junction allein bestand, zahlten wir nicht mehr als 
„16.75 Franken. Nach dem Gesagten halte ich es für überflüssig, noch 
„besonders hervorzuheben, wie nachtheilig es ist, wenn zwei Linien, 
„von denen jede für sich ihre Dividende tragen soll, trotz- 
„dem eine einzige Bahn dem Verkehr genügt hätte, sich 
„gezwungen sehen, eine den zweifachen Ertrag sichernde 
„Vereinbarung zu treffen." 



V. 
Eventuelle Konkurrenz. 

Ausser der im Vorhergehenden behandelten, effektiven Kon- 
kurrenz gibt es noch eine von den Engländern als „potentielle" 
bezeichnete Konkurrenz, worunter die über den Häuptern der Gesellschaft 
stets schwebende Gefahr zu verstehen ist, dass das Parlament eine 
Konkurrenz-Linie genehmige. " 

Die königliche Kommission vom Jahre J 866 zog diesbezüglich 
eine hervorragende Persönlichkeit, und zwar den Reformator des Post- 
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Wesens und damaligen Sekretär der Generalpostdirektion^ Sir Rowland 
Hill^ ztt Rathe, und dieser äusserte sich in folgender Weise: 

Frage: „Wenn die Aktionäre sich geneigt zeigen, ihre Kapitalien 
„einem derartigen Unternehmen zuzuwenden, halten Sie es für eine 
„Pflicht des Staates, dafttr zu sorgen, dass sie dabei eine vortheilhafte 
„Anlage flir ihr Geld erzielen?^' — Antwort: „Ich glaube, dass es den 
„Rücksichten der Klugheit entspräche, wenn der Staat denjenigen, welche 
„sich zum Bau einer Eisenbahn entschliessen, mit der Konzession zugleich 
„auch die Sicherheit gewährte, dass sie auch wirklich die erwarte- 
„ten Vortheile geniessen werden, und dass man keine neue 
„Linie genehmigen werde, deren Herstellung den einzigen 
„Zweck verfolgt, sie jener Vortheile zu berauben. Ich 
„glaube, die Zahl unserer Bahnen wäre noch grösser, als sie jetzt ist, 
„wenn die Eigenthttmer der Eisenbahnen die Gewissheit hätten, dass 
„man sie den aus dem Bahnunternehmen resultirenden, angemessenen 
„Nutzen werde geniessen lassen, ohne die Entstehung einer Konkurrenz- 
„Linie befürchten zu müssen, — es wäre denn, dass letztere durch das 
„Staatsinteresse geboten sei" 

Uebrigens hat diese Drohung mit neuen Konzessionen bedeutend 
an Wirksamkeit verloren, wie dies aus dem Berichte des 1872er Comitö's 
hervorgeht : 

„Dass diese Furcht geeignet war, merkliche und selbst bedeutende 
„Erfolge hervorzubringen, kann nicht bezweifelt werden ; allein diese 
„Wirkung schwächt sich tagtäglich ab. Die Erfahrung hat gezeigt, wie 
„theuer die Herstellung von Konkurrenz - Linien die Aktionäre oft zu 
„stehen kommt, und je mehr jede grosse Gesellschaft ausschliessliche 
„Beherrscherin ihres Verkehrsgebietes wird, desto mehr schwindet die 
„Möglichkeit fttr eine rivalisirende Gesellschaft, neue Linien mit Aussicht 
„auf ein günstiges Erträgniss herzustellen. 

„Das Parlament zeigt sich daher immer weniger geneigt, Kon- 

„kurrenz-Linien zu genehmigen. Und sicherlich sollte man, sobald man sich 

„lediglich auf den Standpunkt der öffentlichen Interessen stellt, der Er- 

„wägung Rechnung tragen, dass die Nothwendigkeit, dem für den Bau 

„einer neuen Linie erforderlichen Kapitale ein Erträgniss zu verschaffen, 

„schliesslich eine Erhöhung, nicht aber eine Ermässigung der Tarife 

„bedingt." 

4 
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Dasselbe Gomitö spricht sieh diesbezüglich aach noch folgender- 
maassen aus: 

;;Die seit dreissig Jahren stets in sorgfältigster Weise zusammen- 
;;gesetzten Ausschüsse und Kommissionen haben nacheinander alle Formen 
;;der Konkurrenz hervorzubringen versucht; aber es stellte sich immer 
;;deutlicher die Unmöglichkeit heraus^ dass die Konkurrenz auf dem Ge< 
;;biete der Eisenbahn-Industrie dieselben Wirkungen erzeuge^ welche sie 
„sonst im Handel und Gewerbe hervorbringt, sowie andererseits bisher 
;;noch kein Mittel gefunden werden konnte, um den dauernden Bestand 
„der Konkurrenz zu sichern. Ungeachtet der Einsprache der Staats- 
„gewalten kamen unter den Gesellschaften die Fusionen und Kartell- 
„vertrage ohne Hindemiss und fast systemlos zu Stande. In Folge dessen 
„besteht jetzt eine Gruppe von Eisenbahnnetzen, welche vermöge ihrer 
^^bedeutenden Ausdehnung und in Folge des Mangels an Konkurrenz 
>,innerhalb grosser Gebiete, ein Monopol erlangt haben, dessen Heranbil- 
„dung seinerzeit die heftigste Einsprache der Behörden veranlasst hätte. 
„Üeberdies fehlt jeder Grund, um anzunehmen, dass in dem Fortschritt 
„der Fusionen ein Stillstand eingetreten sei, oder dass dieselben eher 
„ein Ende nehmen werden, als bis in Grossbritannien nur noch eine 
„icieine Anzahi grosser Geseiiscliaften besteht ').'' 

Und etwas weiter heisst es in dem Berichte: 

„Man kann es als eine allgemein feststehende Thatsache annehmen, 
„dass jetzt rticksichtlich der Personen- und Frachtentarife eine ernstliche 
„Konkurrenz unter den Gesellschaften nicht mehr vorhanden ist. So oft 
„dieselben Ortschaften durch mehrere Bahnen verbunden sind, beobachten 
„die betreffenden Gesellschaften bei Feststellung der Tarife ein gemein- 
„sames Vorgehen. So z. B. haben die Gesellschaften der London and 
„North- Western-, der Midland- und der Great-Westem-Bahn nicht blos für 
„die Strecke zwischen Manchester und Southampton einen einheitlichen 
„Tarif aufgestellt, sondern jede derselben hat sich verpflichtet, ohne Zu- 
„stimmung der übrigen Gesellschaften keine Begünstigung zu gewähren. 
„Und wenn nun irgend eine Gesellschaft zwischen denselben Punkten 
„eine neue Linie herstellen wollte mit dem Versprechen, niedrigere Tarife 
„einzuhalten, so ist es vollkommen sicher, dass diese Gesellschaft in der 
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;;kürze8ten Zeit sich genöthigt sehen wUrde, sich mit ihren Eonkarrenten 
^^ins Einvernehmen zu setzen and ihre Tarife mit diesen auf denselben 
^^Stand za bringen. Die Konkurrenz unter den Eisenbahngesellschaften be- 
;;8teht nicht mehr und wird auch in Hinkunft nicht bestehen können ^)." 

Man sollte indessen glauben^ dass in gewissen speziellen Fällen 
die Furcht vor der Konkurrenz die Hintanhaltung von Tarifserhöhungen 
und die Entstehung eines Wetteifers unter den Gesellschaften bewirke^ 
wodurch diese letzteren veranlasst werden^ sich das Publikum^ sei es 
durch Vermehrung der Fahrgeschwindigkeit, sei es durch bequemere 
Einrichtung der Wagen geneigt zu machen; allein das Gomitä glaubt: 
;;es sei unmöglich zu sagen, ob gerade die Konkurrenz die Ursache 
,,dieser Wirkungen sei, und es könne noch viel weniger behauptet 
„werden, dass die Fusioii dem Publikum nicht noch bedeutendere Vor- 
„theile verschaffen würde." 

Ich halte nicht für nöthig, diesen von der höchsten und best 
unterrichteten Autorität herrührenden Erklärungen noch den Ausdruck 
meiner persönlichen Ueberzeugung beizufügen und bemerke nur, dass alle 
Gesellschafts-Direktoren mir die Richtigkeit iet diesbezüglich von dem 
Parlaments-Gomit^ ausgesprochenen Ansichten in der bestimmtesten Form 
bestätigt haben. 

Es gibt jedoch noch etwas Ueberzeügenderes als alle Zitate, ja 
selbst als die Meinung der kompetentesten Persönlichkeiten, nämlich die 
Thatsachen. 

Thatsache ist aber, dass die Gesellschaften selbst ohne Fusion in 
gegenseitigem Einverständnisse stehen, um die Gleichheit der Tarife und 
sogar der Fahrgeschwindigiceit herzustellen ^). 

„Dieses Einverständnisse^, sagt das 1872er Parlaments-Comitö, „ist 
,Jetzt ein allgemeines und besteht, ohne dass das Parlament sich darein zu 
„mengen hätte, ja sogar ohne dass das Publikum hievon Kenntniss erlangte.'^ 

Um sich hievon zu überzeugen, genügt es, die Verkehrs- 
anzeiger der Eisenbahnen im Detail zu prüfen. Man wird finden, 
dass die Tarife für die drei Personenklassen zwischen je zwei Stationen 
absolut identisch sind, gleichviel, welcher Route man folgt, oder welcher 



«) Pag. XXIV und XXV. 

*) Siehe den Bericht der Kommission v. J. 1872 Nr. 3780, 5384 u. 7129. 
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Gesellschaft das betreffende Netz gehört. Ganz dasselbe ist hinsichtlich 
der Frachten der Fall. Ich halte es für überflüssig; mich über dieses 
Thema weiter zu verbreiten und Beispiele anzuführen ; u. z. aus dem 
GrundC; weil man auch nicht eine Ausn*ahme findet; wo jene 
Regel nicht befolgt wäre. 

Aber bemerkenswerth ist; dass die auf allen Netzen eingeflihrten 
Tarife auf denselben Grundlagen beruhen; ob nun direkte Konkurrenz vor- 
handen ist; oder nicht. 

Zum Beweise greife ich aufs Geradewohl einige Beispiele heraus: 



Gesellschaft 


Von London nach 


Ent- 
fernung 

!n 
Kilom. 


Tarif 
in Franken 


Tarif 
per Kilometer 


1. Kl. 


8. Kl. 


1. Kl. 


8. Kl. 


London and 
South-Western 


Portsmouth (Konkarren«) . 
Southampton (keine Eonknrrenz) 


119 
125 


18.90 
1«7.60 

25.» 

1«7.90 


13.45 
Id. 90 


0.159 
0.15« 


0.,„ 
0.,n 


South-Eastern 


Dover (KonknrrcM) .... 
Ashford (keine Konknrrens) . 


122 
90 


IV7.90 

13.,» 


O.aoT 

0.,.i 


0.168 
0.,4. 


London-Chatam 

und London-» 

Brighton 


Sheemess (keine Konkurrenz) 
Brighton (keine Eonknrrenz) . 


' 82 
80 


12.90 

12.60 


8.15 

10.« 


0.146 
0.166 


0.009 

0.1., 


Great-Western 


Bath (keine Konkurrenz) . . . 
Oxford (Konkurrenz) .... 


167 
101 


Jt7.60 
IS.ftS 


17.70 

10.45 


0.171 
0.187 


0.1O6 
0.108 


Great-Eastern 


Yarmouth (keine Konkurrenz) 
Cambridge (Konkurrenz) . . 


194 
91 


25.25 


19.« 
10.« 


0.180 

0.,s, 


0.100 

O.iao 


Great-Northern 


Leeds (Konkurrenz) .... 
Great Grimsby (keine Konk.) 


299 
249 


4L4O 
34.90 


30.a5 

25.,6 


0.,« 

0.140 


O.lOl 
0.108 



Allein damit ist die Einheitliehkeit noch nicht erschöpft; denn 
meist stellt es sich heraus^ dass die Abfahrtszeiten der Züge identisch 
sind; dass den Reisenden die gleichen Begünstigungen zugestanden 
werden; dass die Züge nahezu dieselbe Geschwindigkeit einhalten und 
dass der Zug, welcher auf der kürzeren Linie verkehrt, eine geringere 
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Fahrgeschwindigkeit hat; als der auf der längeren Bahn verkehrende^ 
so dass die Ankunftszeiten möglichst zusammenfallen. 

Hier wirft sich nun die Frage auf: Ist es möglich die Konkurrenz 
aufrecht zu erhalten? Und ist sie ttberlraupt wünschenswerth? 

Der Zweifel ist zum mindesten zulässig. 

Ein von der königlichen Kommission im Jahre 1866 einvernom- 
mener Zeuge sagte: ^Mögen immerhin zwischen London und Liverpool 
drei Eisenbahnen bestehen^ eine Konkurrenz kann man es doch nicht 
nennen : Die drei Gesellschaften theilen unter sich das Monopol ; aber sie 
machen sich icelne Konkurrenz. Sie einigen sich hinsichtlich der Tarife^ 
welche auf allen drei Linien absolut gleich sind; und in Folge dessen 
bleibt das Monopol aufrecht. Die Konkurrenz kann nur dort Bestand 
haben, wo so viele Konkurrenten auftreten^ dass jede Koalition unmöglich 
wird. Ich kann nicht zugeben, dass, weil zwei oder drei Gesellschaften, 
die sich mit der Beförderung von Reisenden befassen, zu gleicher Zeit 
vorhanden sind, dies in geringerem Grade ein Monopol sei, — weil sich 
eben die Gesellschaften in gegenseitiges Einvernehmen setzen." 

Frage: „Glauben Sie, dass das Monopol beseitigt würde, wenn man 
„hinsichtlich des Baues der Eisenbahnen volle Freiheit walten liesse, oder 
„wenn man die Unternehmer höchstens dazu verhielte, die Zustimmung 
„der Mehrzahl jener Grundbesitzer zu erlangen, deren Gründe von den 
„betreffenden Linien durchschnitten werden?" — Antwort: „Nein, ich 
„glaube, dass das Monopol auch dann noch bestünde, u. z. weil das 
„Publikum immer nur unter einer beschränkten Anzahl von Linien zu 
„wählen hätte. Denn sobald es sich nach Herstellung von zwei oder 
„drei Linien herausstellte, dass diese letzteren ein genügendes Rein- 
„erträgniss nicht mehr abwerfen, so wäre es mit dem Bau von weiteren 
„Linien zu Ende, und die Direktoren, die eine neue Konkurrenz dann 
„nicht mehr zu befürchten hätten, würden sich verbinden, um die thunlich 
„höchsten Tarife einzuführen." 

Frage: „Sie haben sich mit der Konkurrenz unter den Eisenbahnen 
„befasst; worin unterscheidet sich eine solche Konkurrenz von derjenigen 
„zweier rivalisirender Dampfschiff-Unternehmungen?" — Antwort: „Der 
„Unterschied besteht darin, dass bei zwei iconkurrirenden Dampferlinien 
„jede bei Herabsetzung ihres Tarifes hoffen icann, den Gegner zu ver 

„nichten, und dass einer der beiden Theile bald genöthigt wird, das 
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;;Feld zu räumen; bei der Konkurrenz zwischen Eisenbahngesellschaflen 
„hingegen ist sich jeder Theil wohl bewusst, dass, mag der Streit auch 
;;noch so lange währen, die Linien doch in aile Zuicunft fortbestehen 
;;Werden ; die Gesellschaften erkennen daher bald die Widersinnigkeit und 
„die Thorheit einer Konkurrenz, welche unmöglich die gänzliche Unter- 
„drtickung eines der beiden Theile zur Folge haben kann, und darin liegt 
„der Grund dafür, dass die Eisenbahnen in Folge ihrer inneren Natur 
„immer ein Monopol bleiben werden, wann und wie auch ihr Verkehr 
„getheilt wird *)." 

Ein anderer Zeuge sprach sich folgendermaassen aus: 

Frage : „Besteht nicht tiberall, wo zwei Linien zwischen denselben 
„Ortschaften hergestellt wurden, eine Konkurrenz?" — Antwort: „Selbst 
„unter dieser Voraussetzung ist keine Konkurrenz vorhanden. Nach meiner 
„Meinung ist eine wirkliche Konkurrenz zwischen Eisenbahnen nicht 
„möglich, weil man nicht eine unbeschränkte Zahl von Konkurrenten vor- 
„aussetzen kann. 

„Sobald es zwei Bahnen zwischen zwei bestimmten Punkten gibt, 
„so brauchen sich beide nur zu verständigen, und die Konkurrenz ist 
„vernichtet." 

Frage: „Ist es nicht von Vortheil für das Publikum, dass eine 
„möglichst grosse Zahl von Bahnen errichtet vdrd?" — Antwort: „Ich 
„glaube nicht. Wenn dort, wo eine Bahn den Bedürfnissen gentigt 
„hätte, deren zwei vorhanden sind, so ist nach meiner Meinung die 
„Direktion einer jeden unter ihnen minder fest, der Betrieb minder gut, 
„und die Tarife sind minder wohlfeil ^)." 



^). Hoyal commission on railways Nr. 7426 bis 7429. 

^) Royal commission on raily^as Nr. 8041 und 8152 (Sir Kowland Hill). 
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VI. 

Gresellschaftliche Fusionen. 

Es scheint mir eine schwer bestreitbare Thatsache zu sein^ dass 
das Monopol in England schon besteht^ und dass es sich von Tag zu Tag 
mehr zu befestigen strebt. Unter welcher Form das Monopol bisher sich 
geltend gemacht, und welche Form es in Zukunft annehmen wlrd^ dies 
zu untersuchen, ist noch meine Aufgabe. 

Das Monopol kann in zweierlei Gestalt errichtet werden; entweder 
in den Händen mächtiger Gesellschaften, oder in jenen des Staates; wir 
wollen beide Hypothesen in Betracht ziehen. 

Dem Systeme der Fusionen fehlt es auch ausserhalb der gesell- 
schaftlichen Verwaltungen und Direktionen nicht an Anhängern. Es wurde 
in der Kommission vom Jahre 1872 auch durch vollkommen unparteiische 
Experten vertheidigt, wie z. B. von dem Präsidenten der Docks von HuU, 
dem Bürgermeister von Halifax, der Handelskammer von Bradford, dem 
Oberinspektor des Eisenbahnwesens, Kapitän Tyler u. s. w. 

Man berücksichtige nur, welch' zahlreiche Vortheile das Monopol 
gewährt, u. z. mit Rücksicht auf eine einheitliche harmonische Leitung, 
auf die Oekonomie in den Kosten der allgemeinen Verwaltung, auf die 
Beständigkeit der Normen und der Dienstes-Organisation, auf die Erleich- 
terung des Transit- Verkehrs und Vermeidung der Umladungen, auf die 
Tüchtigkeit der an der Spitze bedeutender Gesellschaften stehenden 
Beamten und endlich mit Rücksicht auf den höheren Standpunkt, welchen 
grosse Verwaltungen einzunehmen pflegen. 

Man macht allerdings die Einwendung, dass der menschlichen Kraft 
Grenzen gesetzt seien, und dass es einem Direktor schon schwer wird, 
die Geschäfte einer Gesellschaft zu leiten, deren Netz 1500 Kilometer 
umfasst ^). Allein das Parlaments-Gomit6 vom Jahre 1872 erachtet, ^,dass 
„das Publikum bei der Mehrzahl der unter den Gesellschaften getroffenen 
„Vereinbarungen nur gewinnen könne, und dass bei Abwägung der ftir 



*) Siehe den Bericht der Kommission vom Jahre 1872, Nr. 15906. 
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^;das Publikum sowie für die Aktionäre entotehendeD Vortheile die Waag- 
;;8chale sich entschieden zu Ounsten der Fusion neige ^)/^ Das Comitö 
weist auf das Beispiel der North-Eastern-Bahn hin^ welche gegenwärtig 
aus 37 anfänglich getrennten und zum Tfaeil konkurrirenden Linien 
besteht. ;,Vor der Fusion seien die Tarife hoch und die Dividenden 
;^gering gewesen. Jetzt besitze diese Gesellschaft das unumschränkteste 
^yMonopol in ganz England ; sie beherrsche das gesammte Gebiet zwischen 
;^den Flüssen Tyne und Humber, und doch sei sie es^ welche die niedrig- 
^,sten Tarife einhebe und die höchsten Dividenden vertheile. Bei seinem 
^^ersten Zusammentreten habe das Comitö zahlreiche Klagen aus Lancashire 
^^nnd YorkshirC; woselbst mehrere sogenannte Konkurrenz-Linien bestehen, 
^^erhalten ; allein gegen die Gesellschaft der North-Eastern-Bahn sei nicht 
„eine einzige Beschwerde vorgebracht worden." 

Eine mächtige Gesellschaft kann sich nicht nur hinsichtlich der 
Tarife liberaler zeigen, indem sie geringere Verwaltungskosten hat, über 
grössere Macht und reichere Hilfsquellen verfügt, sondern ihr Reichthnm 
gestattet ihr auch, zahlreichere und schnellere Züge einzuführen, besseres 
Betriebs-Material zu beschaffen, die Stationen besser einzurichten u. s. w. 

Der Schluss des Berichtes lautet: 

„1. Die durchgeführten Fusionen haben keinen der gefürchteten 
„Nachtheile hervorgerufen ; 

„2. die Konkurrenz unter den Eisenbahnen ist nur noch in geringem 
„Grade vorbanden und kann durch die Gesetzgebung nicht aufrecht er- 
„halten werden ; 

„3. das Einvernehmen unter den Eisenbahngesellschaften nimmt 
„mit jedem Tage zu und wird, sei es im Wege der Fusionen oder anders- 
„wie, stets weiter um sich greifen." 

Freilich meint das Gomit6, dass, wenn auch die Konkurrenz rück- 
sichtlich des Tarifwesens nicht mehr vorhanden, sie doch mit Rücksicht 
auf die dem Publikum gewährten Begünstigungen filhlbar sei und eine 
Zeit lang dauern kr^nne. Diese Behauptung, welche in dem Berichte 
wiederholten Ausdruck findet, mag ihre Berechtigung haben, scheint 
aber überschätzt worden zu sein. Im Beginne, als jene Konkurrenz 



«) Bericht vom Jahre 1872, p. XXVH. 
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bestand^ mag sie den Geist der Initiative angeeifert; die EinfUhrung von 
Neaemngen befördert liaben; aber nicht ihr verdankt man die Erhö- 
hung der Zttgsgeschwindigkeiten; and die Vortheile, Vielehe dem Publikum 
aus ihr erwachsen sind, scheinen mir überhaupt von geringem Werthe zu 
sein. In jedem Falle wären sie durch die dauernde Tarifsteigerang^ 
welche die Konkurrenz an vielen Orten veranlasst hat, theuer erkauft. 

Die Erfahrung hat den Beweis hiefUr in jeder Beziehung erbracht^ 
und das Comitä hat vollkommen Recht, wenn es behauptet, dass die Kon- 
kurrenz keinen der von ihr erwarteten Vortheile nach sich gezogen habe. 

■ Sollte es denn kein anderes Mittel geben^ das Publikum in den 
Besitz jener zahlreichen Wohlthaten zu setzen^ deren es noch gewärtig ist? 

Diese Frage bespricht die „Times" in einem bemerkenswerthen 
Artikel vom 4. Dezember 1871, welcher dem Fusionsprojekte der beiden 
Gesellschaften North-British und Galedonian gewidmet ist: 

„Die Eisenbahnnetze des Nordens von England, welche gegen- 
„wärtig Gegenstand der auf ihre Verschmelzung und auf die Beseitigung 
„der unter ihnen herrschenden Konkurrenz gerichteten Bestrebungen sind, 
„haben viele Aehnlichkeit mit jenen Achtflisslem, deren Eigenthtim- 
„lichkeiten vor Kurzem in unserem Blatte von begeisterten Naturforschern 
„geschildert wurden; wenn irgend einer unter ihnen seine Fangarme 
„ausbreitet' und eine schwächere Gesellschaft erfasst, so ist es für diese 
„nicht mehr leicht, zu entgehen. 

„Die Galedonian- und North-British-Eisenbahngesellschaften haben 
„darum bei dem unzweifelhaft vorhandenen Wunsche ihrer Aktionäre, 
„diese Bahnen als schottische Bahnen zu erhalten, ein spezielles Inter- 
,esse, jedes vernünftige Vereinigungsprojekt anzunehmen. Es sind jedoch 
„nicht nur die Interessen der Aktionäre und die Empfindlichkeit der 
„Schotten, welche in dieser Angelegenheit Berücksichtigung verdienen. 
„Bei der in Rede stehenden, sowie bei allen schon früher projektirten 
„und durchgeführten Fusionen muss auch das öffentliche Interesse in 
„hohem Grade in Betracht gezogen werden. 

„Das Eisenbahnnetz dieses Landes wurde mit wohl überlegteiü 
„Vorsatze auf dem Prinzipe aufgebaut, dass die gehörig ermuthigte 
„Privat-Initiative eine heilsame Rivalität erzeuge, und dass solchergestalt 
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;;der Personen- und Frachtentransport in der zufriedenstellendsten Weise 
„besorgt werden. 

;;Wir wissen; dass die Konkurrenz-Theorie in der Praxis kläglich 
^^gescheitert ist; und dass sämmtliche FusionsprojektC; welche jetzt so 
;;Stark begünstigt werden^ nur schwache und zaghafte Bestrebungen sind; 
;;Welche auf die Wiederherstellung jener Sachlage hinzielen, diß im 
;; Jahre 1874 mit bewusster Absicht aufgegeben worden ist. 

;;Wir können das Uebel; welches die irrigen Voraussetzungen Sir 
;;Robert PeeFs verursacht haben, jetzt nicht mehr beseitigen. Millionen 
;;Sind verschleudert, das allgemeine Interesse ist verkannt worden: alles 
„um der Konkurrenz freie Bahn zu schaffen. Was das Publikum dabei 
„gewonnen, oder nicht gewonnen: die Mehrzahl der Reisenden und 
„unparteiischen Kaufleute ist darüber einstimmig, und was den Gewinn 
„betrifft, den die Gesellschaften daraus gezogen, so haben uns die H. H. 
„Verwaltungsräthe jener bedeutenden Unternehmungen, welche endlich 
„nach Friede und Vereinigung streben, darüber hinlänglich aufgeklärt. 
„Das Spiel der Konkurrenz ist nun zu Ende, und wir können, ohne 
„zu übertreiben^ die Behauptung aufstellen, dass alle Spieler desselben 
„gleich müde sind. 

„Aber jetzt, wo wir einem neuen System entgegengleiten, ist es 
„von Wichtigkeit, dass bei dieser Umgestaltung auch neue Bedingungen 
„aufgestellt werden. Diejenigen, welche so lange Zeit nach „Free Trade", 
„nach freier Konkurrenz und erfolgreicher Rivalität auf dem Gebiete des 
„Eisenbahnwesens geschrieen haben, verlangen jetzt einstimmig ein 
„gemeinsames Vorgehen, eine einheitliche Verwaltung und verwünschen 
„die Konkurrenz. Allein das Parlament, welches bei Genehmigung dieser 
„neuen Fusionsprojekte glücklicherweise ein Wort wird mitzureden haben, 
„muss neue Garantien zum Schutze des Publikums aufstellen. 

„Das frühere Schutzmittel in Form der freien Konkurrenz, von 
„welchem man voraussetzte, dass es die Preise für die Beförderung von 
„Personen und Frachten herabdrücken werde, hat sich als ganz unzu- 
„länglich erwiesen, um den Reisenden und den Kaufmann zu schützen. 
„Dass dieses Mittel unwirksam geblieben, darf nicht Ursache dafür 
„werden, die Interessen des Publikums ohne irgend einen Schutz der 
„Gnade der Eisenbahn- Aktionäre preiszugeben. Das Eisenbahnnetz des 
„Landes wird in die Hände einer kleinen Anzahl grösserer Gesellschaften 



.^ 
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^^ttbergeheii; und die GruDdhestiinmangen der Gesetze vom Jahre 1844^ 
;;Welche behufs OrganisiruDg des Konkurrenz-Systemes erlassen wurden, 
;;bedtlrfen offenbar einer Revision, bevor sie auf das System des Monopols 
;,Anwendung finden/' 

Keinem klar sehenden Kopfe kann nun entgehen, dass es jetzt 
nur mehr zwei Alternativen gibt: 

Entweder die Fortsetzung der Fusionen, welche wohl durch einige 
Zeit hingehalten werden können, die sich aber trotzdem vollziehen werden 
und die das Parlament gezwungen sein wird, frflher oder später anzu- 
erkennen. England wird sich dann in einem ähnlichen Zustande befinden 
wie Frankreich, d. h. : es werden sechs oder sieben grosse Netze bestehen, 
deren jedes eine ganze Zone des Landes umspannt und von einer einzigen 
Gesellschaft betrieben wird; 

Oder der Rückkauf sämmtlicher Eisenbahnen durch den Staat, 
das einzige Mittel, welches das Parlaments-Comitä vom Jahre 1872, die 
Presse und das Publikum bisher gefanden haben, um diejenigen Wohl- 
thaten zu verwirklichen, welche von der Konkurrenz vergeblich erwartet 
worden waren. 



VIL 
Der Rückkauf durch den Staat. 

• 

Diese wichtige Frage wurde von dem hervorragendsten der eng- 
lischen Tagesblätter in einem langen Artikel bemerkenswefth behandelt, 
welcher am 26. Januar 1872 erschien, und dem ich folgende Stellen 
entnehme : 

„In einer an grosse Ereignisse gewöhnten Epoche gibt es doch 
„keine weittragendere und wichtigere Angelegenheit als die des Rück- 
„kaufes aller Eisenbahnen durch den Staat. 

„Diese Idee wird nie ganz aufgegeben werden; sie hat sich in 
„gewissen Kreisen seit der Kindheit der Eisenbahnen geltend gemacht; 
„sie beschäftigte den Geist der Staatsmänner wie der Gesetzgeber und 
„beeinflusste deren Entscheidungen, sie trat neuerdings bestärkt durch 



— 60 — 

;;da8 Beispiel benachbarter Nationeo; welche vermöge ihrer politischen 
;^Verwaltung8form fllr das Staats-Monopol weit besser als wir vorbereitet 
9^sind; wieder an uns heran, sie hat endlich ebenso sehr durch die Fehler, 
,;Wie durch die Triumphe der Eisenbahnen neue Lebenskraft gewonnen. 

,,E8 würde zu weit führen, an dieser Stelle die Entwicklungs- 
„geschichte unserer Eisenbahnen zu erzählen, ihre Kämpfe, Ausschweifun- 
„gen, Fusionen und die verschiedenen Systeme von Neuem zu schildern, 
„welche sie anwendeten, um sich gegenseitig zu bekämpfen und um das 
„englische Publikum alle seine diesfalls begangenen Sünden abbüssen zu 
„lassen. Es ist dies auch nicht nöthig ; denn Jedermann hat hiefttr nicht 
„nur in seinem Gedächtnisse, sondern auch in seiner persönlichen Geduld 
„und iq seiner stark gelichteten Börse eine nur zu lebhafte Erinnerung 
„bewahrt. 

„Jeder nachdenkende Engländer erinnert sich mit Verdrnss daran, 
„dass er während einer langen Reihe von Jahren von seinen in Eisen- 
„bahnaktien angelegten Kapitalien nur geringe Zinsen gezogen hat, oder 
„dass er genöthigt war, seine Papiere mit Verlust zu verkaufen. Er 
„muss eingestehen, dass sein Geld in Kämpfen vor dem Parlamente, im 
„Bau unrentabler Zweig- und unnöthiger Verlängerungsbahnen vergeudet 
„wurde. Er weiss, dass er in diesem Lande, welches doch die Wiege 
„der Eisenbahnen ist, höhere Tarife zahlt, als in jedem anderen Lande. 
„Wenn er mit zweiter Wagenklasse reist, so zeigt sich, dass er viel 
„weniger gut behandelt wird, als dies sonst wo der Fall ist; wählt er 
„die dritte Klasse, so fühlt er sich in tausend Dingen als das Opfer 
„einer sinnreich ausgedachten und fast boshaften Verfolgung. Will er 
„von einer Linie auf eine andere übertreten, so begegnet er so vielfachen 
„Schwierigkeiten und erleidet er so viele Verzögerungen, als wenn er 
„die Grenze zwischen zwei Völkern überschreiten wollte, welche in einem 
„Tarif-, Religions- oder Nationalitäten-Kriege begriflFen sind. Die Züge 
„sind mit einer so ausgesuchten Geschicklichkeit eingetheilt, dass ein 
„Reisender, der eine Querfahrt zu machen und hiebei nacheinander ver- 
„schiedene Linien zu passiren hat, so viele Verdriesslichkeiten und Ver- 
„legenheiten erleidet, als wäre er ein berüchtigter Schmuggler, ein Mit- 
„glied der Internationale oder der Gegenstand besonderer Abneigung 
„irgend eines argwöhnischen Potentaten. Es verkehren Züge, wenn Niemand 
„ihrer bedarf; man vermisst sie dann, wenn sie sehr nöthig wären. 
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;,£in fluchtiger Blick auf die Eisenbahnkarte belehrt uns, dass 
,;man nicht darauf bedacht war, ein allgemeines Interesse, noch auch 
,,ein provinzielles, oder selbst rein lokale Interessen entsprechend zu 
„befriedigen. 

„Der dem direkten Verkehre angewiesene Weg wird durch üm- 
„wege verlängert; die für den Provinzial-Verkehr bestimmten Bahnen 
„bilden «ein wahres Labyrinth, und die Eisenbahnen für den Lokal-Yer- 
„kehr sind unzusammenhängend und voll von Unzukömmlichkeiten, Die 
„Ursache aller dieser Uebelstände liegt in der Methode, nach welcher 
„man die Eisenbahnen in das Leben rief, nämlich in dem Prinzipe der 
„öffentlichen, nur durch Parlaments-Interessen gemässigten Konkurrenz. 
„Es ist daher nothwendigerweise ein bisher noch nicht geklärtes Ver- 
„langen nach einer einheitlichen, staatlichen Leitung entstanden, welche 
„die Interessen der Aktionäre zu beschützen, gleichzeitig aber auch den 
„Yortheil des Publikums vor Augen zu haben hätte. 

„Hier aber stellt sich ein Widerstreit wichtiger Erwägungen ein. 
„Von allem Anfange an wünschte man eine derartige Einheit herbei, und 
„die Meinung Vieler geht dahin, dass man auf dieses Ziel hinsteuern 
„müsse, und zwar je früher desto besser. Andere aber meinen, dass, 
„wenn es ein Fehler gewesen sei, dass man diesen Weg nicht schon vor 
„40 oder selbst vor 30 Jahren einschlug, in dem Momente, wo Sir 
„Robert Peel die grösste Thorheit seiner Laufbahn beging, indem er den 
„Versuch eines ersten Schrittes zur Einheit des Planes und der Ver- 
„waltung verhinderte, so wäre dies gegenwärtig ein nicht geringerer Miss- 
„griff; so werde man den Vorschlag hinterher beurth eilen, wenn er ver- 
„wirklicht würde. Indessen, während der langen Enthaltsamkeit der 
„politischen Körper, schreitet die Unifizirung unter der unvollständigen 
„und nachtheiligen Form der Fusionen fort, und die grossen Gesell- 
„Schäften gewinnen mit jedem Tage an Macht gegenüber dem Staate 
„sowohl, als gegenüber dem Publitgim. 

„Wenn wir also von Anfang an diese Idee hatten, wenn ihre 
„frühere oder spätere Verwirklichung geschrieben steht, und wenn letztere 
„bereits Fortschritte macht, warum sollten wir diese Nothwendigkeit 
„nicht annehmen und nicht so schnell als möglich das vollbringen, was 
„geschehen muss, was geschehen wird und was schon vor langer Zeit 
„hätte geschehen sollen? Dies ist die Frage, welche den Erfolg der das 
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y^Telegraphenwesen betreffenden Maassregel natttrlicherweise in den Vorder- 
yygmnd drängte. 

;;Diese Idee eröffnet die angenehme Aussieht auf herabgesetzte 
,;Tarife; einen verbesserten Dienst, pünktliche Bahnanschlüsse^ bequeme 
^^AbfahrtsstundeU; Abkürzung der Fahrtzeit, mit einem Worte : auf einen 
^^vortrefflichen Gang aller Dinge. 

„Wenn die Fusion für etwa 30 verwandte Unternehmungen als 
j^nöthig erklärt wird, so folgt, dass dieselbe auch für alle aneinander 
,,stossenden Eisenbahnen in der ganzen Ausdehnung unserer Insel noth- 
, .wendig sein muss. Was für einen Theil zweckmässig ist, wird auch für 
,,die Oesammtheit von Nutzen sein. Ja, man versichert, dass die aus 
„einer einheitlichen Leitung entspringende Erspamiss hinreichen würde, 
„um die Staatsschulden zu tilgen, bevor die junge Generation ein Alter 
„von 70 Jahren erreicht haben werde, oder aber, falls der Gewinn 
„mittelst Tarifherabsetzungen zwischen Staat und Publikum getheilt 
„würde, die Tilgung binnen weniger als einem Jahrhundert vollzogen 
„sein würde. Ueberdies würde die stetige Zunahme unserer Bevölkerung 
„und unseres Handels, sowie die künftige Erweiterung unserer Eisen- 
„bahnen das Anwachsen unserer Ersparnisse beschleunigen und England 
„innerhalb einer noch kürzeren Periode in den Stand setzen, sich seiner 
„Schulden zu entledigen; — eine Eventualität, welche lange für absolut 
„unmöglich gehalten wurde. 

„Doch stellt sich gegenwärtig ein Hinderniss entgegen, welches 
„weder verheimlicht, noch auch leicht besiegt werden kann. Wir sind 
„stolz darauf, uns selbst, d. h. einer den andern zu regieren. Jeder- 
„mann weiss, dass wir dies mittelst des parlamentarischen Systems thun, 
„nämlich eines Systems, welches aus politischen Rücksicl^ten die An- 
„wendung des Protektionswesens mit sich bringt. Vergebens würde man 
„versuchen, die Thatsache zu verschweigen, dass eine enorme Masse 
„von Protektionen auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens in Bezug auf 
„Beamte, Materialbestellungen, Anordnung der Züge und die Wahl der 
„zu bauenden Linien sich den Protektionen anreihen würden, welche die 
„Minister schon jetzt, freiwillig oder unfreiwillig, aus gewissen politischen 
„Rücksichten ausüben müssen. 

„Es ist möglich und sogar wahrscheinlich, dass die Leitung eine 
„bessere sein würde, denn es ist Raum für viele Verbesserungen vor- 
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^^handen und zunächst hinsichtlich alles dessen^ was die Lage derEisen- 
^^bahnbeamten selbst betrifft, welche schwerlich schlechter behandelt und 
;;dabei schlechter bezahlt werden können, als sie dies jetzt sind. 

,,Das Resultat der Erfahrung mit dem Telegraphenwesen ist sehr 
,,ermuthigend. Allein alle diejenigen, welche sich nicht überwinden 
„können, die Korruption als die eigentliche Triebfeder des politischen 
„Lebens in England anzusehen, werden yor der Aussicht zurückschrecken, 
„die grosse Zivil- Armee des Staates noch durch das beträchtliche Kontingent 
„des gesammten Eisenbahndienstes, d. h. durch eine ganze Völkerschaft 
„verstärkt zu sehen. Es steht nicht nur die Wahl des Personals in Frage 
„sondern auch die Leitung, welche demselben gegeben werden soll. Bei 
„dem gegenwärtigen Stande der Dinge gilt die Gunst nichts; denn es 
„handelt sich um eine rein kommerzielle Unternehmung; Talent und gute 
„Aufführung der Beamten sind die maassgebenden Faktoren des Dienstes, 
„und ohne sie. ist der Beamte nicht im Stande, eine Beförderung zu 
„erlangen, noch auch seine Stellung zu behaupten. Wie werden sich die 
„Verhältnisse gestalten, wenn der Beamte im Parlamente einen Freund 
„sitzen hat, der bereit ist, ihn zu stützen, wohlwollend genug, um ihm 
„vergangene Fehler verziehen zu haben und geneigt, jeden Anhänger als 
„einen verdienstvollen und vollkommenen Menschen zu betrachten? 

„Es mag hart erscheinen, dass wir nur deshalb, weil wir uns 
„selbst regieren, uns freiwillig ein Opfer auferlegen sollen, indem wir auf 
„Vortheile Verzicht leisten, die wir erkennen und zu schätzen wissen, die 
„aber Versuchungen mit sich brächten. Darin besteht die Schwierigkeit, 
„und dieser Seite der Frage muss das englische Publikum die Haupt- 
„richtung seiner Ueberlegungen zuwenden. 

„Kann das Unterhaus sich selbst die Wahl und die Leitung des 
„gesammten Personales der Eisenbahnen zutrauen? Wir übersehen nicht, 
„dass eine grosse Zahl von Mitgliedern froh wäre, wenn sie nie einen 
„Kandidaten für den Staatsdienst zu empfehlen und nach seiner Emen- 
„nung nie mehr von ihm zu hören hätte. Würden sich die jetzigen 
„Zustände rücksichtlich der Eisenbahnbeamten anders gestalten?'' 

Diese erste, von der „Times" in geschickter Weise dargelegte 
Erwägung ist jedoch nicht die einzige, die sich aufdrängt. Die königliche 
Kommission hatte in ihrem Berichte vom 7. Mai 1867 noch andere bedenk- 
liche Einwürfe angedeutet. 
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Der Staat schöpft sein Rückkaufsrecht aus dem 1844er Gesetze, 
welches bestimmt^ dass für die im Jahre 1844 konzessionirten Linien der 
Rückkauf nach Ablauf von 21 Jahren^ vom I.Jänner 1845 an gerechnet, 
und für die später zu konzedirenden Linien der Rückkauf gleichfalls 
nach 2 1 Jahren^ vom 1 . Jänner des auf das Konzessionsjahr nächstfolgen- 
den Jahres an gerechnet^ vollführt werden könne. Der Kaufpreis soll 
der 2öfachen Durchschnittszahl des Reinerträgnisses der drei letzten 
Jahre gleich kommen^ falls dieses Erträgniss die lOVo^g^o Zinsen des 
Anlage-Kapitals erreicht oder übersteigt. In dem Falle aber, wo der 
Reinertrag unter 107o steht, kann die Gesellschaft eine im schiedsrichter- 
lichen Wege unter Einbeziehung der voraussichtlichen Ertragssteigerung 
festzustellende Entschädigung ansprechen. .Endlich kann jede Gesellschaft, 
welcher der Staat eine Linie abkaufen will, verlangen, dass sich der Kauf 
auf die Gesammtheit ihres Netzes erstreckt. 

Man sieht also, dass alle vor dem 1. Januar 1844 erbauten oder 
blos konzessionirten Linien dem Rückkaufsrechte des Staates nicht unter- 
worfen sind. Nun sind diese Linien aber gerade die bedeutendsten 
der verschiedenen Netze. So finden sich darunter die Hauptlinie der 
Gesellschaft Glasgow and South-Westem, die Linien London-Colchester, 
London-Bristol, die Hauptbahn von London nach Liverpool, von London 
nach Brighton etc. etc. 

Die Gesammtlänge dieser Bahnen beziffert sich auf 3735 Kilo- 
meter •). 

Man müsste also damit beginnen, diese Linien im gütlichen Wege, 
d. h. mit ausserordentlich hohen Kosten zu erwerben. Was den Rest 
des Netzes betrifft, so ist es wahrscheinlich, dass der Staat eine grössere 



^) Diese Ziffer vertheilt sich folgendermaassen unter die einzelnen grossen 



Gesellschaften : 

Kilometer 

Caledonian 92 

Glasgow and South-Westem . . 103 

Great-Eastem 186 

Great-Western 283 

Lancashire and Yorkshire . . . 130 

London and North-Western . . 652 

London and South-Westem . . 151 



Kilometer 

London - Brighton 82 

Manch ester-Sheffleld 65 

Midland 466 

North-British 145 

North-Eastera 628 

South-Eastern 136 



r\ 
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Summe als die dem faktischen Reinerträgnisse entsprechende zn zahlen 
hätte; denn man wäre genöthigt^ die Möglichkeit der künftigen Ertrags- 
steigemng zu berücksichtigen. 

Und zu welchem Kurse wäre der Staat im Stande^ die Summe 
von rund 13 Milliarden Franken, welche er zur Abzahlung seiner Schuld 
an die Gesellschaften nöthig hätte, aufzubringen? Ist es sicher, dass sein 
Kredit dadurch nicht erschüttert würde? 

Was würde man überdies mit den erworbenen Bahnen anfangen? 
Wenn man in Berücksichtigung der von der „Times" in Aussicht gestellten 
Unzukömmlichkeiten darauf verzichtete, sie direkt durch den Staat zu 
betreiben, so würde man sie an Gesellschaften verpachten müssen, und 
nichts verbürgt, dass diese im Hinblick auf die öffentlichen Interessen 
bessere Garantien bieten würden, als die gegenwärtigen Gesellschaften. 
Sie müssten sich überdies in ihren Verträgen mit dem Staate eines sicher 
gestellten Beinerträgnisses vergewissern. Sie hätten ferner, da sie nicht 
selbst Besitzer dieser Linien wären, nicht das gleiche Interesse an der 
guten Instandhaltung der Bahnen; die Regierang müsste also einen zahl- 
reichen Stab von Ingenieuren und Inspektoren bezahlen, um die noth- 
wendige Ueberwachung zu üben. 

Die gegenwärtigen Gesellschaften besitzen auch nicht blos Eisen- 
bahnen, sie haben auch Kanäle, Häfen, Docks, Magazine, Eisenwerke, 
Fabriken, Werkstätten etc., welche Theile ihrer Unternehmungen bilden 
und welche der Staat gleichfalls erwerben müsste. 

Und trotz aller politischen und ökonomischen Unzukömmlichkeiten 
müsste endlich der Staat auch die Obliegenheit übernehmen, alle neuen 
Linien zu erbauen, wobei sich wieder zwei Alternativen ergeben würden : 
entweder er würde keine neuen Linien mehr bauen, um den Verkehr 
der bestehenden Bahnen nicht zu schädigen, oder er würde den Bahn- 
ban fortsetzen und in diesem Falle die Erträgnisse schmälern. 

Dies sind die wichtigsten Erwägungen, welche die königliche 
Kommission bestimmt haben, sich gegen den Rückkauf der Eisenbahnen 
auszusprechen. 

Die Frage wurde indess nicht fallen gelassen. Sie hatte bei der 
EnquSte vom Jahre 1866 ihre Vertheidiger gefunden und wurde in der 
des Jahres 1872 wieder aufgenommen. Bei diesem Anlasse trat der 

5 
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ausgezeichnete OberinBpektor des Eisenbahnwesens im Board of Trade, 
Kapitän Tyler, als einer ihrer wärmsten Fürsprecher auf. Es ist mir 
unmöglich, seine lange Aussage sowie sein dem Enquete-Protokoll vom 
Jahre 1872 als Anhang angeschlossenes Spezial-Outachten an dieser Stelle 
wiederzugeben; allein man wird nicht ohne Interesse einige Stellen aus 
einem übrigens sorgfältigen Auszuge der wichtigsten, dortselbst zum Aus- 
druck gebrachten Ideen lesen ^): 

„Die oft ausgesprochene Idee, dass die Interessen des Publikums 
„und jene der Eisenbahngesellschaften zusammenfallen, ist nur bis zu 
„einem gewissen Grade richtig; der Hauptzweck der Gesellschaften ist 
„oder soll sein, das Maximum von Reinerträgniss durch Einhebung mög- 
„lichst hoher Taxen zu erreichen ; das Publikum hingegen verlangt ein 
„Maximum von Leistung für ein Minimum von Kosten. Die Gesellschaften 
„verfolgen bis zu einem gewissen Grade das Ziel, die Tarife auf jenem 
„Stande zu erhalten, welcher die höchsten Dividenden sichert. Der 
„betriebführende Staat würde zum Objektiv nehmen, die Tarife auf jenes 
„Minimum herabzusetzen, welches mit der Vermeidung jedes Verlustes 
„noch vereinbar ist, d. h. er würde sich mit einem massigen Erträgniss 
„und entsprechend niedrigen Sätzen begnügen. Es ist unzweifelhaft, dass 
„man unter der Verwaltung des Staates auch mit stark reduzirten Tarifen 
„noch ein genügendes Erträgniss und gleichzeitig eine ausserordentliche 
„Steigerung des Verkehrs erzielen würde: Ein derartiger Umschwung 
„wäre für -das Land von ungeheurem Nutzen. 

„Die Gesellschaften haben durchaus kein Interesse daran, eine 
„grössere Anzahl von Personen oder Frachttonnen zu herabgesetzten 
„Preisen zu befördern, sofern das Endresultat ihnen nicht einen bestimmten 
„Nutzen abwirft. Sie haben nicht das Bestreben, die Gesammtheit des 
„Verkehres zu beleben und begünstigen nur die von ihrem Standpunkte 
„aus wirklich einträglichen Transportzweige. So lange die Konkurrenz 
„bestand, hat dieselbe die Ursachen des Widerstreites zwischen den In- 
„teressen der Gesellschaften und denjenigen des Publikums gemildert; 
„allein die Frage, welche sich jetzt aufwirft, i^t : ein Mittel zu finden, wie 
„gegenwärtig, wo die Konkurrenz durch die Assoziation ersetzt ist, die 
„Interessen des Publikums gepflegt und gegen die neuen Monopole, welche 



^) Siehe die »Time««* vom 30. November 1872. 
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,^täglich an Macht und Ausdehnung zunehmen und immer schwerer und 
y;8chwerer zu beherrschen sind; geschlitzt werden können. 

;,Bei rückhaltsloser Auffassung der Frage des Rückkaufes der 
^^Eisenbahnen durch den Staat kann mit Bestimmtheit behauptet werden, 
^^dasB die Eisenbahngesellschaften in dem Maasse, als sie an Umfang und 
^^Bedeutung gewinnen, sich die Fehler, aber nicht auch zugleich die von 
„einer staatlichen Verwaltung zu erwartenden Vorzüge aneignen. Kapitän 
„Tyler hatte oft Veranlassung, zu bemerken, dass der Betrieb gewisser 
„Gesellschaften, — und unter ihnen der bedeutendsten, — mit Bezug 
„auf Alles, was die so wichtige Frage der öffentlichen Sicherheit betrifft, 
„sehr viel zu wünschen übrig lasse. In dem Maasse, als unsere Gesell- 
„Schäften sich vergrössern, an Macht und Einfluss gewinnen, werden sie 
„widerspänstiger, yon innen und aussen schwerer in Bewegung zu setzen 
„und nur zu häufig für den Fortschritt unempfänglich. Die bedeutendsten 
„Bahnnetze sind hinter den Anforderungen ihres wachsenden Verkehrs 
„und ihres Geschäftsumfanges weit zurückgeblieben. Wie weit sind diese 
„Unternehmungen hinsichtlich der für den Schutz der öffentlichen Sicher- 
„heit erforderlichen Maassregeln im Rückstande ! Es lässt sich dies bis zu 
„einem gewissen Grade aus den dem Board of Trade vorgelegten Be- 
„richten über die sich täglich erneuernden Unfälle beurtheilen. Dasselbe 
„gilt für minder wichtige Gegenstände. So wurde allseitig die Einführung 
„der Rauch-Goup6e's bis zu dem Momente verweigert, wo sich die Legis- 
„lative unter dem (Einflüsse einer allgemein laut gewordenen Klage zur 
^,Intervention genöthigt sah. Noch jetzt findet man auf den Linien von 
„England nach Schottland weder jene einfache und viel begehrte Ein- 
„richtung der Schlafwagen, noch auch bei den Nachtzügen jene zweck- 
„mässigen und wohlanständigen Vorkehrungen, welche in andern Ländern 
„üblich sind. Ohne den bewundemswerthen, innerhalb einer kurzen 
„Spanne Zeit erzielten Fortschritt im Maschinenweseil und die Verbesse- 
„rungen im Kommunikationswesen überhaupt leugnen zu wollen, ist doch 
„weder der Bau noch der Betrieb der Eisenbahnen unter der Herrschaft 
„der Gesellschaften vor Uebelständen und ernstlichen Nachtheilen bewahrt 
„worden. Der Moment zu einer durchgreifenden Aenderung ist da, um 
„sich für die Zukunft entsprechendere Einrichtungen zu sichern. 

„Die Intervention des Staates bei dem Postwesen war von einem 

„vollständigen Erfolge begleitet, und dasselbe scheint auf dem Gebiete 

5* 



— 68 — 

;;des Telegraphenwesens der Fall zu sein. Sobald einer staatUchän Yer- 
;;Waltang eine kontinnirliche, regelmäBsige Arbeit übertragen ist^ wird 
;;diese Arbeit gut und mit Oekonomie verrichtet^ und es gibt in einem 
;;Solchen Falle kein besseres Instrument als einen offiziellen Dienst unter 
;^einer entsprechenden Leitung. Es kann der schon früher erwähnte 
;;Umstand nicht oft genug wiederholt werden^ dass das Ziel einer Staat- 
„liehen Verwaltung darin bestehen würde, mit Hilfe neuer Erleichterungen 
,,und herabgesetzter Kosten den Personen- und Frachtenverkehr auf den 
;;thunlich höchsten Stand zu bringen ; wogegen der Zweck, welcher den 
^^gesellschaftlichen Verwaltungen vorschwebt, darin zu bestehen scheint^ 
„gewisse Sonderinteressen zu verfolgen, oder ein Maximum des Gewinnes 
„aus einem Minimum von Leistung herauszuschlagen. 

„Der beste Weg, der eingeschlagen werden könnte, wäre wahr- 
„scheinlich die Erlassung eines Gesetzes, welches den Rückkauf der 
„gesammten bestehenden Eisenbahnen durch den Staat unter vortheilhaf* 
„ten, aber rücksichtsvollen, billigen Bedingungen ausspräche. Hiemach 
„würden die erwähnten Bahnen von einem gewissen, festzustellenden 
„Zeitpunkte an aufhören, das Eigenthum der verschiedenen Gesellschaften 
„zu sein und würden in den Besitz des Staates mit der Bestimmung 
„übergehen, vom Standpunkte der öffentlichen Interessen und nicht einzig 
„und allein vom Standpunkte des Ertrages aus verwaltet zu werden ; und 
„zwar derart, dass der Betrieb unter Sicherstellung eines massigen Ge- 
„winnes dem Personen- und Frachtenverkehre bei möglichst billigen 
„Preisen ein Maximum von Erleichterungen gewähre. 

„Das zu errichtende Staats-Eisenbahnamt (Railway-Departement) 
„würde auf diese Weise ein im Betriebe stehendes Bahnnetz erben und 
„in demselben nach und nach vortheilhafte Verbesserungen einführen. Die 
„Staatsbehörde, welche lediglich das allgemeine Wohl und sonst nichts 
„vor Augen hätte, 'welche überdies im Stande wäre, Kapitalien unter 
„günstigen Bedingungen zu beschaffen, würde alle wünschenswerthen 
„Aenderungen weit leichter durchführen, als dies unter den gegenwärtigen 
„Verhältnissen geschehen könnte. Man sieht aus dem Fortschritt des Tele- 
„graphenwesens, wie die Einheit der Verwaltung in Verbindung mit der 
„Leichtigkeit der Kapitalsbeschaffung es ermöglichte, zu gleicher Zeit die 
„Oekonomie, die gute Erhaltung und die Steigerung der Leistungsfähig- 
„keit bis zu einem Grade sicherzustellen, welcher unerreichbar schien, 
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„m lange die Telegraphen vom Staate noch nicht angekauft waren. 
;;UeberdieB würden die Vortheile, welche dem Lande aus einem leichteren^ 
^^leistungsfähigeren und doch billigeren Eommunikations-Systeme erwach- 
„sen, unendlich grösser sein als jene Vortheile, welche aus der Verbes- 
^^serung des Telegraphenwesens — mögen dieselben auch noch so hoch 
^^angeschlagen werden — resultiren. 

;,Zum Schlüsse glauben wir die Behauptung aufstellen zu können^ 
,ydass es in einer Epoche^ wo die Fusion der Eisenbahnen sich bis zu 
;,einem hohen Grade schon rerwirklicht hat und wo neue Fusionen, 
;,welche die Entstehung eines Yollständigen Monopols befürchten lassen; 
;,den Gegenstand yon allerlei Vorschlägen bilden, die höchste Zeit sei, 
;Jene Mittel zu studiren, welche im Hinblicke auf die Wahrung der 
„öffentlichen Interessen im Allgemeinen zur Anwendung gelangen könnten. 
„Hiebei ist nur mehr zwischen zwei Systemen die Wahl zu treffen: 
„die bevorstehenden Monopole müssen entweder durch den Staat im all- 
„gemeinen Interesse geleitet, oder aber durch die Direktoren der das 
„Monopol besitzenden Gesellschaften in dem einzigen Interesse der 
„Aktionäre verwaltet werden. In letzterem Falle müsste das Publikum 
„bezüglich aller Punkte, bei welchen der Vortheil des Publikums mit dem 
„vorausgesetzten Interesse d^er Gesellschaft nicht identisch ist, sich ein- 
„fach mit den ihm zugestandenen Begünstigungen zufrieden geben. Die 
„Art und Weise der Verwaltung der Gesellschaften hat bisher keineswegs 
„die Ansicht deijenigen bestätigt, welche es fUr klug hielten, dass den 
„Gesellschaften in demselben Maasse, als sie mächtig und in Folge dessen 
„unabhängig wurden, auch ein entsprechend grösserer Einfluss einge- 
„räumt werde. Die Verwaltung der Gesellschaften hat sich zuweilen als 
„entschieden unglücklich, häufig als ungenügend und immer als unvoU- 
„kommen in Beziehung auf den Verkehr und die Sicherheit erwiesen; 
„manchmal ist sie sogar unredlich gewesen. Eine gut geleitete Verwaltung 
„durch den Staat hingegen wäre ökonomischer und mehr zufriedenstel- 
„lend; denn sie hätte keinen anderen Zweck vor Augen als das allge- 
„meine Wohl. Sie hätte offenbar bedeutende und umfassende Reduktionen 
„der NebcQgebühren und Tarife zur Folge, und die hieraus entstehende 
„enorme Steigerung des Verkehrs würde nicht nur dem garantirten Kapi- 
„tale ein glänzendes Erträgniss sichern, sondern auch den Handel, die 
„Industrie und somit den allgemeinen Aufschwung des Landes in unver- 
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„gleichlicher Weise fördern. Nach Ansicht des Kapitäns Tyler ei^eben 
„sich folgende Schlussfolgerungen : Der Bückkauf der Eisenbahnen ist eine 
„FragC; welche die unmittelbare Aufmerksamkeit der königl. Regierung 
„verdient. Offenbar haben alle Parteien das Recht; in dieser Ange- 
^^egenheit gehört zu werden^ und ebenso erforderlich ist es, dass der 
„Gegenstand vor irgend einer Entscheidung in gründlicher Weise^ anter 
„Wahrung der Oeffentlichkeit, diskutirt werde." 

Die Enqngte-Eommission glaubte auf diese grosse und interessante 
Frage nicht eingehen zu sollen und hat sich damit begnügt^ auf dieselbe 
folgendermaassen hinzuweisen : 

„Wii* müssen hier eine andere, noch wichtigere Frage, welche 
„aufgeworfen wurde, besprechen; nämlich, ob die Fortschritte der gesell- 
„schaftlichen Fusionen nicht bald zur Bildung einiger so bedeutender 
„und so mächtiger Körperschaften führen werde, dass es ebenso vom 
„politischen, wie vom kommerziellen Standpunkte aus nothwendig erscheine, 
„die Beziehungen der Gesellschaften zu dem Staate einer gründlichen 
„Veränderung zu unterziehen. Es ist möglich, dass dem so sei, und das 
„einzige Mittel, welches bei der Enquete in Vorschlag gebracht wurde, 
„war der Rückkauf der Eisenbahnen durch den Staat. Es scheint uns 
„indessen nicht angemessen, hier eine so wichtige und so schwierige Frage 
„zu untersuchen ')." 

Das Parlament selbst hat sich bisher geweigert, den Weg des 
Rückkaufes der Eisenbahnen einzuschlagen und hat im April 1874 mit 
grosser Majorität einen auf den Ankauf der gesammten irischen Eisen- 
bahnen durch den Staat abzielenden Antrag abgelehnt. Es ist klar, dass 
die öffentliche Meinung in dieser Frage immer noch eine sehr unsichere 
Haltung zeigt, und es bedarf voraussichtlich noch vieler Diskussionen 
und Enqueten, bevor man sich entschliessen wird, eine so ernste Richtung 
einzuschlagen. 

Soviel kann jedoch behauptet werden, dass die grossen Gesell- 
schaften ihr Schicicsal selbst In ihren Händen haben. Wenn sie sich nach 
Vollendung des Fusionswerkes und nach vollständiger Ausbildung ihrer 
Netze dazu entschliessen, dem Publikum jene Befriedigung zu gewähren, 
welche dasselbe verlangt, so ist es sehr wahrscheinlich, dass der Rück- 
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kanfegedanke nach und nach verschwinden wird. Wenn sie hingegen 
fortfahren^ zu gerechten Beschwerden Anlass zu geben und die Gefahren 
eines Monopols^ welches weder Zügel noch Kontrolle kennt, heraufzu- 
beschwören, so wird die öffentliche Meinung sich endgiltig gegen sie aus- 
sprechen, und sie werden in einem vielleicht sehr kurzen Zeiträume das 
Schicksal der Telegraphen-Gesellschaften theilen. 



viir. 

Konkurrenz nnd Monopol. 

Die Konkurrenz! Das war das Schlagwort und, — wenn man 
gerecht sein will, — die grosse Idee, welcher die Engländer Alles geopfert 
haben ! Was hat man nicht Alles gethan, um sich ihrer zu versichern und 
sie zu erhalten?! Alle Welt hat an sie geglaubt, — vielleicht mit 
alleiniger Ausnahme Robert Stephenson's, welcher immer gern den 
Ausspruch wiederholte: „da WO das Einverständniss möglich Ist, ist die 
„Konkurrenz unmöglich." 

Die Einzelheiten, welche in den verschiedenen Theilen dieses 
Werkes angefahrt wurden, haben gezeigt, was aus der Konkurrenz ge- 
worden und was ihre Wirkungen gewesen. Der Inbegriff dessen, was 
vorgebracht wurde, scheint mir besser, als ich es im Stande wäre, auf 
einer Seite des Enqugte-Berichtes vom Jahre 1872 zusammengefasst zu 
sein. Es ist der Handels-Minister, welcher die Fragen stellt, und es will 
mir bedttnken, als seien seine Fragen gleichbedeutend mit den schärfsten 
Behauptungen : 

M. C. Porstescue, Präsident des Board of Trade: 

„Glauben Sie, dass das Parlament zwei Gesellschaften zwingen 
„könne, sich gegenseitig Konkurrenz zu machen, wenn sie es nicht 
,^ wollen ?'' — Antwort: „Wenn es das Parlament auch nicht kann, so 
„glaube ich doch, dass es dasselbe versuchen sollte/' 
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Frage: ;;Ich frage Sie aber, ob es dies thun kann?" — Antwort: 
,;Ich weiss nicht, ob es kann oder nicht; ich halte dies für eine juri- 
dische Frage, welche ein Kaufmann nicht entscheiden kann." 

Frage : „Es ist eine Frage der Möglichkeit und nicht des Rechtes. 
„Glauben Sie, dass das Parlament zwei Gesellschaften zwingen könne, 
„gegen ihren Willen sich zu bekämpfen ?" — Antwort : „Nein ; es kann nur 
„die Fusionen und die Betriebsverträge, insoweit dieselben die Preise 
„betreffen, Yerhindem. Die Eisenbahnen sind die grossen Verkehrsstrassen 
„geworden, sie sind nahezu ein öffentliches Eigenthum und sollten anders 
„behandelt werden als sonstige Unternehmungen." 

Frage: „Das ist eine weiterreichende Frage; ich aber möchte 
„nur Folgendes wissen : Sie sagten, die Konkurrenz existire ; glauben Sie 
„ernstlich, dass man zwei Gesellschaften zwingen könne, gegen ihren 
„Willen miteinander zu kämpfen?" — Antwort: „Nein, gewiss nicht." 

Frage: „Wenn Sie glauben, dass das Parlament dies nicht thun 
„könne, wäre es dann nicht besser, zu versuchen, von den Gesellschaften 
„einige Garantien zu verlangen, als sich in einen donquixotischen 
„Kampf einzulassen?" — Antwort: „Ich glaube, das Parlament könnte 
„Schutz-Maassregeln ergreifen. Wir können es nicht thun, wohl aber das 
„Parlament; sobald es bemerkt, dass irgend eine Gesellschaft in einer 
„Gegend ein Monopol erlangt, sollte es Anstalten treffen, um dies zu 
„verhindern." 

Frage: „Aber zeigt Ihnen denn Ihre 30jährige Erfahrung in Eisen- 
„bahnangelegenheiten nicht, dass jeder Versuch zur Verhinderung der 
„Fusionen nutzlos ist?" — Antwort: „Dies ist nur zu wahr." 

Frage: „Sind die Fusionen nicht trotz aller Mittel, welche da- 
„gegen angewendet wurden, durchgeführt worden?" — Antwort: „Aber 
„Sie sehen ja, dass ihre Fusionen nicht gesetzlich sind, und dass sie jeden 
„Augenblick aufgehoben wer(fen können, so dass wir alle Wohlthaten der 
„Konkurrenz gemessen könnten." 

Frage: Das heisst, dass zwischen den Gesellschaften ein zeit- 
„weiliger Kampf möglich wäre; aber wäre nach ein oder zwei Jahren 
„nach Beendigung des Kampfes die Lage des Publikums nicht noch 
„ungünstiger als früher?" — Antwort: „In unserem Distrikte war dies 
„nicht der Fall, es gab keine Fusionen." 
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Frage: ^Jst es nicht ein Erfahrungssatz von ganz England, dass 
;;die Gesellschaften in jedem Falle^ wo sie sich gegenseitig bekämpft 
^^hatteU; schliesslich dahin kamen; das zu thun^ was, in ihrem Interesse 
„lag ?'^ — Antwort : „Die Verwalter der Gesellschaften führen bei Ausübung 
„ihrer Funktionen oft Dinge aus, die sie als Privatpersonen wohl unter- 
„lassen würden. Ich finde es schlecht, dass sie einzelne Züge und Güter 
„mit Verlust befördern und sich diese Verluste auf andern Theilen ihres 
„Netzes wieder zahlen lassen/' 

Frage: „Sind die Händel unter den Gesellschaften nicht wie jene 
„unter Verliebten ?'' — Antwort: „Ja wohl, das sollte aber nicht sein." 

Frage: „Das Ende ist aber doch eine Erneuerung der Freund- 
„schaft und die Bestrafung des Publikums r^' — Antwort: „Ja." 

Lord Redesdale: „Und dann führt die Konkurrenz zum Ein- 
„verständniss ?" — Antwort: „Ja" *). 

Man muss anerkennen, dass der in England gemachte Versuch 
nicht geglückt ist. Es ist dies um so merkwürdiger, als er in keinem 
anderen Lande unternommen wurde und als die Bedingungen dort 
sicherlich viel günstiger waren als irgendwo anders. 

Die Konkurrenz schwächte sich nach und nach ab und hörte end- 
lich ganz auf. Jetzt bildet die Eisenbahn-Industrie ein grosses und 
mächtiges Monopol. Die Zahl der Netze geht der Verringerung entgegen, 
die Wichtigkeit jedes einzelnen Netzes wächst fort und fort, und da, wo 
die in Händen verschiedener Gesellschaften befindlichen Linien dieselben 
Punkte verbinden, werden die Personen- und Frachtentarife im gegen- 
seitigen Einverständnisse festgestellt und sind die Taxen vollständig gleich ^. 



«) Enquete 1872, Pag. 249. 

3) Ich glaube keine Indiskretion zu begehen, wenn ich hier wiederhole, 
was mir von den General- Direktoren aller grossen Gesellschaften gesagt oder ge- 
schrieben wurde : „Es gibt keinen einzigen unter den Personen- und Frachten - 
„tarifen, welcher nicht im Einvernehmen mit unseren Kollegen jener Gesellschaften, 
„die den Verkehr derselben Ortschafton besorgen, festgesetzt oder abgeändert 
«würde. Wenn wir verschiedener Meinung sind, so entscheidet das Comite des 
„Clearing house oder einer unserer Kollegen. Wir nehmen übrigens gar keine 
„Rücksicht auf den Längen- Unterschied zwischen den verschiedenen Punkten ; wir 
«setzen den Tarif unter Zugrundelegung der kürzesten Entfernung fest und wenden 
«ihn auf alle Transporte an, welche durch was immer für eine Bahn zwischen den- 
«selben Stationen bewerkstelligt werden." 
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Ist es nicht ein besonders bemerkenswertber Umstand, dass man 
in Frankreich und in England, wo man von ganz entgegengesetzten 
Prinzipien ausgegangen ist und vollständig entgegengesetzte Systeme an- 
gewendet hat, doch zu nahezu identischen Ergebnissen gelangte? 

In dem einen der beiden Länder hat der Staat im Anfange Alles 
gethan ; im anderen mischte er sich gar nicht ein. Hier ging die Regie- 
rung so weit, dass sie selbst als Bau-Unternehmer auftrat; dort hat sie 
Alles der Privat-Untemehmung überlassen. Bei uns hat sie die Netze 
trassirt; bei unseren Nachbarn liess sie nur jene Linien ausfahren, welche 
den Gesellschaften beliebten. In Frankreich hat man wissentlich und 
absichtlich das Monopol herangebildet ; in England hat man Alles gethan, 
um die Konkurrenz zu ermöglichen und Alles versucht, um sie aufrecht 
zu erhalten. 

Der Ausbau des Eisenbahnnetzes ging in England, trotzdem er 
dort früher begonnen worden war, nicht schneller vor sich als in Frank- 
reich, und die bezüglichen Längen^werden in beiden Ländern bald nahezu 
gleich sein. Obwohl die Anlagekosten auf einer Seite höher waren als 
auf der anderen, so sind die Erträgnisse der Gesammtheit der Bahnen 
thatsächlich doch nicht sehr verschieden, sobald man nur den Werth und 
den Zinsfnss der Kapitalien in beiden Ländern berücksichtigt ^). 

Die Tarife kommen einander sehr nahe, und die Zahl der Reisen- 
den sowie die Gewichte der Güter, welche auf einem Kilometer Bahn 
befördert werden, sind nahezu gleich. 

So ist es wenigstens in der Gegenwart. 

Wie wird sich die Zukunft gestalten? 

In Frankreich hat das mit wohl überlegter Absicht hergestellte 
Monopol ein Gegengewicht und bietet Garantien; in England wird das 
unbegrenzte und uneingeschränkte Monopol auf gesetzlichem oder nicht 
gesetzlichem Wege, offen oder im Verborgenen entstehen, und das Land 
wird demselben ohne Schutz und für immer überliefert sein. 

Doch ich irre mich; es wird ein Mittel geben: den Bückkauf 
durch den Staat. Es wird, vielleicht erst nach langer Zeit, ein Tag an- 



^) Zu normalen Zeiten, d. h. vor dem Jahre 1870, betrug die Differenz 
zwischen dem Zinsfusse der öffentlichen Schuld und dem der Eisenbahn-Obligationen 
etc. ungefähr 1 Perzcnt 
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brechen, wo diese jetzt noch von der Mehrheit der Engländer angefoch- 
tene Lösung sich als eine Nothwendigkeit erweisen wird ; und an diesem 
Tage wird man genöthigt sein, die Kapitalsschuld des vereinigten König- 
reiches zu verdoppeln, um sich in den Besitz eines Eigenthums zu setzen, 
welches in Frankreich dem Staate umsonst zufällt und welches hier wahr- 
scheinlich zur^ Jlückzahlung der ganzen Staatsschuld ausreichen wird. 

' Ja, dies ist der weitere Dienst, den uns die französischen Eisen- 
bahnen eines Tages erweisen werden, insoferne wir nur die — freilich 
sehr seltene — Klugheit besitzen, uns die Erfahrung zu Nutzen zu 
machen, welche wir auf die vortheilhafteste Weise, d. h. auf Kosten 
unserer Nachbarn, erworben haben. 

Diese Klugheit hätte einfach darin zu bestehen, das vollbrachte 
Werk nicht zu zerstören, sich mehr mit Thatsachen als mit Worten zu 
befassen und zu erkennen, dass, wenn es zweckmässig erscheint, die 
noch erforderlichen Linien zu bauen und das Bahnnetz zu vollenden, 
dies mit Maass und Vorsicht geschehen müsse. Mag das Monopol im 
Prinzipe gut oder schlecht sein, es besteht. Seien wir darauf bedacht, 
alle Vortheile, welche es mit sich bringt und den Nutzen, den es dem 
Staate sichert, daraus zu ziehen! Geniessen wir die goldenen Eier, ohne 
auch nur ein einziges zu verlieren; aber hüten wir uns, die Henne, die 
sie legt, zu tödten! 



Bemerkung des Herausgebers. 

Zum Verständniss dieses letzten Absatzes ist es vielleicht nothwendig, in 
Erinnerung zu bringen, dass seit dem Jahre 1865 die französischen Departemental- 
behörden gesetzlich ermächtigt sind, unter gewissen Bedingungen , im eigenen 
Wirkungskreise, im Gegensätze zur Zentralregierung, Konzessionen sogenannter 
„Lokalbahnen" zu ertheilcn, und dass der Versuch gemacht worden ist, durch 
Aneinanderreihung solcher Lokalbahnen Konkurrenz-Linien für die parallel laufen- 
den Hauptbahnen zu schafifen. 

Dieser Versuch hat in der neuesten Zeit (Ende Mai) zu heftigen Erörterun- 
gen in der französischen Nationalversammlung geführt, welche entschieden ungünstig 
für denselben ausgefallen sind. 



Druck von Wilhelm Köhler, Wien, M«rffaroUienplata 2. 
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LesAnnalesdes ponts et chaussSesa,y3iVLt publik, daus 
Ifeur numöro d'aoüt 1879, unarticle sur les Rapports de 
Vtltat avec les Compagnies de Chemins de fer en An- 
gleterrCy j'ai cru devoir adresser ä M. le Präsident de la 
Commission des Annales une lettre, dans laquelle 
je signalais les nombreuses erreurs commises par Tau- 
teur de ce travail. M. le Präsident a bien voulu m'äcrire 
lel5 jnai 1880,pourm'offrird'insärer cette lettre dansun 
numäro des Annales, oü eile se trouverait suivie d'une 
röponse de M. Cavaignac, « apres qiioi la polemique 
serait dose. 3 J'ai aussitöt räpondu que je refusais cette 
proposition, attendu que la räponse de M. Cavaignac 
pouvait näcessiter une räplique,auquelcas je n'entendais 
pas rester muet. J'ajoutais que, dans ces circonstances, 
le meilleur moyen de clorela polömique serait de confler 
ä un Ingenieur, ayant une connaissance speciale des 
choses de TAngleterre, la mission d'examiner Tarticle 
de M. Cavaignacet lemien, de lire ensuite les documents 



— 6 — 

of&ciels et de donner aox lecteurs des Annales ua r^ 
sum^ exact de la question. Cette lettre n*a pas recu 
de r^ponse, mais depuis cette 4poque , les Amiales 
des ponts et chaussSes ont iiisör^ dans leur num^ro 
d'aoüt 1880, un nouveau memoire de M. Cavaignac , 
dans lequel je suis pris k partie. 

Sans m'arröter au reproche de vivacitö que je ren- 
contre ä la premiöre page de ce memoire et qui, je Ta - 
voue, m'a fort surpris, je reprends successivemen t 
chacun des points du däbat (1). 



I 



M. Cavaignac se plaint d'abord que je € conteste 
jusqu^au resumS par lequel üaddbxiUi^ etauquel, dit-il» 
4. je ne reproche qiied'ilre tm rSsicmS. » 

Ma critique va plus loin ; j'ai exprime le regret que 
certaines indications fussent oniises et que certaines 
affirmations ne fussent pas accompagnäes des correctifs 
nöcessaires. II me suffira d'un exemple pour faire 
ressortir les inconvönients de la brievetö k laquelle 
l'auteur s'est cru condamnö. 

M. Cavaignac termine son travail en disant qu'il a 
voulu € montrerjusqu'äquelpoint un despays les plus 
libiraux apousse Vingdrence administrative^ ence qui 
conceme les chemins de fer. > 

i. Pour plus de clart<SJ'ai tenu ä suivre exactement M. Ca- 
vaignac, cequi m'a expos^ ädesrep^titions^dont je demande, ä 
ravance, pardon au lecteur. 



Le lecteur se demande naturellemenl en vertu de quel 
droit l'Etat a pu ainsi intervenir et soumettre les com- 
pagnies de chemins de fer k une lögislation nouvelle . 
II netrouve, k ce sujet, aucune indication dansTexpos^ 
historique de M. Cavaignac. Pour Töclairer surce point 
capital, il aurait fallu, aprös avoir rappelö qu'en An- 
gleterre les concessions ont 6i6, dösTorigiae, accordöes 
k perpötuit^, au lieu d'Mre temporaires comme elles le 
sont en France, faire remarquer que la forme adopt^e 
pour ces concessions n'a pas 4t6, comme chez nous, 
Celles de Conventions entre l'Etat et les compagnies , 
Conventions qui forment contrat bilatöral, limitent et 
d^finissent tous les droits comme toutes les Obligation s 
de chacune des parties. En Angleterre, les concessior-s 
sont accord^es par des lois que le l^gislateur r^dige de 
la facon qui lui plait et sans qu'il intervienne, entre lui 
et la compagnie, un traitö. 

Or, dans ces actes de concession, on insöre pröcis^- 
ment une clause qui döclare que la compagnie conces- 
sionnaire est soumise, non seulement aux lois exis- 
tantes, mais encore ä toutes relies que le Parlement 
pourrait ^oter dans Tavenir. 

Voici, textuellement reproduit,rart. 110 desStanding 
Orders de la Chambre des Communes (1) : 

€ La clause suivante sera ins^röe dans tout bill de 
cbemin de fer : Et soit-il ordonnö que rien de ce qui est 
contenu dans le präsent acte ne sera censö ou consid^r^ 
comme ayant pour effet d'exempter le chemin de fer 
autoris6 par la präsente loi ou par les actes sus-vis^s, 
des dispositions d'aucun acte gönöral sur les chemins 

1. Du regime des Travaux Publks en Angleterre. Vol. IV, 
p, 357. 
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de fer actuellement en vigueur ou qui serait adoptö 
pendant la Session präsente ou dans une Session futnre 
du Parlement, non plus que d'une rävision ou modifi- 
cation future, par ordre du Parlement, du maximum 
destarifs, droits et päages autorisäs par le prdsent acte 
ou par lesdits actes sus-visäs. » 

On comprend, aprös avoir lu ces explicalions, com- 
ment et pourquoi le Parlement ätait dans sön droit en 
cr&int la Commission des cherains de fer et en lui at- 
tribuant les pouvoirs qui ont 6t6 iodiqu^. 

Cela dit, je ne crois pas näcessaire dinsister sur la 
polömique k laquelle M. Cavaignac consacre une page 
et demie, sur la question de savoir s'il faut traduire 
Texpression through rates par tarifs totaux ou tarifs 
communs. J'ai employä la premißre expression, M. Ca- 
vaignac s'estservi de la seconde, ilsemble trouver au- 
jourd'hui que nous sommes tous deux dans l'erreur, et 
qu'il aurait fallu dire : Tarifs de transü. J'avoue 
que je ne saurais partager cet avis. L'expression tarifs 
de transit est employäe pour däsigner des tarifs inter* 
nationaux d'une nature particuliöre (voir les däcrets 
du 26 avril 1862 et du 1«^ aoüt 1864). Le mot through 
rate signifle mot k mot tarif d'iin boitt ä Vautre: j'ai 
pröfärö l'expression tarif totale parce qu'elle me parait 
plus juste que celle de tarif commun qui, suivant la d(5- 
finition mSme de M. Cavaignac, s'applique aux tarifs 
€ combinäs entre deux ou plusieurs compagnies » 
taiidis qu'il s'agit, dansla loi de 1873, d'un tarif impose 
k i:ne compagnie. Au surplus, Tessentiel, c*est quele mot 
omployö exprime clairement Tidöe vraie, k savoir 
qu'il s'agit d'un tarif unique et non d'une soudure de 
tarifs . Teile est pröcisäment la pensäe qu'exprime le 
rapport de la Commission anglaise citäpar les Annales 



\ 
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(page 90, in-fine) dans uq passage qui, loia de ri' 
pondre ä mon ohjection, comqoie le dit M. Cavaignac, 
confirme absolument, au contraire, rinterprötation par 
moi donnöe k Texpression de through rate. 



II 



M. Cavaignac constate que, par wie dissection des 
plus habiles, j'ai röduit de 127 k 38 le aombre des d6- 
cisions rendues par la Commission, dans Tespace de 
cinq ann^s. 

J'en demande bien pardon k Taute ur, mais, pour 
savoir sij*aifait une dissection habile ou un calcul ma- 
thömatiquement exact, il en faut d'abord revenir au 
point de däpart. Dans son premier article, il est dit : 
€ Von voü d^'ä combien nous sommes loin des jur 
gements rendus par la Cour de Plaids communs qui^ 
en vtnfft ans, se sont SlevSs ä 34 seulement et,parmtles 
didsions rendues , il en est bienpeu qui neportent sur 
des affaires de la plus haute importance. > 

II y avait, dans cette phrase, deux iddes : 

lo Une afflrmation que, parmi les 127 affaires, il en 
etait bien peu qui ne portassent sur des affaires de 
la plus haute importance ; £<> Üne comparaison entre 
les 127 affaires jugöes en cinq ans par la Commission 
des chemins de fer et les 34 affaires jugäes en vingt ans 
par la Cour des Plaids communs. 

Sur le premier point, j'ai r^pondu en montrant quelle 
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avait 6i6 la natiire des affaires soumises k la Gominiä- 
sion, et Ton a pu conclure de mon exposd que, pour 
avoir une idöe vraie des choses, il faudrait ren verser 
la proposition de M. Cavaiguac et dire que, parmi ces 
127 causes, ileu est bien peu qui portent sur des af- 
faires de la plus haute importance. 

Sur le second point, j'ai commencö par poser un 
principe, qui me parait ä Tabri de toute critique: pour 
qu'une comparaison ait quelque valeur, il faut qu'elle 
porte sur des choses comparables entre elles. Du mo- 
ment donc oü Tauteur voulait comparer le röle de la 
Commission des chemins de fer k celui de la Cour des 
Plaids commuus, la premiöre question qui düt se poser 
ötait Celle de savoir si le chiffre de 127 ötait comparable 
ä celui de 34. 

Je n'ai pas cherchö k savoir comment M. Cavaignac 
a fait le calcul du nombre des affaires jugöes en vingt 
anspar la Cour des Plaids communs ; j'admets qu'il 
soit exact et j'accepte son chiffre. Mais ce chiffre de 
34 est celui des jugements rendus et non pas celui des 
affaires inscrites au röU^ auquel se rapporte le chiffre 
de 127 donnö pour la Commission des chemins de fer; 
j'ai donc du naturellement döduire, de ce dernier nom- 
bre, les affaires rayöes du röle avant jugement, car on 
peut bien comparer le nombre des affaires jugöes par 
un tribunal k celui des affaires jugSes par un autre, 
mais on ne peut pas prendre d'un (xM les jugements 
rendus, et, de Tautre, les causes inscrites au röle. 

II a fallu ^galement supprimer les traitös d'exploita- 
tion, les cas dans lesquels la Commission s'est döclarde 
incompötente, les arbitrages, les interprötations de 
traitös, affaires quisont comprises dans le total de 127, 
mais qui ne peuvent §tre considöröes comme pouvant 
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entrer en comparaison avec les jugements rendiis par 
la Cour des Plaids communs, puisqu'elles n'ötaieut pas 
de la compötence de ce tribunal. C'est ainsi que je suis 
arrivö k röduire de 127 ä 38 le chiffre cito par 
M. Cavaignac. Je n'avais pas pouss4 le raisonnement 
plus loin, parce que la röponse me semblait sufflsam- 
ment concluante, mais mon honorable contradicteur 
termine le deuxidme paragraphe de son second memoire 
par une phrase qui m'oblige k complöter mes explica- 
tions. € M. de Franqiievüle^ dit-il, arrive ä recon- 
nattre que la Commission a jugiy m&me d'aprds ces 
singiilieres Svahiatwis , autant d' affaires en cinq ans 
que la Cour des Plaids communs en vingt ans. » 

Or, non seulement je n'ai pas reconnu cela> mais 
encore, d'aprös des övaluations qui n'ont d'autre singu- 
laritö — si c'en est une — que leur exactitude, je 
repousse la conclusion k laquelle on me fait arriver. 
En effet, j'avais ajoutö que, sur les 38 affaires vraiment 
contentieuses JugSes par la Commission des chemins 
de fer, la moitiö, au moins, n'ötait pas de nature k 6tre 
döför^e k la Cour des Plaids communs, en vertu des 
lois existantes. Je vais plu^ loin, cette fois, puisque mon 
honorable contradicteur m'y force, et jefais remarquer 
que la juridiction de la Commission des chemins de fer 
s'ötend k la fois k TAngleterre, k Tlrlande et k TEcosse, 
tandis que celle de la Cour des Plaids communs ne 
s'^tend qu'ä TAngleterre. II faudrait donc, pour ötablir 
une comparaison exacte, ajouter aux affaires jug^es 
par ce tribunal, celles qui ont 6i4 jugöes par la Cour 
des Plaids communs de Dublin et par la Cour de Ses- 
sion d'Edimbourg. En outre, il est nöcessaire, pour 
appröcier sainement les choses, de tenir compte de 
l'importance respective des int^röts engag^s. En 1854, 
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döbut de la p^rlode k laquelle se rapporte M. Cavai- 
gnac, les chemins de fer de l'Angleterre et du Pays de 
Galles, siir lesquels la Cour des Plaids communs avait 
juridiction, prösentaient un döveloppement de 12.966 
kilomötres, avaient transportö 92.327,671 voyageurset 
avaient encaissöune recette brüte totale de437.041.710 
francs* En 1879, fin de cette mSme pöriode, leröseau 
du Royaume-Uni, sur lequel s'^tend la juridiction de la 
Commission des chemins de fer, avait un d^veloppe- 
ment de 28.490 kilomötres, il y avait eu 562.732.890 
voyageurs transportös et Ton avait encaissö une recette 
brüte de 1.556.772.915 francs. Que Ton prenne une 
moyenne entre ces chiffres extremes et Ton verra que 
la difförence est encore Enorme. On pourra juger, 
d'aprösces explications,s'il est vraiment possible d'öta- 
blir une comparaison s^rieuse entre le nombre des 
affaires jugöes par la Cour des Plaids communs d'An- 
gleterre et celui des affaires inscrites au röle de la 
Commission des chemins de fer. 

Avant ainsi röpondu au point capital du second para- 
graphe de Tarticle de M. Cavaignac, il me faut ajouter 
quelques mots sur les observations accessoires que j'y 
rencontre et qui ne sauraient ötre admises absolu- 
ment. 

L*auteur, en parlant des affaires qui, sous Tempi re 
de la l^gislation antörieure, auraiont 6i6 jug^s par des 
arbitres et non par les tribunaux, ajoute : « Mais c'est 
precisSment lä qu'est le progres. » Mon honorable 
contradicteur en est-il Wen sur ? Sil a pris la peine 
d'assister, comme je Tai fait, k mainte reprise, aux 
säances de la Commission, et de causer avec les juges 
et avec les parties, s'il a vu le nombre et la qualitö des 
avocats employ^s, s'il s'est rendu compte des frais 
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supportös par les plaideurs, je m'^tonne qull soit aussi 
affirmatif. J'ai constat^ moi-mSme (1) qüe le systöme 
des arbitrages ^tait < une ressource insuffisante, 
incommode et inefflcace; »je persiste k le penser, 
mais j*ajoute que le remMe n'a ^t^ ni complet ni satis- 
faisant. 

En ce qui concerne les trait^s d'exploitation, M. Cavai- 
gnac demande gut pourrait assurer que ces traitds 
auraient dtS les m&nies s*ils n'avaient pas du Hre 
soumis a la Commission. C'est lä, on Tavouera, une 
singuliöre fagon de raisonner, et Ton pourrait tout 
aussi bien demander : qui pourrait assurer que ces 
trait^s auraient 6t6 diff^rents ? car on peut aller loin, 
en se lancant dans le domaine des hypolhdses. Mais, 
en outre, je ferai remarquer k Fauteur, que les Compa- 
gnies n'avaient pas, sur ce point, une plus grande 
libertö sous Tempire de la l^gislation antörieure. Aux 
termes de la loi du 21 juillet 1863 (art. 25), tout traitö 
d'exploitation devait ötre approuvö par le Board of 
Trade et rien ne prouve que TAdministration ne fut 
pas plus s^vSre que ne peuvent TStre les Gommissaires 
des chemins de fer, auxquels cette attribution a ^\A 
transföröe par Tacte de 1873. 



III 



Le troisieme paragraphe de Tarticle ins^rö aux 
Annales ne contient que des afflrmations absolument 

1. Du regime des Travaux Publics en Angleterre. Vol. I, 
p. 202. 
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inexactes. Lorsque j'ai eu roccasion de citer M. Ca- 
vaignac» j*ai pris soin de le faire exactemeat et 
de reprodmre textuellement les termes de son travail. 
Je regrette qu'il ne m'ait point rendu la pareille et 
qu'il me prete un langage que je n'ai point tenu. Sui- 
vant lui, j'aurais 4mis les trois idö^s suivantes : 

1» L*ötablissement de la Gommission des chemins 
de fer n'a produit aucun effet utile ; 

2** Des jugements oü sont tranchöes la plupart des 
questions qui touchent aux rapports de TEtat avec les 
Compagnies n'ont aucune importance ; 

3** Des jugements qui röglent les trausports du char- 
bon et du minerai de fer sur quelques lignes anglaises 
ne touchent pas k des int^rSts consid^rables. 

II est facile d'avoir raison d'un contradicteur en lui 
pr§tant despropos qu'il n'a point tenus, mais M. Cavai- 
gnac serait fort ismp^chö s'il lui fallait citer les pas- 
sages oü j'ai ^crit ce qu'il lui plait de me faire dire. 

Sur le Premier point, 'je me borneä faire remarquer 
que je n'ai point discutö l'utilitö de la Gommission des 
chemins de fer. J'ai simplement critiquö les affirma- 
tions de M. Cavaignac, lorsqu'elles me semblaient seit 
inexactes, soit exager^s, mais, sur le fond meme de la 
question, je ne puis que renvoyer k ce que j'ai dit ail- 
leurs k ce sujet (1). 

Sur le second point, il est Evident que, si la Gommis- 
sion avait tranch^ la. plupart des questions qxit touchent 
aux rapports de Viltat et des compagnies^ cela aurait 
une trös grande importance; mais il n'en a pas ötö 
ainsi, et je me demande en vain quels peuvent etre 

1. Du regime des Travaux Publics en, Angleterre. Vol. I, 
p. 204. 
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les jugements qui out tranchö la plupart de ces ques- 
tions. 

Sur le troisiöme point : la question du trausport des 
charbons est, eu effet, uu iut^ret cousidörable, et je 
compte parmi les affaires importautes soumises äla 
Commissiou, Celles qui peuveut avoir une iuflueuce sur 
les tarifs afförents k ces transports. 



IV 



M. Cavaignac parait s'ötonner que je tienne k ne 
point confondre les cas oü les commissaires jugent 
comme arbitres et ceux oü ils jugent comme tribunal, 
et il se demande : € Que veut~on etablir ä Vaide de 
cette distinction% 

II me semble qu'il n'est pas besoin d'Stre juriscon- 
sulte pour comprendre la diff^rence considörable qui 
existe entre les deux cas. 

n y a, dans les actes de concession ou dans les trait^s 
passes entre Compagnies, des clauses portant que les 
difficult^s relatives k tel ou tel point seront tranch^s 
par des arbitres. Dans certains cas, les arbitres sont 
d^sign^s, dans les actes ou traitös, par leur nom ou par 
le titre de leurs fonctions, et alors les commissaires 
n'ont point k intervenir. Dans d'autres cas, les arbitres 
ne sont pas nommäs k Tavance et la loi du 21 juil- 
let 1873 pennet alors (art. 8) que le diff^rend, si Vune 
ies parties le demande^ et si les Commissaires y con- 
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sentent, soit tranchö par la Commission des chemins 
de fer. 

El, dans ces derniers cas, quels sont les pouvoirs de 
1^ Gommission ? De statuer sur le point en litige, dans 
les limites exactes des pouvoirs conför^s aux arbitres 
par l'acte ou par le traitö qui a stipulö que C3 point 
serait tranchö par arbitrage. 

Donc, lorsque la Commission rend des sentences, en 
vertu de ces pouvoirs d'arbitre, il n'en faut pas tirer 
ai^ument pour attribuer k ses döcisions une portöe 
identique k celle des jugements qu'elle rend en vertu 
des lois gönörales ; il faut surtout se garder de les citer 
comme formant jurisprudence et pröcödent, enün il 
n'est pas permis d'en tirer argument pour afflrmer, 
d'une maniere g^nörale, que les commissaires ont tel 
ou tel droit. Ils peuvent avoir des pouvoirs trte lai^es 
dans une aflfaire et trös restreints dans une autre; c'est 
pourquoi l'assertion de M. Cavaignac que, dans ce cas, 
les commissaires n'ont de leur caracldre d'arbitre que 
des pouvoirs trds Stendus, affranchis des restrictions 
stipuUes par Uz loiy cette assertion, dis-je, est absolu- 
ment inexacte. Ce qui est vrai, c'est que les commis- 
saires ont alors des pouvoirs plus ou moins ötendus , 
suivant les cas et qu'ils sont absolument liös soit par 
la loi, soit par le traitö qui a döcidö que le litige serait 
tranchö par des arbitres. 

Cette confusion n'est, d'ailleui-s, pas la seule que j'aie 
le devoir de faire ressortir. En effet, non seulement 
M. Cavaignac n'a pas distinguö les cas oü la Commis- 
sion a rendu des sentences arbitrales et ceux oü eile a 
prononcö des jugements, mais encore il a omis de tenir 
compte des motifs sur lesquels sont basöes les döcisions 
de la Commission, de teile sorte que le lecteur ignore si 
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les commissaires ont Statut par application des lois 
g^nörales ou du texte d'un acte particulier de conces- 
sion, ou bien en vertu des termes d'uo trait^ librement 
conclu et passö entre les parties. Cette distinction est 
pourtant capitale, surtout lorsque Ton veut tirer, des 
i'aits particuliers, une conchision gän^rale. 

J'arrive maintenant aux cas particuliers cit^ par 
Tauteur du memoire : 

On se souvieut que, dans son premier articie, M. Ca- 
vaignac avait dit que la Cömmission des chemins de fer 
tavait repotissS » les tarifs d'abonnement.Or, qu'est-ce 
qu'un tarif d'abonnement ? Ces tarifs (supprimös en 
France depuis le 25 janvier 1860) imposent aux exp6- 
diteurs, qui en r^lament le bönöfice, Tobligation de 
remettre tous leurs transports au chemin de fer et, 
moyennant cette condltion, ils sont applicables k tout 
le monde. Or, dans Taffaire des ardoisiSres du pays de 
Galles, la Cömmission anglaise a examin^ des traitäs 
passes librement entre la Compagnie et certains indus- 
triels et, loin d'interdire les tarifs d'abonnement, eile 
les a, aucontraire, explicitement admis et eile a däcid4 
que les expöditeurs, ayant pris un engagement de con- 
fier exclusivement leurs transports au chemin de fer pen- 
dant quatorze ans, payeraent le möme prix que ceux 
qul avaient pris le mgme engagement pour trente ans. 
Et sür quoi s'est-elle appuyöe pour juger ainsi? Non pas 
sur les principes gön^raux de la l^gislation, mais sur le 
texte des trait^s particuliers qui assuraient k tous les 
signataires V6galit6 de traitement, en ce qui concerne 
les tarifs (Jugement du 27 janvier 1876). Et eile a soin 
d'ajouter comme teorrectif . : « sauf s'il se pröseute des 
circonstances qui rendent les d^penses de la compa- 
gnie, pour le transport, plus elev^s dans un cas que 
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dans l'autre, et si la Convention de 1864 permet de pren- 
dre ces circonstances en consid^raüon. » 

M. Gavaignac conclut de lä, dansson dernier article, 
qne la Commission rCadmet de rSdtcction de tarifque 
quand ü y a rSduction de depense pour la compagnie 
et qu'elle ne considdre point Vengagemeni de ne se 
servir des lignes de la compagnie ou de fournir un 
tomiage minimum comme rSdtnsant les dSpenses de la 
compagnie. Mais il y a lä une erreur absolue. Elle 
admet si bien que Tengagement ^e se servir exclusive- 
ment du chemin de fer donne droit k une diminution de 
tarif , qu'elle accorde cette diminution de tarif . . . ä qui ? 
— non pas au public, en g^n^ral, mais seulement aux 
signataires des traitös, que ces traitös aient une duröe 
de 14 ans ou de 30 ans,et eile se base sur quoi? sur le 
texte d'un traitö concMant des tarifs d'abonnement. 

Et, dans la deuxidme affaires celle de la r^duction de 
15 0/0 accordöe par la Compagnie du South^Easteim 
OUgement du 12 mai 1876), ce n'est plus seulement un 
trait^ d*abonnement que la Commission sanctionne^ 
c'est un de ces traitös particuliers que Tarticle 47 du 
cahier des charges de 1 856 a f ormellement interdits aux 
Compagnies francaises. 

En ce qui concerne la cr^tion de gares nouvelles ou 
Tagrandissement de stations, j'ai fait remarquerque le 
seul jugement rendu, sur ce point, par la Commission, 
avait öt^ cass6 par la Cour du Banc de la Reine. M. Ca- 
vaignac, dont l'article est publik au mois d'aoüt 1880, 
dit que cette affaire n'^tait pas jugöe au moment oü il 
öcrivait, nimöme au mois de janvier 1880, et il craint 
que je n'aie fait erreur sur ce point. J'en demande bien 
pardon k mon honorable contradicteur , mais cette 
aflfaire ötait jugöe au moment oü je rödigeais mon pre- 
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mier articie et par consöquent, longtemps avant le mo- 
meut oü M. Cavaignac öcrivait sa röponse. L'affaire a 
6tö examinöe par la Cour du Banc de la Reine, le 19 
novembre 1879, etTarrSt a 6t6 rendu le 13 janvier 1880 . 
Ha 6t& publik, des le lendemain, dans le Times (N** du 
14 janvier, page 4). 

J'avoue que je pourrais peut-ötre m'ötonner du pro- 
c6d6 de discussion employö ici. Au lieu de röpondre 
par une nögation ou par un doute, il eutötö plus simple, 
ce me semble, de vörifier, ce qui ötait bien facile, le fait 
allöguö par moi. 

Quoi qu'il en soit, je n'ai plus k discuterla ques- 
tion de savoir si la Commission croit ou ne croit pas 
avoir, sur ce point, tel ou tel droit. En fait, dans T^tat 
actuel des choses, le seul arrSt par lequel eile a ordonnö 
non pas la construction, mais simplement l'agrandisse- 
ment d'une gare (1), a ^t6 cassö et la Cour du Banc de 
la Reine a formellement döclar^, pour employer les 
expressions memes du lord chief justice «que les Com- 
missaires ne posssödent pas le droit qui leur est con- 
testö. » 

Dans l'affaire relative au tarif commun(2), M. Cavai- 
gnac, apres avoir rectiflö Tönoncä de la difflcultö qu'il 
explique ä peu pres comme je Tai fait moi-möme, 
s'ötonne que j'aie omis de dire que la Commission a d6 - 
cid6 que le tarif commun sera röparti entre les deux Com- 
pagnies, « de facon que les trajets soiont, en ce qui con- 

1. Yoir ci»apr^s la note relative ä la ciaqui^me conclusion , 
p. 27. 

2. M. Cavaignac fait remarquer que j'emploieici Tetpression 
tarif commun pour traduire le mot through rate, C'est qu'il 
s'agit bien ici, en effet, d'un tarif commun, dans le sens oü le 
mot est habituellement employ^ en France. 
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cerne les deux Compagnies, sur le pied d'ögalit^.» Et il 
ajoute : « cependant M. de Franqueville soutient que la 
Commission n'a pas le droit d'ötablir des tarifs com- 
muns et de les röpartir.» Je pourrais d'abord r^pondre 
qu*il ne s*agit pas ici d*4tablir un tarif commun ; dans 
Tespece ce tarif existe et n'est pas contostö, mais je me 
demaade surtout oü M. Cavaignac a lu raffirmation 
qu'il me prSte ? — J'ai expliquö (1) que la premiöre des 
cinq conclusions du memoire n*ötait point exacte, dans 
les termes g^a^raux et absolus oü eile ötait formul^e, et 
j'ai exposö aussitöt aprSs comment et dans quels cas la 
Commission peut statuer sur Tötablissemeut et la r^par- 
tition d'un tarif total. 

Au paragraphe suivant, M. Cavaignac reconnait 
que, dans l'affaire des terminal charges ou frais de 
gares, il y a eu transaction entre les parties, c'est ce 
quej'avaistenu k constater. 

L'auteur du memoire s'ötonne ensuite que j'aie cru 
devoir contester ses conclusions, bien que jene contre- 
dise en rien la facon dont 11 a expos^ Taffaire. II finit 
cependant par reconnaitre avec moi que : € dans Ves- 
pice, les detcx Compagnies avaient Sie d'accord pour 
s* adresser a la Commission, » C'est lä ce que je vou- 
lais ötablir. Les deux Compagnies avaient conclu un 
trait^, par lequel elles ^tablissaient un tarif commun : 
il s'agissait d'interpreter un point douteux de cet acte 
et elles se sont adressdes aux Commissaires, en d^cla- 
rant, k Tavance, s'en rapporter k leur döcision. Je 
demande si le texte du memoire donnait une id^e 
exacte des faits, lorsqu'il portait « deux voies sont 
ouvertes ä un m&me trafic, la Commission dStermine 

i. V.p.2»aelabroch.:f£fa( et lesCheminsdeferen Angletert^e. 
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les tarifs ety au Heu de laisser les Compagnies libres 
de s*eniendre et de lütter^ Stablit un iarifcommtm. > 

Je ne suivrai pas l'aateur du memoire dans les dötails 
qu'il donne sur plusieurs cas oü la Commission des 
chemiDS de fer a statuö sur des questions de tarifs 
communs ou totaux, conform^meut aux termes de Tar- 
ticle 11 de la loidu 21 juillet 1873, mais je me demande 
ce qu'il veut prouver ? Je n'ai jamais contestö ce point 
et j'ai cito moi-mSme le texte de la loi (1), je Tai rappelö 
älafln de mon travail i2), mais j'ai pris soin, je le 
röpöte encore une fois, d'ajouter les re strictions essen- 
tielles queles afflrmations si absolues de M. Cavaignac 
laissent, k tous moments, dans Toinbre. Je reviendrai, 
d'ailleurs, sur ce sujet, ä propos de lapremiöre conclu- 
sion de l'auteur. 

Quant k la question de l'entretien du canal de T Avon , 
je n'ai pas discutö le point de savoir quels sont les 
droits de la Commission ; j'ai simplement fait remar- 
quer que l'afflrmation de M. Cavaignac, relativement 
k la döcision rendue 4tait pr4cis6ment le contraire de 
la vöritö ; il le reconnait lui-mßme. II parle aussitöt 
apres d'une autre affaire, celle des canaux de War- 
wick, de Birmingham et d'Oxford, dans laquelle la 
Commission arenduun jugement contreune compagnie 
de chemin de fer propriötaire d'un canal ; il aurait pu 
övitercettecitation, puisque le jugement a 6t6cass6 
en appel. 

En ce qui concerne enfln la flxation des heüres de 
d^part des trains, je m'expliquerai sur ce point, en 
parlant de la quatriöme conclusion de M. Cavaignac. 

1 .V. p. 5 de la broch. : Vttat et les Chemins de fer en Angleterre. 
2. Yoir page 28 de la m§me brochure. 
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RevenaDt alors k ses conclusions, M. Cavaignac se 
demande s'il est besoin de les justifler. 

II traite de nouveau, k ce propos, la question des 
arbitrage s et affirme qu'il ne s'agit pas de « vSrüables 
arbitrages, puisqtie lejiige rC est pas dSsigni par Vao 
cord des parties ei quHl est imposi a Vime d'elleSy » 
et que « la Commission^ lorsqu'elle siege comme 
arhitre^ a des pouvoirs encore plus Steyidus qice lorS" 
qu'elle sidge comme juge. » 

Je comprendrais cette affirmation et cette conclu- 
sion, 3i toute question pouvait etre, k la demande d'une 
partie et contre le voeu de Tautre, soumiseä Tarbitrage 
des Commissaires et si ces derniers avaient, en effet, 
unpouvoir illimitö pour döcider toute question. Mais, 
ainsi que je Tai dit plus haut, il n'en est pas ainsi. 

Les Commissaires ne peuvent remplir les fonctions 
d'arbitres qu'aux conditions suivantes : 1"* Qu'un acte 
ou un traitö particulier ait döcidö que le point en litige 
devra etre tranch^ par des arbitres ; 2° Que cet acte ou 
c6 traitö n'ait d^signö k Tavance les arbitres ni par 
leur nom, nipar leurs fonctions; 3*^ Que l'une des par- 
ties röclame l'arbitrage des Commissaires ; 4^ Que ces 
demiers consentent k se charger de l'arbitrage* 

Donc, lorsqu'il y a un arbitrage, c'est parce que cha- 
cune des parties intöressöes avait, au moment de Tob- 
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tention deTacte de concession, ou au momentde la 
signature d'un trait^ librementpass^, consenti d'avance 
k soumettre la difficultö k des arbitres, sans d^signer 
k Favance ces arbitres. Dans ce cas, qu'arrivait-il avant 
la cr^tion de la Commission ? Chacune des parties 
nommait un arbitre, et les deux arbitres ainsi choisis 
en d^signaient un troisiöme. Est-ce que, dans ce cas, 
deux des arbitres, sur trois, n'ötaient pas imposSs k 
l'une des parties, et disait-on, pour cela, qu'il n'y avait 
plus un vöritable arbitrage'i 

Quant aux pouvoirs des arbitres, il est, je le röpdte, 
impossible d'afdrmer, d'une fa^on gön^rale, qu*ils 
soient plus ou moins ^tendus. C'est une question d'es- 
pSce, et,pour savoir quels ilssont, il faut, dans chaque 
cas, se reporter au texte de Tacte ou du traitö qui donne 
pouvoir aux arbitres de trancher teile ou teile diffi- 
cultö. 

Cela dit, je reprends chacune des conclusions de 
M. Cavaignac : 

l"* L'auteur, aprös avoir ajout4 qu'il a cito, cettefbig, 
de nouveaux jugementsä Tappui de sa these, continue k 
raisonner, comme si j'avais dit que, jamais et en aucun 
cas, la Commission nepeut ^tablir ou r^partir un tarif 
total. Puisqu'il semble n'avoir pas compris, sur ce 
point, la portöe de ma critique, je vais prendre, pour 
m'expliquer, un exemple qui soit plus facilement saisi 
du lecteur frangais : 

L'article 61 du cahier des charges des chemins de fer 
francais porte que € les compagnies concessionnaires 
de chemins de fer d'embranchement ou de prolonge- 
ment auront la facultö de faire circuler leurs 
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wagons et machines sur les chemins de fer objet de la 
präsente concession, pour lesquels cette facultö sera 
r^ciproque k l'^gard desdits embranchements et pro- 
longemeats. Dans le cas oü les diverses compagnies ne 
pourraient s'entendre entre elles sur l'exercice de 
cette facult^, le Gouvernement . statuerait sur lesdif- 
flcult^s qui s'öleveraient entre elles k cet ögard. » Et le 
möme article donne au Gouvernement le pouvoir de 
r^duire, dans ce cas, les tarifs de 10 k 25 pour 100 au- 
dessous du prix percu par la corapagnie. 

Je suppose qu'un Ingenieur anglais, dans une ätude 
relative aux pouvoirs que possöde le Gouvernement 
francais sur les chemins de fer, expose les difförents 
cas oü le Ministre des Travaux publics a 6t6 appel^ k 
exercer les attributions d'arbitrage que lui conföre Tar- 
ticleöl. Rien de mieux, etil sera dansle vrai.Mais, s'il 
veut, k la fin de son travail, conclure par une formule 
g^n^rale, en disant : Ces qtcelqties dScisions suffiseiit 
ä 6tahlir qice le Ootwemement peut imposer ä deux 
compagnies des tarifs communs^ en fixer le montantr 
et les ripartir entre deux compagnies » , on lui röpondra 
ceque j'ai r^ponduä M. Cavaignac : Non, aucunedes 
döcisions n'ötablit que le Gouvernement ait le droit que 
vous formulez en ces termes et, reprenant le texte de 
Tarticle 61, on ajoutera : « II est vrai qu'avec biendes 
restrictions, le cahier des chai^es autorise leGouveme- 
ment k statuer dans certains cas, etc. > 

II en est absolument de mSme k propos du travail de 
M. Cavaignac. 11 peut citer tous les cas de cette natura 
jug^s par la Commission, sans Stre, pour cela, en droit 
d'exprimer sa conclusion par les termes absolus qu'il a 
employös. Et le lecteur qui voudra bien se reporter au 
texte de la loi du 21 juillet 1873 verra facilement 
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quelle est la formule vöritable : celle de M. Cavaignac 
ou Celle que j'ai indiqu^ da&s ma r^ponse (1). 

Quant k la remarque par laquelle se termine le para- 
graphe, k savoir que les restrictions indiqu^es par la 
loi de 1873 disparaissent lorsque la Commission sidge 
nomine arbitre, c'est encore lä une erreur. EUes ont pu 
disparaitre dans un cas cito par M. Cavaignac, elles 
peuvent aussi disparaitre dans certains autres cas, mais 
elles peuvent ögalement Stre maintenues et mSme sinr 
guliörement augmentöes dans certains autres. 

Encore une fois, c*est une question d'espdce, et, en 
concluantdu particulier au gönöral, on arriveä poser 
comme exacts des principes qui sont absolument faux. 

2o Sur le second point, M. Cavaignac trouve surpre- 
nant que je ne contredise point sa conclusion. Mais je 
lui demande la permission de faire remarquer, au con- 
traire, que je n'admets point du tout sa proposition dmis 
les termes oü il la formule. J'ai soin d'indiquer dans 
quels cas et avec quelles restrictions ce droit donnö aux 
Commissaires peut Mre appliqu^, et j*ajoute que Ton a 
pu voir quel usage la Commission a fait de ce droit pla- 
tonique. 

M. Cavaignac n'admet pas cette expression, et il 
Signale deux ou trois circonstances dans lesquelles la 
Commission, en partageant le produit d*un tarif total, a 
fix^, pour des distances d'ailleurs assez courtes, un prix 
införieur au maximum du cahier des charges. Comment ! 
pendant une Periode durant laquelle les chemins de fer 
du Royaume-Uni, avec un r&eau de 28.000 kilomötres, 
ont transportö plus d'un milliard de tonnes, plus de 

1 . V. p. 28 de la broch. : VElat et les Chemins deferen Angkterre. 
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trois milliards de voyageurs, etpercu une recette brüte 
de neuf milliards de francs environ, il est arrivö deux 
ou trois fois que la Commission des chemins de fer a 
attribuö k une compagnie, dans la r^partition d'un 
tarit un prix införieur au maximum de l'acte de conces- 
sion, mais ögal ou mSme sup^rieur au prix röellement 
percu, pour un parcours de quelques milles, et je ne 
serais pas fondö k dire qu'elle a us6 de ce droit d'une 
fagon platonique ? 

3« Sur la troisiöme conclusion, M. Cavaignac avoue 
que : « C'est lä un point sans grande imporiance, car 
iljsst bien peu de cas oü il n'y ait pas de maximum 
imposd. » Je n'insiste donc pas, si ce n'est pour faire 
remarquer qu'ici encore le principe posö par M. Cavai- 
gnac n'ötait pas exact. La Commission regrette de ne 
pouvoir donner une valeur pratique au mot raisonnadle^ 
mais eile ne se consid^re pas, et n'est pas, comme le 
disait M. Cavaignac : maitresse absolue du taHf toutes 
les fois quHl n'y a pas de maximum. 

4** M. Cavaignac trouve que, sur le quatriöme point, 
ma conclusion düferepeu dela sienne. Jeluien demande 
bien pardon, mais il y a, entre son afßrmation et la 
mienne, la möme difförence, s*il m'est permis d'employer 
cette comparaison familiöre,qu'entre Celles de deux voya- 
geurs qui, franchissant la frontiöre d'Espagne et ren- 
contrant une femme blonde, öcriraient , le premier : 
« toutes les Espagnoles sont blondes ; » lesecond, « j'aivu 
en Espagne une femme blonde, je vous dirai dans quelque 
temps, si toutes le sont ou si celle-ci ötait une excep- 
tion. » La proposition de mon honorable contradicteur 
est, en effet, beaucoup trop gönörale. Dire qu'il est 4tabli 
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par les d^cisions citöes dans son memoire que la Com- 
mission peut d^terminer le nombre et les heures du d^ 
part des trains, c'est aller beaucoup trop loin. De ce que 
la Commission a d^cid^, daus une circonstance, qu'il y 
avait lieu d'am^liorer le scrvice d*uue petite ligne de 
un mille et demienviron (2.400 metres),entreChatham 
et Strood, cela ne sufflt pas pour ^tablir d'une facon g^ 
nörale et absolue qu'elle peut * döterminer le nombre et 
les heures de dcjpart des trains. » 

ö** J'avais indiqu^ que la conclusion de M. Cavaignac 
^tait erronöe sur ce point, en rappelant que Jamals la 
Commission n'avalt ordonnö la cröation d'une gare et 
que la seule döcision, par laquelle eile avait voulu con- 
traindre une compagnie,non pas k ouvrir, mais k agran- 
dir une gare, avait 6t^ cassöe par la Cour du Banc de la 
Reine (1). 

M. Cavaignac, au lieu de v6rifler Teiactitude de mon 
afftrmation, assure que cet arrSt de Cassation n'ötait pas 
rendu au mois de janvier 1880 et exprime la crainte que 
je n'aie fait erreur. Je remercie Fhonorable auteur des 
craintes qull exprime, mais je lui ai r^pondu plus haut 
en citant la date de TarrSt et la page du Journal oü il le 
pourra trouver. 

1. Je ferai cependant observer que le 6* rapport des Com- 
missaires, qui n'^tait pas encore publiö au moment oü M. Ca- 
vaignac a imprim^ son premier article, ni k l'öpoque oü j'ai 
<3crit ma r^ponse, contient un jugement par lequel la Commis- 
sion a ordonnö la cröationd'une gare de marchandises. Ce juge- 
ment a 6i6 frappö d'appel et la Commission en a suspendu 
l'ex^cution. En voyant que la Cour du Banc de la Reine a re- 
fus^ d'admettre (i3 janvier 4880) que la Commission eüt le 
droit de prescrire Tagrandissement d'une Station, on peut pr^- 
voir quel sera le sens de la döcision ä intervenir sur ce point. 
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VI 



M. Cavaignac avait dit, en concluant, non pas seule- 
ment comme il Töcrit dans son second memoire, que 
Yßtat possede en Angleterre des pouvoirs que Vi! tat 
nepossede ou rCexercepas en France ; il avait imprim^ 
ceci : Tons ces pouvoirs (ceux-ci indiquös aux cinq 
paragraphes pröcödents) qtie Vtltat ne possede ou 
n^exerce pas en France existent riellement en Angle- 
terre. » J'ai relevö. cette assertion et Tauteur admet, 
avecmoi, dans son deuxidme article, quelaCommission 
des Chemiüs de fer est uq simple tribunal, aussi ind^- 
pendant de TEtat que tout autre tribunal, et il ajoute : 
« Mais M. de Franqueville confond le Gouvernement 
et riltat. Nous n'avons jamais dit que le Gouverne- 
mefit ou, pour mieux dire, V Administration supirieure 
etit, en Angleterre, lepouvoir d'imposer aux Compa^ 
gnies des iarifs communs. Nous avons seuleinent parle 
dupouvoir de r^tat. Quand un tribunal applique les 
lois faites par le Parlement, n'est-cepas lepouvoir de 
VJ&tat qui est mis en action'i N'est-ce pas dans ce sens 
que Von appelle la magistrature un des pouvoirs de 
V£!tat ? » 

Mais, en vöritö, j'avoue que je ne comprends plus le 
raisonnement de M. Cavaignac. L'Etat est un dtre fictif 
qui est repr^sentö par certaines personnes, et Ton admet 
en gönöral que, si le Gouvernement n'est pas l'Etat, il 
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agit,du moins, au nom et comme repr^sentant de l'Etat. 
Lorsque Ton parle notamment des chemias de fer et que 
Ton emploie Texpression de contröle de r£tat, on sait, 
sans qu'il soit besoin d'autre explication, qu'il s'agit du 
Ministre des Travaux publics, des Ingenieurs, Inspec- 
teurs, Commissaires et autres agents charg^s de ce Ser- 
vice. Sans doute, la magistrature est un des pouvoirs de 
l'Etat, et la justice se rend au nom de TEtat, mais qui 
donc aura Tidäe de dire, par exemple, que l'Etat < pos- 
söde le pouvoir » d'annuler le testament d'un citoyen, 
de prononcer la nullitö d*un manage, de statuer sur la 
16gitimitö d'un enfant, sur la propri^tö d'un champ, etc. , 
parce que les tribunaux fönt cela tous les jours, en 
appliquant les lois votäes par le Parlement? II ne me 
parait pas nöcessaire d'insister sur ce point. 

M. Cavaignac continue, en disant qu'il n'y a pas lieu 
de tenir compte des pouvoirs que TEtat possöde, mais 
qu'il n'exerce pas, et il formule ainsi sa pensöe : « Ce 
qui Importe f au point de vue de Vinter^t public ^ c'est 
que Viltat exerce ses pouvoirs^ et un pouvoir que VÄ'tat 
7i*exerce pas est comme s*il n'existait point. » 

Mais, si TEtat n'exerce pas tel ou tel de ses pouvoirs, 
cela peut tenir k deux causes : ou bien les reprösen- 
tants de TEtat manquent k leur devoir, en omettant 
d'exercer ces pouvoirs, ou bien ces m6mes agents 
estiment qu'il n'y a pas lieu de les exercer. Ainsi le 
titre III du cahier des charges donne k l'Etat le droit, 
dans certains cas, de racheter les chemins de fer, de 
prononcer la döchöance, etc. On n'en a guöre us^jus- 
qu'ici : peut-on dire pour cela que ce pouvoir est comme 
s'il n'existait point ? Et les pouvoirs conför^ par l'ar- 
ticle61 du cahier des charges, dont j'ai parl^ plus haut, 
l'Etat n'en peut user que si une Compagnie le lui 
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demande. Dira-t-on qu'ils sont aussi comme n'existant 
pas? 

J'avoue que je ne saurais admettre un tel raisonne- 
ment. 

J'arrive ä la phrase suivante du second memoire de 
M. Cävaignac : M. de Franquevüle nous oj^ose le 
droit d'homologalion^ qui est aryourd'hui reconnu 
par les Compagnies et qui ä mSme MS appliqu4 dans 
certains cos (Voirle discours du Ministre des Travaux 
publics du 20 mars 1877) >. 

J'avoue que j*ai relu dix fois ce passage avant de me 
döcider ä croire que M. Cavaignac avait pu l'^crire. 
(üomment, c'estd'AUJOURD'HUi que le droit d'homologa- 
tion est reconnu par les Compagnies ! Comment il est 
appliquö DANS certains cas ! Comment, il faut recourir 
au discours du 20 mars 1877, pour savoir qu'il 
existe ! 

Ah ! je comprends maintenant pourquoi M. Cavai- 
gnac attache tant d'importance k mettre en relief les 
pouvoirs de la Commission anglaise, pourquoi il les a 
exagör^s, pourquoi il semble nous proposer d'imiter 
cette Institution. C'estquelavöritableportöe de lal6gis- 
lation f rancaise sur Thomologation des ta rifis lui a com- 
plötement öchapp^, c'est qu'il croit que le pouvoir du 
Ministre est insigniflant ou qu'il ne s'exerce qu'A de 
rares intervalles et dans des occasions exception- 
nelles. 

Mais M. Cavaignac n'adonc jamais lu Tarticle 44 de 
Tordonnance du 15 novembre 1846 ; il ne connait donc 
pas Tarröt du Conseil d'Etat du 21 avril 1853, ni Tar- 
ticle 48 du cahier des charges de 1857. II oublie donc 
qu'aucune taxe, de quelque nature qu'elle soit, ne peut 
Strepercue par une Compagnie, qu'en vertu d'une homo- 
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logation du Ministre des Travaux publics. II parait 
igüorer que, sur les milliers de tarifs qui existent ou 
out ezistä, il n eiiest pas un seul qui ii'ait ^t4 homo- 
logue, — qu'il ne se passe pas de semaine oü le Comitö 
des chemins de fer n'ait k examiner une s^rie de tarifs 
soumis k rhomologation — qu'une Compagnie ne peut 
ni abaisser un tarif, ni mSme le relever dans les limites 
du maximum fix^ par le cahier des charges, sans auto. 
risation du Ministre ? 

Ne sait-il pas que tous les tarifs homologuös depuis 
plus de vingt ans, Tont 6t6 seulement k titre provisoire, 
de teile sorte qu'il sufflrait d'une döcision ministerielle 
pourles supprimer aprös Taccomplissement des for- 
malitös suivies pour Thomologation ? — que Tadminis- 
tration s'est constamment montr^e si jalouse de son 
droit que, lorsque les Compagnies ont proposö des 
tarifs k durde limit^e, de facon k pouvoir les relever sans 
ötre oblig^es de solliciter une nouvelle homologation , 
le Ministre les a toujours repouss^s, sauf dans quel- 
ques cas extrömement rares? — Ne sait-il pas enfin que 
tous les tarifs non röglös par le cahier des charges, 
tous les frais accessoires, etc., sont, non pas seulement 
homologuös, mäis flx^s par le Ministre, qui a, sous ce 
rapport, une latitude absolue (voir notamment art. 43, 
46, 47, 51, 52 du cahier des charges) ; — que la Classi- 
fication de toutes les marchandises non d^signöes dans 
le tarif du cahier des charges (lequel en contient 70 
environ, tandis que les tarifs en portent aujourd'hui 
plus de 1.500) estfaite par Tadministration Cart 45)? 

Comment M. Cavaignac pourrait-il dire, s'il se ren- 
dait un compte exact de notre lögislation, que le droit 
d'homologation qui appartient, en France, au Gouver- 
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nement n'est pas comparable ä celui que possMe la 
Commission anglaise ? 

Cette digression Döcessaire m'a öcartö du point en 
discussion ; il s'agit, pour röpondre de nouveau ä 
M. Cavaignac, de savoir si r^ellement TEtat ne pos- 
söde pas en France, les cinq pouvoirs que l'Etat, sui- 
vant Tauteur, possöde en Angleterre : 

V La Commission anglaise peut imposer ä deux 
Compagnies des tarifs communSy etc. J'ai indiquö 
dans quel cas la loi de 1873 donne k la Commission le 
droit de statuer. sur Tötablissement d*un tarif total. — 
Le Gouvernement frangais est-il dösarmö, sous ce rap- 
port? L'article 61 du cahier des charges lui donne, 
ainsi que je Tai expliquö incidemment plus haut, un 
pouvoir qui, sans 6tre aussi considörable, n'en est pas 
moins important. J'ai fait, d'ailleurs, ressortir les 
droits önormes quiluiappartiennent, en ce qui concerne 
les tarifis, droits que M. Cavaignac paraissait ignorer, 
au moins avant d'avoir lu le discoursdu 20 mai 1877. 

2*» La Commission peut imposer un tarif m&ms 
inf&rieur au maximum du cahier des charges. J'ai 
ägalement indiqu^ dans quels cas et avec quelles res- 
trictions ce droit peut 6tre exercö. — En France, le 
Gouvernement peut, dans le möme cas, accorder aux 
Compagnies une röduction de 10 ä 25 pour 100 du prix 
pergu par la Compagnie, sur le röseau de laquelle cir^. 
culent les wagons (Art. 61 du cahier des charges). 

' 3<» La commission est, toutes les /bis qu'il n'y a 
pas de maximum, w^ltresse absolue du tarif. J'ai 
ehcöre indiquö comment cette assertion n'est pas exacte 
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et M. Cavaignac reconnait aujourd'hui lui-mSme que ce 
point est saus grande importance. Bn France, on l'a 
dit plus haut, le Gouvernement est maitre absolu de 
fixer tous les tarifs non pr^vusaux cahiers des charges. 
Ce droit est trös important et est continuellement 
exerc^. 

4® La Commission peut dSterminer le nombre et 
les heitres des dSparts des irains. Ici encore, j'ai röduit 
cette assertion ä sa juste valeur. — En France, l'art. 33 
du cahier des charges doune au Ministre le droit de 
d^terminer < le minimum et le maximufn de vitesse des 
convois de voyageurs et de marchandises et des con- 
Yois sp^ciaux des postes, ainsi que la dur^ du trajet. » 
Ce droit est constamment exerc^. Pas un ordre de ser- 
vive pour la marche des trains n*est mis en vigueur, 
pasun train sp^ial, pasuntrain de plaisir u'est mis 
en circulation, sans Tautorisation du Ministre, qui peut, 
ä son gr^ et sans appel, fixer le nombre et les heures de 
d^part des trains, leur vitesse, etc., etc. 

. 5" La Commission peut contraindre ä crSer et ä 
agrandir des staiions, Cette assertion n'est plus exacte 
ai:gourdliui (ArrM de la Cour du Banc dela Reine du 
13 janvier 1880). Celame dispense d*examiner le mSme 
point, en ce qui concerne la France et de m'expliquer 
sur rarröt du Conseil d'Etat du 28 juin 1878. 

Le lecteur pourra maintenant trancher, en connais- 
sance de cause et je lui laisse le soin de d^couvrir, dans 
ces divers cas, quels sont les pouvoirs que possMe 
TEtat, en Angleterre, et qu'il ne possöde pas en 
France. 

3 
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J'ajouterai cependant deiix mots. Puisque M, Cavai- 
gnac a cru devoir citer un passage d'uD auteur alle- 
mand, je me permettrai, ämon tour, de reproduire quel- 
ques ligaes d'un excellent articie publik, le 24 aoüt der- 
nier, par le Times. On verra de quel cotö du d<5troit 
TEtatse trouve le mieux armö : 

« Les cas dans lesquels les Compagnies de chemins 
de fer percoivent, pour le transport des marchandises, 
des prix considörablement supörieurs k ceux percus 
pour les m6mes marchandises, qui se trouvent dans des 
conditions exactement serablables mais qui ont une 
autre provenance, ne sont pas les seuls dans lesquels 
les Commissaires trouvent leur autoritö trop limitöe. 
Chaque ann(?e, ils ont h döplorer, dans leurs rapports, 
de ne pouvoir remödier k certain grief qui leur est 
signalö. Dans leur dernier rapport, par exemple, les 
Commissaires ont düannoncer qu'enconsöquence de cer- 
taines decisions des cours de justice, ils ne peuvent pas 
obliger une Compagnie de chemin de fer h accorder un 
tarif total, lorsque cette Compagnie a conclu des arran- 
gements relatifs k l'exploilation affectant ses tarifs. 
Mais Texemple le plus remarquable du caractere limitö 
de Tautorite des (Jommissaires est celui des tarifs divers 
percus pour la m6me espece de. Services rendus. 

« II y a environ un an, Tattention du Parlement fut 
attiröe siir ce fait, que les produits agricoles venant 
d'AmöriqueALondres par Liverpool ölaient transportös 
c\ meilleur marchö que les produits indigönes similaires 
et Ton se demanda s'il ^tait juste, dans un moment oü 
les forraiers d'Angleterre et d'Ecosse avaient tant de mal 
k liitter, que la viande d'Amörique füt transportöe de 
Glasgow äLondres au prix de 75 francs la tonne, tandis 
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que la viande transportöe des environs de Glasgow k 
Londres payait 87 fr, 50 oumöme 96 fr. 50 par tonne, 
si la Compagnie demeurait responsable des risques de 
transport. La correspondance que nous avons publiee 
montre que ces anomalies n'ont pas diminud 

« Les Compagnies ne gardent aucune proportion en- 
tre les distances et les tarifis et il semble extraordinaire 
qu'une tonne de sucre paie deux fois plus pour parcou- 
rir 160 kilomötres entre Londres et Birmingham que 
pour parcourir 160 kilomßtres entre Birmingham et 
Glasgow. Cependant, de telles anomalies se produisent 
fröquemment... Les tarifs sont aussi peu en rapport 
avec la valeur des produits qu*avec les distances par- 
courues. Ainsi, les pommes de terre ont plus de valeur 
que les navets, et cependant le tarif des navets peut 
excöder de 50 p. 100 celui des pommes de terre 

« Lorsque les Compagnies ont le champ libre, 

elles perfoivent toutcequ'elles peuventdans les limites 
de leurs actes de concession et de la douce (mild) in- 
fluence corrective de laCommission des chemins de fer. 
Elles ne regardent pas ä taxer le transport du houblon 
partonne etpar mille ä fr. 70 du nord au sud et ä fr. 30 
du sud au nord, ou k faire payer pour la houille, ici 
6 fr. 25 et lä 3 fr. 40 pour la mßme distance 

« En faisant toutes les concessions nöcessaires aux 
exigences raisonnables de Texploitation, il nous parait 
que ces inegalites peuvent difficileraent etro excusees 
et nous ne pouvons pas nous ötonner qu'ily ait un desir 
si g6n6ral de les voir reviser. Mais qui pourra faire 
cette besogne? Le Board of Trade n'a le pouvoir de 
rien faire, il ne saitmemepas officiellement si les tarifs 
pergus sont diflförents du maximum autoris^. La Com- 
mission des chemins de fer n'y peut presque rien ; eile 
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peut forcer une Compagnie k donner des facilit^s rai- 
sonnables pour Texp^dition, le transport et la remise 
des marchandises ; eile peut interdire d*accorder une 
pr6föreace nonjustifiSe k certains expMiteurs aux dö- 
pens des autres, eile peut intervenir lorsque les frais 
accessoires sont exag^r^s ; eile peut permettre aux n4- 
gociants d*inspecter le livret des tarifs appliqu^s ; eile 
a le droit de mettre eu mouvement les pouvoirs limitfe 
qae lui donne la loi, mais quand eile a fait tout cela, 
les in^galit^s dont se plaigneut nos correspoadants 
coutinuent k subsister. » 



VII 



L'auteur de Tarticle ins6r6 aux Annales veut bieu 
terminer sa note, ea exprimant le regret que je n'aie 
pas fait usage, dans rinterdt de ma these, d'ua docu- 
ment qui a paru depuis Töpoque oü il ^crivait son ar- 
ticle et oü je publiais le mien. 

II faut convenir que j'aurais eu quelque peine k con- 
naitre ce qui n'existait pas encore. Mais, en outre, je 
n'avais nul besoin de cela, par lebon motifque je n'ai 
soutenu aucuue these, J'ai pr^tendu simplement relever 
soit les erreurs, seit les exagörations contenues dans 
un document qui m'avait 6tö signalö, mais je n'ai exa- 
minö aucuoe question de principe et je n'ai tir^ que peu 
de conclusions. Je m'en suis rapport^, d'ailleurs, abso- 
lument äce que j'ai 6crit, il y a quelques annöes, sur ce 
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sujet, par la simple raison que je ne saurais aujour- 
d'hui rien chauger ä ceque je disais alors. 

Mais je pourrais m*6tonner , k meilleur droit , que 
M. Cavaignac, ayant lu le sixieme rapport de la Com- 
mission eten ayant parl6 dans son second article, n*ait 
pas jugö k propos d'en dire quelques mots k ses lecteurs. 
Je me permettrai de supplöer k cette lacune. 

Pendant le cours de rannte 1879, la Cornmission a 
jug^, en totU, quatre affaires : 

1" Elle a iiA saisie d'une demande formte k Teffet d*ob- 
tenirr^tablissement d*une Station sur le röseau duZfOn- 
don and South' Western entreWinchfield etBasingstoke. 
La Cornmission, tout en reconnaissant Tutilitede cette 
cröation, a consid^rö qu'elle n'avait pas le pouvoir d*au- 
toriser et, k plus forte raison, d'ordonner l'expropria- 
tion du terrain nöcessaire et eile a, en consöquence, 
rejetö la demande (Jugement du 25 juillet 1879). 

2" Une difficult^ s'est 61ev6e entre la Compagnie des 
tramways de Swansea et celle du chemin de fer de 
Swansea k Mumbles. La premiSre de ces compagnies 
avait obtenu du Parlement Tautorisation de faire pas- 
ser ses voitures sur les rails du chemin de fer, qui ätait 
alors k traction de chevaux.- La Compagnie du chemin 
de fer voulant remplacer ses chevaux par des machines, 
il enestr^sult^ une dif&cult^, que la Cornmission a trän- 
ch4e en d^cidant que les tramways pourraient conti- 
nuer k circuler sur les rails immödiatement derri^r^ les 
trains (Jugement du 9 aoüt 1879). Cette d^ision a ^t^ 
frapp4e d'appel. 

3^ La Compagnie du Midland Great Westerjh ö^7r- 
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la7ide avait conclu, avec la Compagnie de Meath^ un 
trait^ par lequel eile se chargeait de Texploitation des 
lignes de cette dernidre pendant 99 ans. La Compagnie 
de Meath se plaignait que Texploitation de sa ligne 
füt n^glig^e. La Commission, apres avoir pris connais- 
sance du trait^, a ordonn^ r^tablissement d'un train 
de plus dans chaque seos, avec quelques autres me- 
sures desÜQ^s k rem^dier aux abus indiquös (Juge- 
ment du 21 novembre 1879}. 

4** Enfln une discussion s'^tant ^levöe entre les Com- 
pagnies du Caledonian et du Glasgow and South Wes- 
tern^ relativement It Tinterprötation de Tarticle 33 d'un 
acte de concession de 1865, la Commission a donne 
gain de cause k la premiere, en reconnaissant que cet 
acte lui conföre lepouvoir qu'elle r^lame de faire cir- 
culer ses trains, entre Ayr et Glasgow, sur les rails de 
l'autre Compagnie. 

Ainsi, pendant Tannöe 1879, la Commission ajug4 
quatre causes : uae pour rAngleterre, une pour le pays 
de Galles, une pour TEcosse et une pour Tlrlande. On a 
pu se rendre compte, par Texpos^ pr^cödent, de Tim- 
portance de ces affaires. II est bon de rappeler que, 
pendant cette möme annöe, le röseau du Royaume-Üni 
avait un döveloppement de 28.490 kilomötres; il y a eu 
562.732.890 voyageurs et 212.188.155 tonnes trans- 
port^ et larecetteencaiss^s'est^leyöeäl.556.772.915 
francs. 

II sufflt de connaitre ces simples faits pour appr^cier 
quelle est actuellement Timportance vraie de la Com- 
mission des chemins de fer. 

A la premiere et la dernidre page de son deuxi^e 
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ariicle« M. Cavaignac exprime la pensäe que ses con- 
clusions primitives se trouvent conflrm^es et justifl4es 
par les ezplications qu'il ajoute ä son premier memoire. 
Je me permets d'exprimer un avis diam^tralement 
opposä au sien et je laisse au lecteur le soin de juger 
de quel cötö se trouve la v6rit6. 
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